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VON RENÉ NEHRING

Seit 150 Jahren haben die Deutschen 
nun einen Nationalstaat. Mit der 
Gründung des Kaiserreichs im Ja-
nuar 1871 endete die jahrhunderte-

lange Zersplitterung des Vaterlandes in 
unzählige Einzelstaaten. Wenngleich die-
ses Deutschland nicht als vom Volke ge-
tragene Demokratie errichtet worden ist, 
sondern als Fürstenbund von oben, so hat-
te es doch immerhin eine Verfassung. Da-
mals galt die Nation als fortschrittlich.

Diese positive Einstellung der Deut-
schen zu ihrer Nation endete mit der Ka-
tastrophe von 1933 bis 1945. Die Überhö-
hung der eigenen Volksgemeinschaft, so 
die vielfache Deutung, hatte patriotische 
Gefühle und Ideen fortan diskreditiert. 

Doch nicht nur die Deutschen litten 
nach 1945 an und mit ihrer Nation. In Ost 
und West träumten Intellektuelle von 
neuen Menschen und alternativen sozia-
len Bindungen: vom „Sowjetmenschen“, 
der von seiner Herkunft losgelöst allein 
der Zukunft zugewandt leben sollte, im 
Osten – und vom „Weltbürger“, der sich 
ganz von seiner Herkunft losgelöst einer 
globalen Gemeinschaft verbunden fühlen 
sollte, im Westen. Die Nation erklärten 
nicht wenige Geisteswissenschaftler und 
Publizisten zu einer konstruierten und 
überholten Idee des 19. Jahrhunderts.

Doch dann kam 1989/91 – und mit dem 
Zerfall des Sowjetreiches auch die Wie-

dergeburt zahlreicher Nationen und ihrer 
Staaten. Viele Großdenker mussten ein-
sehen, dass Kategorien wie Kultur, Reli-
gion und Sprache noch immer eine unge-
meine Bindekraft besitzen. 

Dass eine Nation keinesfalls ein belie-
big replizierbares Konstrukt ist, musste 
die Welt zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
schmerzlich erfahren. Nach den Terror-
attacken vom 11. September 2001 schei-
terte das Konzept des „Nation Building“, 
des Schaffens neuer Staaten nach westli-
chem Vorbild, in den zahlreichen Ausein-
andersetzungen mit Despotien und radi-
kalislamischen Regimen in Nordafrika 
und im Nahen Osten kläglich. Es zeigte 
sich, dass eine Nation offenkundig auf an-
deren Fundamenten ruht als ein paar 
Nachhilfestunden in politischer Bildung. 

Kein überholtes Konstrukt
Was genau eine Nation ausmacht, ist 
durchaus von Land zu Land verschieden. 
In Großbritannien ist es eher die Monar-
chie, in der Schweiz die Sonderrolle der 
Eidgenossen gegenüber ihren Nachbarn. 
Die Deutschen werden vor allem vom Be-
wusstsein einer Sprach- und Kulturge-
meinschaft zusammengehalten, die bis-
lang alle politischen Brüche überstand – 
weshalb die Nation auch nicht zerfiel, als 
das Land nach dem Zweiten Weltkrieg 
abermals geteilt wurde. 

Dass Nation und Nationalstaat keines-
falls überholt sind, zeigt sich auch an der 

Entwicklung der Europäischen Union. Seit 
der Verabschiedung des Maastrichter Ver-
trags 1992 versuchen europäische Eliten, 
die Mitgliedsländer der Gemeinschaft in 
einer „immer engeren Union“ aufgehen zu 
lassen. Diese freilich ist nicht nur mehr-
fach in Referenden von den Bürgern abge-
lehnt worden, sondern hat sich in wesent-
lichen Krisen als ungeeignet erwiesen, die 
angefallenen Probleme zu lösen (siehe zu-
letzt den Verlauf der Corona-Pandemie). 

Die Globalisierung rückt auch die Be-
deutung der Nationen für eine funktionie-
rende Demokratie wieder in den Fokus. 
Auch wenn es sinnvoll ist, dass sich souve-
räne Länder zusammentun, um auf der 
Weltbühne ein größeres Gewicht zu ha-
ben, garantiert allein der demokratische 
Nationalstaat unverzichtbare Standards. 
Er allein ermöglicht allen Bürgern die bar-
rierefreie Teilhabe an politischen Debat-
ten (ohne Elitensprache oder Dolmet-
scher). Er ermöglicht eine empathischere 
Solidargemeinschaft als multinationale 
Gebilde (siehe die Hilfsbereitschaft bei 
Naturkatastrophen). Nicht zuletzt bietet 
er einen auf einem gemeinsamen Werte-
verständnis basierenden Rechtsraum. Oh-
ne den demokratischen Nationalstaat wä-
ren die Bürger supranationalen Bündnis-
sen, NGO‘s und Konzernen sowie deren 
Interessen schutzlos ausgeliefert. 

So ist die Nation auch künftig in vieler-
lei Hinsicht unverzichtbar – entfliehen 
kann man ihr ohnehin nicht.

Mehr als eine ideelle 
Schicksalsgemeinschaft
Warum die Nation und der demokratische Nationalstaat auch  

in Zeiten der Globalisierung unverzichtbar bleiben
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Das Wetter wird 
„migrantiger“

Die „Neuen deutschen Medienma-
cher*innen“ verstehen sich als „bun-
desweiter Zusammenschluss von Me-
dienschaffenden mit unterschiedli-
chen kulturellen und sprachlichen 
Kompetenzen und Wurzeln“. Für 
„mehr Vielfalt in den Medien“ setzen 
sie sich ein und erhalten dafür neben 
Spenden Steuermittel in Millionenhö-
he. Sie prangern an, dass sich „Chefre-
dakteur*innen“ vor „konkreten Diver-
sity-Maßnahmen“ scheuten und for-
dern bei Journalisten, Moderatoren 
und Schauspielern einen Anteil von 30 
Prozent aus „Einwandererfamilien“. 

Ein neues Projekt ist die „Wetter-
berichtigung“, eine „kleine Korrektur 
fürs Wetter, eine große für unsere Ge-
sellschaft“. Das ist ernster gemeint, als 
der erste Blick vermuten lässt. Be-
kanntlich bekommen Wetterhochs 
und -tiefs Vornamen. Hierfür kann 
man Patenschaften erwerben. Den 
„Medienmacher*innen“ waren die üb-
lichen deutschen Namen ein Dorn im 
Auge, woraufhin sie nun „die ersten 14 
Patenschaften“ übernommen haben. 
Künftig hört man also in der Vorhersa-
ge von Ahmet, Chana oder Romani. Auf 
der Internet-Seite der Kampagne sagen 
die „Medienmacher*innen“, sie hörten 
„nicht auf, Wirbel zu machen. Wir ka-
pern das Wetter 2021 und schleusen 
neue deutsche Namen in den Wetter-
bericht.“ Und: „Zieht euch warm an. 
Denn mit jedem neuen Hoch oder Tief 
wird unser Wetter migrantiger.“ Die 
„Medienmacher*innen“, behaupten, 
Deutschland sei ein „Einwanderungs-
land“. Mit Initiativen wie diesen befin-
det es sich zumindest genau auf dem 
Weg dorthin.  Erik Lommatzsch
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VON ANSGAR GRAW

W er von einem „Putsch“ 
spricht, der in den USA 
14 Tage vor der Inaugu-
ration des 46. Präsiden-

ten Joe Biden versucht worden sei, über-
schätzt die strategische Intelligenz des 
vermeintlichen Drahtziehers. Zwar han-
delte es sich um radikale Anhänger von 
Donald Trump, die am 6. Januar nach ei-
ner aufpeitschenden Rede des Noch-Prä-
sidenten gewaltsam das Kapitol stürmten, 
Verwüstungen anrichteten und damit den 
Tod von fünf Menschen auslösten. 

Aber nichts deutet auf einen Plan hin, 
auf eine Idee, wie man durch diese Aktion 
der Demokratieverachtung und des Van-
dalismus die Macht hätte übernehmen 
oder die Amtszeit des Wahlverlierers 
Trump hätte verlängern können. Trump 
hatte zwar aufgerufen, „lasst uns die Penn-
sylvania Avenue runtergehen“, die Magis-
trale zwischen Weißem Haus und Kon-
gress, um dort die zögerlichen unter den 
Republikanern dazu aufzurufen, gegen die 
Anerkennung des Wahlsiegs von Biden zu 
stimmen. Aber was dann passierte, wurde 
zwar von Trump offenkundig gern gese-
hen (das seien eben Entwicklungen, zu 
denen es komme, wenn man ihm einen 
„erdrutschartigen Sieg stehle“, twitterte 
er), doch konzipiert worden war dieser an-
archische Ausbruch von ihm nicht. 

Tiefe Gräben 
Jetzt gilt es, nach vorne zu blicken. Trump 
verrückte die Welt und Trump verrückte 
die USA – und Joe Biden hat versprochen, 
die Nation wieder zusammenzuführen. 
Wird jetzt also wieder alles gut in Amerika 
und alles einvernehmlich in der interna-
tionalen Politik und im transatlantischen 
Verhältnis gerade auch zwischen Wa-
shington und Berlin?

Blicken wir zunächst auf die Vereinig-
ten Staaten: Jedes faktische Zwei-Partei-
en-System neigt zur Polarisierung. George 
W. Bush (weniger durch den Irak-Krieg 
als durch die anhaltende Verstrickung der 
US-Truppen in diese Kampfarena) und 
Barack Obama (durch eine notwendige, 

aber in ihren Grundlagen von einem 
Großteil der Bevölkerung als „sozialis-
tisch“ empfundene Gesundheitsreform) 
haben den Antagonismus zwischen Repu-
blikanern und Demokraten verschärft. 
Endgültig zum Schimpfwort wurden 
Kompromisse durch Trump. 

Und während die Republikaner nach 
rechts gerückt sind, wanderten die Demo-
kraten nach links. Biden jedoch ist ein ge-
mäßigter Demokrat, sein Appell zur Aus-
söhnung ist erkennbar ernst gemeint. Für 
Biden heißt das: Er darf keine radikalen 
Reformen angehen, wie sie vom linken 
Flügel um Abgeordnete wie Alexandria 
Ocasio-Cortez oder Senatorin Elizabeth 
Warren und den formal unabhängigen 
„demokratischen Sozialisten“ Bernie San-
ders in Sachen Green New Deal und Steu-
ererhöhungen gefordert werden. 

Biden versprach eine Erhöhung der 
Einkommenssteuer für Jahresverdienste 
oberhalb von 400.000 Dollar. Das wird in 
manchen Bundesstaaten, die bereits hohe 
Steuersätze haben wie Kalifornien oder 
New York, zu einer Belastung der Spitzen-
einkommen von bis zu 62 Prozent führen. 
In einer Zeit, in der sich die US-Wirtschaft 
aus den Corona-Verheerungen heraus-
kämpfen muss, ist dies nicht sehr klug.

Folgen für die Verbündeten
Zur Außenpolitik: Der nächste Präsident 
ist ein überzeugter Transatlantiker. Biden 
wird die NATO nicht länger in Frage stel-
len – aber seine Verbündeten weiterhin 
an die Selbstverpflichtung erinnern, zwei 
Prozent des Bruttosozialprodukts für die 
Verteidigung auszugeben. Deutschland 
(2019: 1,36 Prozent) muss da also deut-

lich zulegen, will es sich auch langfristig 
des strategischen Rückhalts durch die 
USA versichern.

Biden will zudem zurückkehren in das 
Pariser Klima-Abkommen, das von Barack 
Obama unterzeichnet und von Trump 
aufgekündigt wurde. Ob es ihm gelingt, 
einen neuen gemeinsamen Nenner mit 
Russland, China und den Europäern in 
Sachen eines modifizierten Atomabkom-
mens mit dem Iran zu finden, ist hingegen 
zweifelhaft – schon wegen der Spannun-
gen zwischen Washington und Peking.

Dies ist einer der wichtigsten Punkte 
der künftigen US-Außenpolitik: Trump 
hatte auf diesem Feld in zwei Regionen 
Erfolge. Er brachte Bewegung in die Nah-
ost-Politik, wo die USA eine Normalisie-
rung der Beziehungen Israels zu Bahrain, 
Sudan, Emiraten und zuletzt Marokko 

vermittelten. Das ist mehr als alle Präsi-
denten seit George H.W. Bush gemein-
sam an Fortschritt in dieser Region er-
reichten. Und Trump fokussierte den 
Blick auf den aktuellen Wettkampf mit 
China um die globale Dominanz. Aber 
Trump war auch zu arrogant und unein-
sichtig, um die Europäer zur Beteiligung 
an seiner Strategie einzuladen.

Unruhige Zeiten 
Jetzt jedoch, wo Biden die Hand zur Zu-
sammenarbeit ausstreckt, verweigern 
sich Europa und namentlich Deutschland. 
Unmittelbar vor dem Jahreswechsel un-
terzeichneten die EU und China ein In-
vestitionsabkommen. Dabei hatte der 
künftige Präsident durch seine Emissäre 
dringlich darum gebeten, dies bis nach 
seiner Amtseinführung aufzuschieben 
und dann eine gemeinsame Strategie ge-
genüber Peking zu entwickeln. Doch man 
wollte sich in Berlin nicht die Preise für 
die deutsche Wirtschaft im Reich der Mit-
te durch strategische Konzessionen an 
Washington verderben. Und so richtig es 
ist, dass der gigantische chinesische 
Markt für deutsche Exporteure unver-
zichtbar ist, so kurzsichtig ist es, dass 
Brüssel und Berlin Joe Biden unmittelbar 
vor dessen Einzug ins Weiße Haus in einer 
zentralen Frage der künftigen internatio-
nalen Politik die kalte Schulter zeigten.

Washington wird künftig wieder auf 
die enge Abstimmung mit Europa setzen. 
Verweigert man sich auf dieser Seite des 
Atlantiks, geht die Welt möglicherweise 
schwierigeren Zeiten entgegen, als wir sie 
unter dem skrupellosen Narzissten Do-
nald Trump erlebten.

b Ansgar Graw ist Herausgeber des  
Debattenmagazins „TheEuropean.de“. Er 
war bis 2020 viele Jahre in leitenden  
journalistischen Funktionen für „Welt“ und 
„Welt am Sonntag“ tätig, unter anderem  
als politischer Chefkorrespondent in  
Washington D.C. (2009–2017). Zudem ist 
Graw Autor verschiedener Bücher, zuletzt 
„Trump verrückt(e) die Welt. Was nun?“ 
(Langen Müller 2020). 
www.theeuropean.de

Kalte Schulter für Joe Biden
Der Nachfolger von Donald Trump will wieder stärker mit den Bündnispartnern in Europa kooperieren. Doch schon  

vorab erweisen sich Brüssel und Berlin in der Frage verbesserter Beziehungen als kurzsichtig

Perspektiven eines Machtwechsels Wenige Tage vor der Vereidigung des neuen US-Präsidenten zeigt sich, 
dass die künftigen europäisch-amerikanischen Beziehungen von alten Problemen bestimmt sein werden 

Überzeugter Atlantiker mit klaren Forderungen an die Verbündeten: Der künftige US-Präsident Joe Biden

„Wir sind bereit, mit den USA an einem 
gemeinsamen Marshallplan für die Demo-
kratie zu arbeiten.“ Mit diesen, auf Twit-
ter verkündeten Worten löste Außenmi-
nister Heiko Maas am vergangenen Wo-
chenende eine Welle der Entrüstung und 
der Fremdscham aus – und offenbarte 
damit neben moralischer Hochnäsigkeit 
auch eine große Ignoranz gegenüber der 
Lage in Amerika. 

Normale Wahlen 
Zweifelsohne haben die USA in den letz-
ten Monaten einen emotional aufgelade-
nen und von beiden Seiten vergifteten 
Wahlkampf erlebt. Richtig ist auch, dass 
die Gesellschaft heute tief gespalten ist. 
Gleichwohl hat das Wahlprocedere in je-
dem Punkt so stattgefunden wie eh und je: 
von der Kandidatenauslese bei den bislang 
oppositionellen Demokraten über das Du-

ell zwischen den Kontrahenten Donald 
Trump und Joe Biden sowie die Wahl und 
die Auszählung der Stimmen bis hin zur 
Tagung des Electoral College. 

Anders als sonst war, dass der unter-
legene bisherige Präsident Donald Trump 
die Anerkennung des festgestellten Wahl-
ergebnisses verweigerte. Schon Wochen 
vor dem Wahltag warnte er vor Manipula-
tionen; und seit der Feststellung des 
Wahlergebnisses behauptete er, betrogen 
worden zu sein. Diese Vorwürfe erneuerte 
er in den vergangenen Wochen immer 
wieder (siehe den Artikel oben). 

Dass ein Wahlverlierer ein Wahlergeb-
nis anzweifelt, ist an sich kein Verbrechen, 
sondern ureigenes Recht in einer Demo-
kratie. Auch dass Trump und seine Rechts-
beistände in einzelnen Bundesstaaten vor 
die Gerichte zogen, um eine Neuauszäh-
lung oder gar eine Neuwahl zu erzwingen, 

ist keineswegs verwerflich. Man denke an 
die Weigerung der Demokraten im Jahre 
2000, den Sieg des Republikaners George 
W. Bush in Florida anzuerkennen. 

Trumps Provokation 
Inakzeptabel ist jedoch, wie Trump an-
schließend trotz der Niederlagen vor den 
Gerichten weiterhin über die sozialen 
Medien behauptete, betrogen worden zu 
sein – und seine Anhänger gegen das 
Wahlergebnis aufstachelte. Der Höhe-
punkt war die Aufwiegelung von Demons-
tranten am 6. Januar, die zum Sturm auf 
das Kapitol durch unzählige Trump-An-
hänger führte. Damit hat der US-Präsi-
dent – auf die Autorität seiner Person set-
zend – die Autorität der US-Institutionen 
herausgefordert. Doch ist er damit ge-
scheitert – und zwar nicht an den Tweets 
eines Heiko Maas, sondern an der Stabili-

tät des politischen Systems. Gescheitert 
ist Trump nicht zuletzt an der Verweige-
rung seiner eigenen Partei, allen voran 
Vizepräsident Mike Pence und die Frak-
tionsvorsitzenden der Republikaner in 
Senat und Repräsentantenhaus, die sich 
der Verfassung mehr verpflichtet fühlten 
als der Person des Präsidenten. 

Gescheitert ist Donald Trump auch an 
den Gerichten, vor allem am Supreme 
Court. Gerade der Oberste Gerichtshof 
war in den vergangenen Jahren immer 
wieder von der politischen Linken unter 
Beschuss genommen worden, weil Trump 
während seiner Amtszeit gleich dreimal 
die seltene Gelegenheit bekam, auf Le-
benszeit berufene Mitglieder des Gremi-
ums zu nominieren. Sowohl bei der Beru-
fung von Neil Gorsuch als auch bei Brett 
Kavanaugh und Amy Coney Barrett gab es 
Unterstellungen, dass mit deren Ernen-

nung Trump-hörige, „ultrakonservative“ 
Juristen an das höchste US-Gericht beru-
fen würden. Von einer „rechten“ 6:3-Mehr-
heit im Supreme Court war zuletzt die 
Rede. Und nun? In den ihm vorgelegten 
diversen Verfahren zum Ausgang der US-
Wahl lehnte der Oberste Gerichtshof der 
USA die Anträge des Trump-Lagers ein-
stimmig ab. Gibt es einen besseren Beweis 
für die Unabhängigkeit dieses Gerichts? In 
jedem Falle entlarven diese und weitere 
Fakten manch empörten Aufschrei der 
letzten Wochen als gegenstandslos. 

Wo Maas helfen könnte 
Heiko Maas freilich könnte seine Energien 
in Richtung der wirklichen Despotien der 
Welt richten. Von einem „Marshallplan für 
die Demokratie“ in Nordkorea, Syrien 
oder gar China war allerdings bislang von 
ihm noch nichts zu hören.  neh

ANALYSE

Die Institutionen der USA sind intakt und wehrhaft 
Warum die belehrenden Einlassungen und Ratschläge von Bundesaußenminister Heiko Maas unangemessen sind

FO
TO

: IM
AG

O
 IM

AG
ES

/Z
UM

A 
W

IR
E



SEITE DREI Nr. 2 · 15. Januar 2021 3Preußische Allgemeine Zeitung

VON ROBERT MÜHLBAUER

D as bundesdeutsche Partei-
enspektrum hat sich über 
die Jahrzehnte nach links 
verschoben. Erst kamen in 
den 80er Jahren die Grü-
nen dazu, ihnen half der 

Marsch der 68er durch die Institutionen. In 
den 90er Jahren drängte vom Osten her die 
PDS in den Bundestag, die heutige Linkspar-
tei. Entscheidend für die Verschiebung aber 
war die sogenannte Modernisierung der Uni-
on in den Merkel-Jahren. Sie hat SPD und 
Grünen erfolgreich Themen geklaut, während 
sich Konservative zunehmend heimatlos fühl-
ten. So wurde rechts von ihr viel Platz frei.

Das Aufkommen der AfD war dann ein 
Schock für die etablierten Parteien. Gegrün-
det vor siebeneinhalb Jahren von Wirtschafts-
professoren aus Protest gegen die „alternativ-
lose“ Euro-Politik der Merkel-Regierung, hat 
sich die Partei seitdem mehrfach gehäutet. 
2015 hat sie den Widerstand gegen Merkels 
Politik der offenen Grenzen in der Flücht-
lingskrise artikuliert und erlangte damit 
Wahlerfolge, die den anderen Parteien Angst 
machten. Trotz der Abspaltungen der Grün-
derriege um den Hamburger VWL-Professor 
Bernd Lucke war die AfD auf der Siegesstraße. 
Erstmals seit Jahrzehnten zog 2017 eine Par-
tei rechts der Union mit erstaunlicher Stärke 
von 12,6 Prozent in den Bundestag ein.

Vom Aufbruch zur Stagnation
Seit einiger Zeit jedoch stagniert sie. Im Co-
rona-Jahr 2020 sind die Umfragewerte abge-
bröckelt. Die internen Querelen haben die 
Partei zeitweise fast gelähmt, sie wirkt zer-
rissen zwischen dem Rechtsaußenflügel um 
den Thüringer Björn Höcke und den Konser-
vativen, die Bundessprecher Jörg Meuthen 
vertritt. Aktuell steht die AfD in Umfragen 
zur Bundestagswahl bei acht Prozent (Forsa) 
bis zehn Prozent (Kantar, Infratest dimap, 
INSA). Die internen Spannungen werden von 
den Medien genüsslich ausgeschlachtet. Ex-
tern machen Antifa-Angriffe bis hin zu bren-
nenden Autos der Partei zu schaffen. In eini-
gen Städten wie Berlin findet sie kaum noch 
Räumlichkeiten für Veranstaltungen, weil 
Wirte bedroht und eingeschüchtert werden.

Nun droht der nächste Schlag: die bun-
desweite Beobachtung als „Verdachtsfall“ 
durch den Verfassungsschutz (VS), pünkt-
lich zum Superwahljahr 2021. Bei einer VS-
Beobachtung würden vor allem Polizisten, 
Soldaten oder Lehrer unter Druck geraten, 
ihnen drohen berufliche Nachteile im Staats-
dienst. Thüringens Innenminister Maier hat-
te sogar eine Diskussion über ein Partei-Ver-
bot angestoßen. „Konservative könnten kalte 
Füße bekommen bei einer Stigmatisierung 
durch den Verfassungsschutz“, fürchtet ein 
westdeutscher hoher AfD-Funktionär. Umso 
wichtiger sei es, Extremisten in den eigenen 
Reihen klar zurückzudrängen.

Bundessprecher Meuthen hat beim 
jüngsten Parteitag in Kalkar die Delegierten 
mit einer Wutrede überrascht und zur Dis-
tanzierung von Krawallmachern aufgefor-
dert. Aber weiterhin schwelt der Richtungs-
streit. Der Ehrenvorsitzende und Fraktions-
chef Alexander Gauland will die AfD als „Be-
wegungspartei“ erhalten, die auf der Straße 
Druck mache. Sie soll also auch mit der 
„Querdenken“-Bewegung zusammenarbei-
ten. Manche sehen das aber mit Sorge. Laut 
einer Umfrage stehen große Teile dieser dif-
fusen Protestbewegung ohnehin eher den 
Grünen und Linken nahe. Auf der Berliner 
Großdemo im November sah man Yoga-Tän-
zer, Regenbogen- und „Peace“-Fahnen. „Das 
ist nicht unser Kernzielpublikum“, sagt ein 
AfD-Bundesvorstandsmitglied gegenüber 
der PAZ. Der „Querdenken“-Gründer aus 
Stuttgart hat unterdessen ein vorläufiges En-
de der Demos angekündigt.

Schicksalsjahr für die AfD
Parteichef Jörg Meuthen hat den Rechtsaußenflügel gestutzt und will die Partei als konservativ-bürgerliche Kraft stabilisieren. 

Doch lauern im Superwahljahr 2021 einige Gefahren – und der Richtungsstreit ist noch nicht entschieden

Parteisprecher Jörg Meuthen hält nichts 
vom Konzept der „Bewegungspartei“. „Die 
AfD ist konzipiert als dezidiert freiheitlich-
konservative Bürgerpartei“, sagte er im Ge-
spräch mit der PAZ kurz vor dem Jahreswech-
sel. „Wir bejahen die parlamentarische De-
mokratie, wir sind nicht irgendeine Revoluz-
zer-Bewegung“, fügt er hinzu. „Ich hoffe sehr, 
dass sich die von mir in Kalkar angemahnte 
Disziplin einstellt. Wir müssen gemeinsam, 
knallhart in der Sache und verbindlich im 
Ton, für gute Wahlergebnisse kämpfen.“

Stärkung Meuthens
Heikelstes Thema bleibt die Abgrenzung 
nach Rechtsaußen. Im vergangenen Jahr wur-
de die Mitgliedschaft des Brandenburger 
Landeschefs Andreas Kalbitz wegen einer 
verschwiegenen rechtsextremen Vergangen-
heit annulliert. Das Bundesschiedsgericht be-
stätigte diese Entscheidung als rechtmäßig. 
Kalbitz galt als zentraler Strippenzieher des 
sogenannten „Flügels“ um Höcke. Der „Flü-
gel“ musste sich offiziell auflösen. Mit dem 
Kalbitz-Rauswurf haben Meuthen und die 
Bundesvorstandsmehrheit das Höcke-Lager 
entscheidend geschwächt. Zugleich hat sich 
aber der Graben zu Alexander Gauland, Co-
Fraktionschefin Alice Weidel und Co-Bun-
dessprecher Tino Chrupalla vertieft.

Beim jüngsten Parteitag in Kalkar konnte 
Meuthen seine Machtposition ausbauen: In 
allen drei Wahlen um Bundesvorstandsposten 
setzten sich Anhänger des gemäßigten Lagers 
durch. Nun stehen zehn von 14 Bundesvor-
standsmitgliedern auf seiner Seite. Erstaun-
lich war, dass sich Höcke in Kalkar kein einzi-
ges Mal am Saalmikrophon zu Wort meldete. 
Der Co-Vorsitzende Chrupalla bleibt inhalt-
lich eher blass. Er gilt als nett, doch als politi-
sches Leichtgewicht. Flügel-Anhänger sind 
enttäuscht, dass der Malermeister aus Sach-
sen keine stärkeren Akzente setzt. In der Öf-
fentlichkeit überstrahlt Meuthen ihn deutlich.

Meuthen ist 2020 zum eigentlichen star-
ken Mann der Partei aufgestiegen. Das dro-

hende Damoklesschwert der Verfassungs-
schutzbeobachtung nimmt er ernst. „Mein 
Ziel ist es, die Gesamtbeobachtung der Partei 
abzuwenden. Dazu bedarf es einer entschlos-
senen Abwehr und man darf keine unnötigen 
Anhaltspunkte bieten“, sagte er der PAZ. 
Meuthen hatte diese Abwehr schon früher zu 
einer „entscheidenden Überlebensfrage für 
die Partei“ erklärt. 

Sein Gegenspieler Gauland indes ist über-
zeugt, dass eine Beobachtung ohnehin nicht 
mehr abzuwenden sei. Und Co-Parteichef 
Chrupalla sagte kurz vor Neujahr in einem 
Interview mit der „Neuen Zürcher Zeitung“: 
„Der Staat bezahlt Spitzel, die die Opposition 
ausspähen. Das erinnert mich an die DDR.“ In 
der Empörung über einen als Regierungs-
schutz missbrauchten Verfassungsschutz sind 
sich die meisten AfD-Politiker einig. Aber es 
gibt in der Partei auch Kritiker, die dem Hö-
cke-Flügel vorwerfen, durch bewusste Provo-
kationen und Entgleisungen mit NS-Anklän-
gen dem Verfassungsschutz Munition gelie-
fert und eine Beobachtung geradezu herauf-
beschworen zu haben. Höcke hat jene, die sich 
Sorgen vor dem Verfassungsschutz machen, 
einst als „politische Bettnässer“ verhöhnt.

Bei mancher Kandidatenkür für die Bun-
destagswahl zeichnete sich zuletzt ab, dass 
Flügel-Kandidaten überraschend weniger Zu-
spruch als erwartet erhielten. In Niedersa-
chen beispielsweise wurde der Ex-Bundes-
wehrgeneral Joachim Wundrak zum Spitzen-
kandidaten gewählt. Er setzte sich gegen den 
Landesvorsitzenden Kestner, einen früheren 
Bestattungsunternehmer, durch. Auch ande-
re Flügel-Anhänger scheiterten beim Rennen 
um aussichtsreiche Listenplätze.

Vor dem Superwahljahr
Alexander Gauland, der im Februar 80 Jahre 
alt wird, wird wohl abermals für den Bundes-
tag kandidieren. In der Partei heißt es, dass er 
nochmals antrete, aber nach der halben Le-
gislaturperiode sein Mandat abgeben könnte. 
Im Südwesten versucht Alice Weidel, aber-

mals Spitzenkandidatin zu werden. Die 
Volkswirtin, frühere Goldman-Sachs-Analys-
tin und Unternehmensberaterin belastet je-
doch eine Schweizer Spendenaffäre mit ge-
fälschten Spenderlisten, derentwegen Straf-
zahlungen in sechsstelliger Höhe drohen. Die 
Zustimmung zu ihr im Südwesten ist schwä-
cher geworden. In Berlin wird bemängelt, 
dass Weidel die Bundestagsfraktion nicht 
wirklich führe; sie ducke sich bei Konflikten 
weg und melde sich oft krank, heißt es. Zu-
dem lavierte sie zwischen Flügel und bürger-
lichem Lager.

2021 ist ein Superwahljahr, das für die AfD 
zum Schicksalsjahr werden könnte. Im März 
stehen Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz 
und Baden-Württemberg an, im April in Thü-
ringen, im Juni in Sachsen-Anhalt. Am 26. Sep-
tember dann die Bundestagswahl, zeitgleich 
in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern 
Landeswahlen. Im Osten der Republik erzielt 
die AfD zwar deutlich höhere Ergebnisse als 
im Westen, doch leben dort nur gut 15 Prozent 
der Wähler. Nordrhein-Westfalen allein hat 
mehr Gewicht als die fünf östlichen Bundes-
länder. Für den bundespolitischen Erfolg 
müssen die Wahlen im Westen gewonnen 
werden. Und hier ticken die Wähler anders.

Die AfD wandelt auf einem schmalen Grat 
zwischen harter, konservativ-demokratischer 
Oppositionspolitik und der drohenden Stig-
matisierung als rechtsextrem, welche die 
Wähler verschreckt. Das Ziel der Mehrheit 
des Bundesvorstands um Meuthen ist es, sich 
als rechtskonservative Kraft zu etablieren. 
Auch wichtige Landesfürsten wie Rüdiger Lu-
cassen aus NRW unterstützen seinen Kurs. 
Der CSU-Chef und bayerische Ministerpräsi-
dent Markus Söder hingegen sieht die AfD auf 
dem Weg zur „neuen NPD“. Der Journalist 
Dieter Stein, Chefredakteur der Wochenzei-
tung „Junge Freiheit“, schreibt zur Rich-
tungsentscheidung: „Die größte Gefahr für 
das ‚Establishment‘ geht nicht von einer AfD 
aus, die sich freiwillig radikalisiert und damit 
politisch aus dem Rennen nimmt – sondern 
von einer AfD, die in der Lage ist, tief in die 
bürgerliche Mitte vorzudringen.“

Vergleiche zur Frühphase der Grünen
Vieles in der AfD, die Gauland als „gärigen 
Haufen“ bezeichnete, erinnert an die Früh-
zeit der Grünen mit dem quälenden Kampf 
zwischen „Fundis“ und „Realos“. Jutta Dit-
furth, die Galionsfigur der linksextremen 
Fundis, zog den Kürzeren und trat 1991 aus; 
unter dem „Realo“ Joschka Fischer konnten 
die Grünen mit Regierungsbeteiligungen 
Deutschland tiefgreifend verändern.

Angesichts von Umfragen mit aktuell 
rund 20 Prozent für die Grünen deutet alles 
auf eine schwarz-grüne Koalition nach der 
Bundestagswahl hin. Meuthen nennt das „ei-
nen Albtraum für Deutschland“. Die Grünen 
seien „die Hauptbefürworter der ungesteuer-
ten Massenzuwanderung, sie reden die Prob-
leme der illegalen Immigration und des isla-
mistischen Terrors klein, stellen sich gegen 
Abschiebungen, vertreten eine Kuscheljus-
tiz“, kritisiert er. Die von den Grünen begon-
nene und von Merkel fortgesetzte Energie-
wende mit Atom- und Kohleausstieg habe 
Deutschland die höchsten Strompreise welt-
weit beschert. In ihrem Wesenskern seien die 
Grünen weiterhin „tief sozialistisch“, kriti-
siert Meuthen. „Sie arbeiten an der Deindus-
trialisierung Deutschlands. Sie wollen den 
Gender-Irrsinn auf die Spitze treiben und die 
Menschen umerziehen“, warnt er gegenüber 
der PAZ. Alle möglichen CDU-Nachfolger 
von Merkel und auch Söder seien letztlich für 
Schwarz-Grün, kritisiert er.

Vor Jahren hat Jörg Meuthen als seinen 
Hauptgegner das „links-grün versiffte 68er-
Deutschland“ genannt. Dieses Urteil teilte 
die große Mehrheit in der AfD. Die Frage wird 
sein, ob der Parteichef auch die große Mehr-
heit hinter seiner realpolitischen Strategie 
vereinen kann.

Schwelender Streit: Während Parteichef Jörg Meuthen zur Distanzierung von Krawallmachern auffordert, will Fraktionschef 
Alexander Gauland die AfD als „Bewegungspartei“ erhalten Foto: pa
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Das Wetter ist schon seit Jahren ein Lieb-
lingsthema von politischen Korrekten. 
Gerne wurde in der Vergangenheit darü-
ber gestritten, warum Tiefs weibliche und 
Hochs männliche Namen haben. Nun hat 
die Nichtregierungsorganisation „Neue 
deutsche Medienmacher“ (NdM) 14 Wet-
terpatenschaften für das Jahr 2021 ge-
kauft. Hoch- und Tiefdruckgebieten sollen 
so immigrantische Namen bekommen. 
„Das Wetter diverser zu machen, ist nur 
ein symbolischer Schritt“, erklärte die 
NdM-Vorsitzende und Sprecherin des Ver-
eins Neue Deutsche Organisationen, Fer-
da Ataman, und fügte hinzu: „Wichtig ist, 
dass gesellschaftliche Vielfalt endlich Nor-
malität wird, überall.“

Namen für Hoch- oder Tiefdruckge-
biete kann grundsätzlich jeder kaufen. 

Ein Titel kostet rund 300 Euro, der Erlös 
kommt der Forschung an der FU Berlin 
zugute. „Bisher hatte unser Wetter fast 
nur typisch deutsche Namen. Dabei ha-
ben laut Statistischem Bundesamt rund 
26 Prozent aller Menschen in Deutsch-
land einen Migrationshintergrund. Un-
ter jungen Menschen liegt ihr Anteil so-
gar noch höher. Trotzdem finden sich 
Migranten und ihre Nachkommen in vie-
len Bereichen nicht wieder“, teilte die 
Initiative weiter mit. 

Mit Steuergeldern gefördert
Das Netzwerk versteht sich als „Interes-
senvertretung für Medienschaffende mit 
Migrationsgeschichte“. Es vergibt jähr-
lich den Negativpreis „Goldene Kartof-
fel“. Die Bundesregierung hat den Verein 

über den Beauftragten für Migration, 
Flüchtlinge und Integration, das Auswär-
tige Amt und das Ministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) in den letzten Jahren mit 
mehr als zwei Millionen Euro unter-
stützt. Dies geht aus der Antwort der 
Bundesregierung auf eine kleine Anfrage 
der AfD-Bundestagsfraktion hervor. Dem 
Verein gehören mehrere namhafte Jour-
nalisten an wie die ZDF-Moderatorin 
Dunja Hayali. 

In der Vergangenheit sah sich die In-
itiative dem Vorwurf ausgesetzt, Sprach-
polizei für die Journalisten sein zu wol-
len. Statt „Flüchtlingswelle“ solle man 
„Zuzug“ schreiben, statt „Asylant“ lieber 
den Begriff „Schutzsuchender“ verwen-
den. Und für Menschen aus Einwande-

rerfamilien empfehle sich der Begriff 
„Diverskulturelle“. 

Die öffentliche Wahrnehmung durch 
den Kauf der Wetter-Titel nutzten die Ver-
antwortlichen, um mit weiteren, teils ein-
schneidenden Forderungen an die Öffent-
lichkeit zu gehen. Unter anderem sollen 
Medien verpflichtet werden, bis zum Jahr 
2030 eine Immigrantenquote von 30 Pro-
zent einzuführen. Medien sollten zudem 
mit Diversity-Checklisten arbeiten und 
auch nicht-weiße Menschen zeigen. „In 
deutschen Medien liegt der Anteil an Jour-
nalisten mit Migrationshintergrund bei 
schätzungsweise fünf bis zehn Prozent. 
Das zeigt: guter Vorsatz allein reicht 
nicht“, heißt es in der Mitteilung. Zudem 
solle es weitere Quoten für „andere margi-
nalisierte Gruppen“ geben. Peter Entinger

„NEUE DEUTSCHE MEDIENMACHER“

Immigrantenquote für Journalisten gefordert
Bis 2030 soll in den Medien ein Anteil der „Diverskulturellen“ von 30 Prozent erreicht sein

b MELDUNGEN VON HERMANN MÜLLER 

E rst wenige Wochen im Amt, hat 
der Präsident der Bundesverei-
nigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände (BDA), Rainer 

Dulger, zum Jahresanfang eine Diskussion 
über eine längere Lebensarbeitszeit ange-
stoßen. Der BDA-Chef sagte: „Wenn unse-
re Lebenserwartung immer weiter steigt, 
muss unsere Lebensarbeitszeit zwangs-
läufig auch steigen.“ 

Ins gleiche Horn hatte bereits im De-
zember der CDU-Bundesfachausschuss 
„Soziale Sicherung und Arbeitswelt“ ge-
blasen. Nach über zehn Jahren legte er 
ein neues Konzeptpapier zum Renten-
system vor, das statt eines fixen gesetz-
lichen Renteneintrittsalters künftig ein 
individuelles vorsieht, wobei das durch-
schnittliche Eintrittsalter grundsätzlich 
steigen soll. So heißt es im Rentenkon-
zept wörtlich: „Gewonnene Lebenszeit 
muss ... zur Erhaltung der Generationen-
gerechtigkeit auch zum Teil in Erwerbs-
tätigkeit verbracht werden.“ 

Mögliches Wahlkampfthema
Ein weiterer Punkt des Konzepts sieht 
die langfristige Umwandlung des umla-
gefinanzierten Rentensystems in ein 
Mischsystem aus Umlageverfahren und 
Kapitalanlage vor. In einem früheren 
Entwurf war die Idee enthalten, neben 
Selbstständigen und Freiberuflern lang-
fristig auch die Beamten in die gesetzli-
che Rentenversicherung einzubeziehen. 
Darauf folgte eine harsch formulierte Re-
aktion von DBB Beamtenbund und Tarif-
union: „Der Bundesfachausschuss der 
CDU wäre gut beraten, seine Vorschläge 
zur Einbeziehung der Beamten in die ge-
setzliche Rentenversicherung mit Fach-
leuten zu beraten. Wir sind gerne dazu 
bereit.“ Als der CDU-Fachausschuss sein 
Rentenkonzept dann der Öffentlichkeit 
präsentierte, fehlte die Idee der Einbe-
ziehung der Beamten.

Die Frage der Beamtenpensionen hat 
das Potenzial, ein politischer Dauerbren-
ner zu werden. Die Pensionsverpflich-
tungen des Staates werden bis 2030 mas-
siv ansteigen, weil bis dahin 1,5 Millionen 
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes in 
den Ruhestand gehen. Der Chef der 
Wirtschaftsweisen, Lars Feld, fordert an-
gesichts der Belastungen sogar eine ge-
nerelle Reform des Beamtentums. „Mei-
nes Erachtens ist der Umfang der Verbe-
amtung in Deutschland zu weitrei-
chend.“ 

Auch ohne den heiklen Punkt der Be-
amtenpensionen stößt das Papier jedoch 
auf Kritik. Katja Mast, seit 2017 stellver-
tretende SPD-Fraktionschefin für Arbeit, 
Soziales, Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend, warf der CDU vor, sie mogele 
sich mit ihrem Rentenkonzept um die 

Frage herum, welche Leistung die ge-
setzliche Rente künftig noch verspreche. 
Der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann 
warnte, hauptsächlich würden die Er-
werbstätigen die Last der zukünftigen 
Rentenfinanzierung schultern, „indem 
sie länger arbeiten und aus eigener Ta-
sche privat vorsorgen“. Zum individuali-
sierten Rentenalter sagte der DGB-Chef, 
das „klinge gut“, solle „aber nur ver-

schleiern, dass die CDU das Rentenein-
trittsalter durch die Hintertür erhöhen 
will“. 

Beamte ausgespart
Die CDU geht ein erhebliches Risiko ein, 
wenn sie das Thema Rente im Wahljahr 
2021 auf die Tagesordnung hebt. Die Uni-
on steht mittlerweile seit 2005 in Regie-
rungsverantwortung und stellt die Bun-
deskanzlerin. Ein Vergleich mit anderen 
EU-Ländern zeigt, dass die Rentner in 
Deutschland von der Politik nicht sonder-
lich verwöhnt wurden. Wolfgang Steiger 
vom Wirtschaftsrat der CDU weist auf 
Schieflagen in Europa hin, „die Steuerzah-
ler, Sparer und Rentner aus den solideren 
Mitgliedsländern mit gutem Recht als 
sehr ungerecht empfinden müssen“. Aus 
den Statistiken der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) geht hervor, dass deut-
sche Arbeitnehmer im Alter mit starken 

Einschränkungen rechnen müssen, selbst 
wenn sie ihr ganzes Berufsleben in Voll-
zeit gearbeitet haben. Nach den Modell-
rechnungen der Organisation muss sich 
ein Vollzeitarbeitnehmer in Deutschland, 
der 2016 in den Arbeitsmarkt eintrat, im 
Alter von 65 Jahren auf eine Nettoersatz-
quote von rund 50 Prozent einstellen. Mit 
der Ersatzquote wird das Verhältnis des 
Einkommens im Rentenalter zum vorher-
gehenden Arbeitseinkommen bezeichnet. 
Für einen männlichen Arbeitnehmer in 
Frankreich ermittelte die OECD in ihrer 
Modellrechnung eine Nettoersatzquote 
von 70 Prozent, im Fall Italiens eine Quo-
te von über 93 Prozent. 

Einen gewissen Ausgleich für die 
niedrige deutsche Quote könnten private 
Vermögen und Wohneigentum bieten. 
Aber auch dabei schneiden die Deut-
schen im Vergleich etwa mit den Bürgern 
Italiens, Spaniens oder Frankreichs nicht 
sonderlich gut ab.

Deutsche werden im 
Vergleich zu 

Rentnern anderer 
EU-Staaten wie 

Frankreich oder gar 
Italien benachteiligt

Mehrheitlich 
linke Gewalt
Meckenheim – Das Bundeskriminal-
amt (BKA) hat zwischen Anfang März 
und Ende November vergangenen 
Jahres 297 in der Bundesrepublik aus 
politischen Gründen begangene Ge-
waltstraftaten im Zusammenhang 
mit der Corona-Pandemie verzeich-
net. Das BKA ordnete mit 160 Delik-
ten die Mehrheit Tätern aus dem lin-
ken Spektrum zu. Nur 48 wurden Tä-
tern aus dem rechten Spektrum zu-
geordnet. Bei 89  Taten konnte die 
Bundesoberbehörde keine politische 
Zuordnung zu einem der beiden Be-
reiche vornehmen. Zu den erfassten 
Taten gehörten ein versuchtes Tö-
tungsdelikt, 82  Körperverletzungen, 
drei Sprengstoffdelikte, 136 Fälle von 
Landfriedensbruch und 65 Fälle von 
Widerstand gegen Beamte. Darüber 
hinaus registrierte das BKA 200 Sach-
beschädigungen. Bekannt wurden die 
Zahlen aufgrund einer Anfrage der 
Linkspartei an die Bundesregierung. 
 N.H.

Masken in den 
Weltmeeren
Hongkong – Aufgrund nachlässiger 
Entsorgung landeten im vergangenen 
Jahr rund 1,56 Milliarden gebrauchte 
OP-Masken in den Weltmeeren. Das 
vermeldete die Umweltschutzorgani-
sation Oceans Asia Ende Dezember. 
Die Hygieneartikel mit einem Ge-
samtgewicht von rund 5500 Tonnen 
machen zwar nur einen Bruchteil der 
rund acht bis zwölf Millionen Tonnen 
Kunststoff aus, die pro Jahr ins Meer 
gelangen. Allerdings bestehen sie aus 
Polypropylen, was gleich in dreierlei 
Hinsicht Probleme aufwirft. Erstens 
dauert es bis zu 450 Jahre, ehe Pro-
dukte aus diesem Material verrotten. 
Zweitens können Tiere den durch 
Kettenpolymerisation von Propen 
hergestellten thermoplastischen 
Kunststoff nicht verdauen und veren-
den deshalb oft qualvoll, wenn sie die 
Masken verschlucken. Und drittens 
setzt der weggeworfene Mund-Na-
sen-Schutz gesundheitsschädliche 
Mikroplastikteilchen frei, die der 
Mensch beim Verzehr von Fischen 
und Meeresfrüchten aufnimmt. W.K.

Probleme mit 
Umstellung
Leipzig – Wie der Mitteldeutsche 
Rundfunk (MDR) berichtet, stoßen 
die Bemühungen deutscher Kommu-
nen, ihre Fuhrparks „klimaneutral“ 
auf Elektrofahrzeuge umzustellen, 
auf erhebliche Schwierigkeiten. Zum 
Teil stehen benötigte Fahrzeugtypen, 
etwa für die Feuerwehr oder die Müll-
abfuhr, in Ausführungen mit einem 
Elektromotor noch gar nicht zur Ver-
fügung. Ein weiteres Manko sind zu 
geringe Reichweiten. Zudem müssen 
die Kommunen mit erheblichen 
Mehrkosten rechnen, die sie ohne zu-
sätzliche Förderung allein nicht tra-
gen können. Als Beispiel führte der 
MDR ein Müllfahrzeug mit emissi-
onsfreiem Antrieb an, das mit einem 
Preis von 900.000 Euro drei Mal teu-
rer ist als ein herkömmliches Fahr-
zeug mit Dieselantrieb. Auch die 
schlechte Ladeinfrastruktur an vielen 
Verwaltungsstandorten stellt für 
Städte und Gemeinden noch immer 
ein Hindernis dar. N.H.

Seit dem 26. November Präsident der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA): Rainer Dulger

RUHESTANDSBEZÜGE

Arbeitgeberpräsident plädiert 
für späteren Renteneintritt
Verklausuliert bläst der CDU-Bundesfachausschuss „Soziale Sicherung  

und Arbeitswelt“ mit neuem Konzeptpapier ins gleiche Horn
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VON NORMAN HANERT

N och bis zum Nachmittag des 
6. Januar deutete nichts auf 
einen Sonderweg des Landes 
Berlin bei den Pandemie-

maßnahmen hin. Erst am Vortag war der 
Regierende Bürgermeister Michael Müller 
(SPD) als derzeitiger Vorsitzender der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz zusammen 
mit Bayerns Ministerpräsident Markus 
Söder (CSU) und Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) vor die Medien getreten, um 
die Beschlüsse der Bund-Länder-Konfe-
renz über eine Verschärfung der Maßnah-
men zu erklären. 

Um zu zeigen, wie ernst die Pandemie-
lage sei, sagte Michael Müller: „Es ist kei-
ne Zeit für Halbherzigkeit.“ Als Gast im 
ARD-„Morgenmagazin“ sagte Berlins Re-
gierungschef noch am 6. Januar, Progno-
sen zur Öffnung von Schulen in der Coro-
na-Krise seien kaum möglich: „Unsere 
Zahlen geben es noch nicht her, dass wir 
wieder in den Präsenzunterricht gehen 
können.“ Müller meinte zu dem Zeit-
punkt noch, man könne erst in zehn Ta-
gen beurteilen, ob für Grundschüler oder 
Abschlussklassen ein Präsenzunterricht 
wieder möglich sei.

Doch nur Stunden später trat der Re-
gierende Bürgermeister nach einer Son-
dersitzung des Senats abermals vor die 
Medien: Diesmal verkündete er den Plan 
des Berliner Senats, bereits ab dem 11. Ja-
nuar schrittweise wieder einen Präsenz-
unterricht an den Schulen anlaufen zu 
lassen. Zunächst sollen die Klassen 9 bis 
13, die sich auf Abschlüsse vorbereiten, an 
die Schulen zurückkehren. Ab dem 18. Ja-
nuar sollen Grundschüler folgen. Die 
überraschenden Senatspläne haben Schü-
ler, Eltern und Lehrer teilweise schockiert 
und lösten entsprechend heftige Reaktio-
nen aus. 

Entsetzen über Senatsbeschluss
In sozialen Medien und Leserbriefen zeig-
ten sich Betroffene nicht nur entsetzt von 
dem „abenteuerlichen Beschluss“, bemer-
kenswert oft wiesen die Schreiber auch 
auf die nächsten Wahlen zum Abgeordne-
tenhaus im Herbst hin. Ein Berliner Fami-
lienvater startete sogar eine Online-Peti-
tion mit der Forderung „Kein Präsenzun-
terricht in Berlin, solange Covid-19 nicht 

unter Kontrolle ist“. Innerhalb weniger 
Stunden unterzeichneten rund 2000 Per-
sonen die Petition. Am Folgetag war die 
Zahl der Unterstützer bereits auf 17.000 
gestiegen. 

Berlins Landeselternausschuss wies 
besonders auf die Widersprüchlichkeit 
des Senatskonzepts hin: „Die häuslichen 
Kontakte werden auf eine Person redu-
ziert. In den Schulen dürfen sich aber 
Schüler*innen aus bis zu 16 Haushalten 
mit ihren Lehrkräften in Unterrichtsräu-
men treffen.“ Selbst Regina Kittler, die 
schulpolitische Sprecherin der mitregie-
renden Linkspartei, zeigte sich angesichts 
der Pläne der Bildungssenatorin „fas-
sungslos“ und sprach von einem „Lotte-
riespiel mit der Gesundheit“.

Die damit angesprochene SPD-Bil-
dungssenatorin Sandra Scheeres vertei-
digte die Pläne dagegen als „bewusste“ 
und „durchdachte Entscheidung“. Es gel-
te, verantwortungsvoll abzuwägen zwi-

schen dem nötigen Gesundheitsschutz 
und dem Recht auf Bildung, so Scheeres. 

Doch am Freitagabend folgte schon 
die nächste Kehrtwende: Der Senat teilte 
den Schulen nun wieder mit, dass der Prä-
senzunterricht abgesagt sei. Kommenta-
toren sprachen angesichts des Zickzack-
kurses innerhalb weniger Tage von einer 
„Chaoswoche“ und sahen sogar „einen 
neuen Tiefpunkt in der desolaten Schul-
politik“ des rot-rot-grünen Senats. 

Projekt endet als Rohrkrepierer 
Zu diesem Eindruck beigetragen haben 
auch Berichte zur Schulpolitik, die kurz 
vor der „Chaoswoche“ durch die Haupt-
stadtmedien gingen: Bereits Anfang No-
vember hatte der Senat 4,5 Millionen Euro 
für Luftfilteranlagen bewilligt. Mit der 
Anschaffung der Geräte wollte die Bil-
dungsverwaltung eigentlich verhindern, 
dass die Schüler im Kalten sitzen, wenn 
sie sich an das Lüftungskonzept für die 

Berliner Schulen halten. Wie nun bekannt 
wurde, ist von den im November bewillig-
ten Geräten noch kein einziges bei den 
Schulen eingetroffen. 

Wenige Tage vor dem Beschluss zur 
schrittweisen Schulöffnung war Bildungs-
senatorin Scheeres auch im Zusammen-
hang mit dem digitalen Fernunterricht für 
die Berliner Schüler erneut in die Kritik 
geraten. Probleme mit dem „Lernraum 
Berlin“, der größten landeseigenen digita-
len Lernplattform, hatte es bereits im 
Herbst gegeben. 

Auch nach den Weihnachtsferien zeig-
te sich der „Lernraum“ derart überlastet, 
dass ihn viele Schüler nicht nutzen konn-
ten. Gleich am ersten Schultag, wenige 
Minuten nach dem Start, meldeten erste 
Nutzer, dass der „Lernraum“ nicht funk-
tioniere. Berlins CDU-Vorsitzender Kai 
Wegner wertete den Fehlstart als sympto-
matisch für die „verkorkste“ rot-rot-grü-
ne Bildungspolitik. 

CORONA

Zickzackkurs in der Schulpolitik
Mit chaotischen Ansagen und massiven Umsetzungsproblemen verärgert Rot-Rot-Grün die Berliner

„Verkorkst“: Berlins Schüler leiden unter politischem Schlingerkurs Foto: imago images/Sabine Gudath

b KOLUMNE

Das Krankenhaus in Havelberg (Sachsen-
Anhalt) ist seit September geschlossen. 
Mitarbeiter und Einwohner des 6547- See-
len-Städtchens hatten vergeblich gegen 
die Schließung protestiert. Eigentlich hät-
te die Klinik schon 2002 dichtmachen sol-
len. Der Kreis suchte dringend einen In-
vestor, der das Haus übernehmen wollte. 

Die KMG mit Sitz im nahen Bad Wils-
nack griff zu. Sie betreibt etwa ein Dut-
zend Kliniken in den neuen Bundeslän-
dern. Dazu kommen Reha-Kliniken und 
Pflegeheime sowie ambulante Pflege-
dienste. In Havelberg wird aus dem ge-
schlossenen Krankenhaus nun ein Pflege-
heim. Es soll dieser Tage eröffnen. 

Im Landkreises Stendal gab es bislang 
zwei Krankenhäuser: Außer in Havelberg 
noch eines in der Kreisstadt Stendal. Ein 
weiteres nächstgelegenes Krankenhaus 
liegt schon im brandenburgischen Kyritz. 

Es gehört ebenfalls der KMG-Gruppe. Sie 
hat einen Busdienst zwischen Havelberg 
und Kyritz eingerichtet. 

Infrastruktur in Gefahr?
Um die „Schuld“ an der Krankenhaus-
schließung setzte alsbald ein munterer 
Streit ein. Sozialministerin Petra Grimm-
Benne (SPD) forderte ein Investitions-
programm von mehr als 700 Millionen 
Euro für die Krankenhäuser in Sachsen-
Anhalt, was aber am Widerstand der CDU 
scheiterte. „Vielleicht können wir nicht 47 
Krankenhäuser erhalten, aber ich will die 
47 Standorte erhalten“, so Grimm-Bennes 
Ziel. Wulf Gallert, früher bei den Grenz-
truppen der DDR tätig und jetzt für die 
Linkspartei im Landtag, mutmaßt einen 
Wettkampf um das Monopol in der Regi-
on. Die KMG habe das Krankenhaus in 
Havelberg „ausgetrocknet“, um ihr Haus 

in Kyritz zu stärken. Aus dem gleichen 
Grund hätten die Johanniter, die in Sten-
dal eine Klinik betreiben, vergeblich ver-
sucht, der KMG deren Krankenhaus in 
Havelberg abzukaufen, meint Gallert: „Al-
le verhalten sich systemkonform.“ Wen-
zel Schmidt, sachsen-anhaltischer Land-
tagsabgeordneter der AfD, verurteilt die 
Schließung gerade zum jetzigen Zeitpunkt 
grundsätzlich. Er sieht die Gesundheits-
Infrastruktur der Region gefährdet.

Andernorts flexibler
Stefan Eschmann, Vorstandsvorsitzender 
der KMG-Kliniken, kontert: „Von 2010 bis 
2019 hat das Krankenhaus 13,2 Millionen 
Euro Verlust gemacht. Zur Wahrheit ge-
hört aber auch: Das Klinikum Havelberg 
war mit 37 Planbetten im Krankenhaus-
plan des Landes Sachsen-Anhalt.“ Darin 
ist die Schließung kleiner Krankenhäuser 

politisch gewollt. In einer Studie der Ber-
telsmann-Stiftung wird sogar gefordert, 
die Zahl der Hospitäler landesweit von 
derzeit 1.400 auf rund 600 mehr als zu 
halbieren. Krankenkassen und Bundes-
länder bezuschussen die Schließung von 
Kliniken. Die KMG soll für die Schließung 
des Hauses in Havelberg rund sechs Mil-
lionen Euro kassieren. Nach dem Kran-
kenhaus fürchtet Havelberg nun auch 
noch um den Erhalt seines Gymnasiums. 

War diese Entwicklung unausweich-
lich? Andernorts ist man offenbar flexib-
ler. Ende Juli 2020 sollte das katholische 
Krankenhaus im saarländischen Lebach 
schließen. Als Antwort auf die Corona-
Pandemie hat es stattdessen eine Corona-
Station mit 42 Betten erhalten. Im na-
hegelegenen rheinland-pfälzischen 
Zweibrücken wurde wegen Corona eine 
Klinik sogar wiedereröffnet.  Frank Bücker

GESUNDHEIT

Mitten in der Pandemie geschlossen
Havelberg verliert sein Krankenhaus – Linkspartei-Politiker warnt vor regionalem Monopol eines Anbieters

Berlin nach 
Silvester 

VON VERA LENGSFELD

Wie absurd die Corona-Verbote sind 
und wie unterschiedlich die Behand-
lung von Verstößen gegen die Verord-
nungen, kann man schon mit einem 
Blick auf die Berlin-Nachrichten fest-
stellen. Der Senat hatte für Silvester 
und Neujahr weitreichende Ein-
schränkungen verkündet. Sogar der 
Verkauf von Tischfeuerwerk und 
Wunderkerzen war nicht erlaubt. 

Nun liegt die Hauptstadt aber nur 
eine Fahrtstunde vom nächsten Markt 
in Polen entfernt, wo man alles bekam, 
was das Herz in Bezug auf die Vertrei-
bung der bösen Geister an Silvester 
begehrte. Folglich gab es Feuerwerk in 
Berlin, zwar nicht so viel wie in den 
vergangenen Jahren, was sogar ange-
nehm war, aber genug für das geliebte 
Jahresend-Gefühl. Besonders heftig 
war die Knallerei in Neukölln und im 
Wedding. 

Ob die Innenministerrunde, die 
sich mit der Auswertung der Neu-
jahrsnacht befasste, daraus Schlüsse 
gezogen hat? Wohl eher nicht, denn 
das wäre politisch nicht korrekt, weil 
die Mehrheit der Bewohner dieser Be-
zirke Immigrationshintergrund hat.

Wie verfahren wird, wenn Verstö-
ße gegen die Corona-Regeln angezeigt 
werden, die aus diesem Personenkreis 
begangen wurden, kann man aus fol-
genden Meldungen ersehen: In Tem-
pelhof wurde den Ordnungshütern 
eine illegale Pokerrunde in einem Kel-
ler gemeldet. Die maskenlosen „Män-
ner“, die Shisha-Pfeifen geraucht hät-
ten, wurden laut Meldung lediglich 
„des Kellers verwiesen“, illegale Spiel-
automaten beschlagnahmt und der 
„erhöhte Monoxidwert“ von der Feu-
erwehr gemessen. Kein Hinweis auf 
Strafen. Am U-Bahnhof Kottbusser 
Tor griffen unmaskierte Männer zwei 
Mal Polizisten an und verletzten sie 
zum Teil schwer. Einer der beiden hat-
te keine Papiere bei sich, wie man wei-
ter unten lesen konnte. Wenn es sich 
um „Querdenker“ gehandelt hätte, 
wäre das den Lesern schon in der 
Schlagzeile mitgeteilt worden. 

b MELDUNG

Skandal um 
„Corona-Party“
Cottbus – Die Polizei hat zu Jahres-
beginn in Cottbus eine Party im örtli-
chen AfD-Umfeld aufgelöst. Die Ord-
nungshüter waren von Nachbarn wegen 
Ruhestörung gerufen worden. Die 
33-jährige AfD-Stadtverordnete Mo-
nique Buder hatte acht weitere, teil-
weise stark alkoholisierte Gäste in der 
Wohnung. Einer von ihnen (1,77 Pro-
mille) griff einen Beamten an. Auch 
der AfD-Landtagsabgeordnete Daniel 
Freiherr von Lützow wurde in der 
Wohnung angetroffen. Lützow gab an, 
dort nur erschienen zu sein, um zu 
gratulieren. Er habe von der Auseinan-
dersetzung nichts mitbekommen. 
Mittlerweile wurde Buder aus der Par-
tei ausgeschlossen. Die Polizei erstat-
tete Anzeigen wegen Widerstands, 
tätlichen Angriffs auf die Polizei und 
Verstößen gegen die Corona-Eindäm-
mungsverordnung. CDU, SPD und 
Linkspartei versuchen nun, aus Lüt-
zows Anwesenheit auf der Party poli-
tisches Kapital zu schlagen.   F.B.
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Verteidiger des Glaubens
Russisch-Orthodoxe Kirche schmiedet in Entwicklungsländern Allianz gegen Christenverfolgung

Der chinesische Unternehmer Jack Ma 
alias Ma Yún ist der Gründer und das Ge-
sicht der Alibaba Group Holding Limited. 
Das größte IT-Unternehmen der Volksre-
publik China gilt als die chinesische Ver-
sion von Amazon. Zum Firmenimperium 
gehören auch ein eigener Bezahldienst 
namens Alipay und der Finanzdienstleis-
ter Ant Financial Services Group. 

Das Vermögen des ehemaligen Eng-
lischdozenten wurde zeitweilig auf bis zu 
60 Milliarden US-Dollar geschätzt – eine 
Zeit lang war er damit der reichste Chine-
se. Doch Ende vergangenen Jahres verließ 
ihn das Glück unversehens. Dabei hatte es 
im Oktober noch ganz nach dem Gegen-
teil ausgesehen. 

Die China Securities Regulatory Com-
mission (CSRC) genehmigte den geplan-
ten Börsengang von Ant Financial, der 37 
Milliarden US-Dollar einbringen sollte 

und damit der bisher größte in der Ge-
schichte gewesen wäre. Aber genau das 
ließ den bis dahin eher zurückhaltenden 
Ma offenbar leichtsinnig werden.

Am 24.  Oktober hielt der 56-jährige 
Selfmade-Milliardär auf dem Bund Finan-
ce Summit in Shanghai eine Rede vor der 
versammelten Wirtschaftselite Chinas, 
die an Deutlichkeit nichts zu wünschen 
übrig ließ. Das Bankensystem und die 
staatliche Finanzmarktkontrolle der 
Volksrepublik, so führte er aus, seien in-
novationsfeindlich und stünden unter der 
Fuchtel eines „Clubs alter Männer“, in 
dem „die Mentalität eines Pfandleihhau-
ses“ herrsche. 

Kritik am „Club alter Männer“
Mit im Publikum saß damals auch Wang 
Qishan, der Vizepräsident des Reiches der 
Mitte und einer der engsten Vertrauten 

von Staats- und Parteichef Xi Jinping. 
Letzterer erfuhr umgehend von der 
Brandrede Mas und reagierte so rigoros, 
wie chinesische Führer das bei Kritik an 
der Obrigkeit üblicherweise zu tun pfle-
gen. Der Börsengang von Ant Financial, 
der eigentlich als Demonstration der Stär-
ke gegenüber dem Westen gedacht war, 
wurde auf der Stelle abgeblasen und das 
Management von Alibaba zum Rapport 
bei gleich vier verschiedenen Regulie-
rungsbehörden einbestellt. Nun hieß es 
plötzlich, das Unternehmen trete zu do-
minant auf und gefährde damit den wirt-
schaftlichen Frieden im Lande.

Eine Woche später veröffentlichte die 
Regierung in Peking den Entwurf eines 
Gesetzes zur Beschneidung der angeblich 
zu großen Marktmacht von Internetplatt-
formen wie Alibaba. Dem folgte im De-
zember die Aufnahme von Ermittlungen 

seitens des obersten chinesischen Kartell-
amtes gegen Alibaba wegen „monopolisti-
scher Praktiken“. Parallel hierzu ver-
schwand Ma komplett aus der Öffentlich-
keit, was inzwischen zu allerlei Spekula-
tionen führt. Es drängt sich die Frage auf, 
ob ihm nun möglicherweise das gleiche 
Schicksal wie dem Immobilien-Magnaten 
Ren Zhiqiang droht. 

Dieser sogenannte „Donald Trump 
von China“ hatte Xi im Februar 2020 we-
gen dessen Corona-Management öffent-
lich als „Clown“, der sich als Kaiser ge-
riere, bezeichnet und wurde daraufhin ein 
halbes Jahr nicht mehr gesehen. In dieser 
Zeit soll Ren „freiwillig und wahrheitsge-
mäß“ diverse Korruptionsdelikte gestan-
den haben, woraufhin ihn das Pekinger 
Gericht Nr. 2 am 22. September zu 18 Jah-
ren Gefängnis verurteilte. 

 Wolfgang Kaufmann

CHINA

Von der Bildfläche verschwunden
Keine Spur vom Alibaba-Gründer – Wurde Jack Ma Opfer eines Racheakts der Pekinger Machthaber?

b MELDUNGEN

VON BODO BOST

W ährend der Corona-
Pandemie wurde Afrika 
zum weltweiten Epi-
zentrum der Christen-

verfolgung. Nun hat die Russisch-Ortho-
doxe Kirche die Initiative ergriffen und zu 
einer Allianz gegen Christenverfolgung 
vor allem in Afrika aufgerufen.

Die Corona-Pandemie hat zwar in Af-
rika nicht so gewütet wie in Europa, aber 
sie hat den ärmsten Kontinent noch mehr 
vom internationalen Geschehen isoliert 
als ohnehin schon. Das bekommen vor al-
lem die Christen des schwarzen Konti-
nents zu spüren, die durch die Pandemie 
noch schutzloser geworden sind, wäh-
rend in vielen muslimischen Ländern 
durch die Pandemie die ohnehin vorhan-
dene religiöse Gewaltbereitschaft weiter 
steigt. Auf diese Veränderungen hat nun 
das russisch-orthodoxe Moskauer Patriar-
chat hingewiesen und zur Gründung einer 
interkonfessionellen „Allianz für die Ver-

teidigung der verfolgten Christen in Afri-
ka“ aufgerufen.

Als in der Phase der Kolonialisierun-
gen Afrikas und Asiens im 19. Jahrhundert 
die Grundlagen vieler Kirchengründun-
gen gelegt wurden, gelang es dem Chris-
tentum in vielen unabhängigen afrikani-
schen Staaten sich zu afrikanisieren und 
feste Wurzeln zu schlagen. Viele dieser 
heute christlichen Gebiete in West-, Zen-
tral- und Ostafrika betrachtet jedoch der 
Islam als sein historisches Territorium. 
Mit Dschihad und Terror drängt der Islam 
in Corona-Zeiten in diese Gebiete zurück.

Moslems haben Vorfahrt
Während der Islamische Staat (IS) 2019 in 
Syrien und dem Irak besiegt wurde, nah-
men die Terroraktionen seiner Ableger 
Boko Haram und Al Shabaab in Westafri-
ka, Nigeria und Ostafrika weiter zu. Der 
Weg ins rettende Asyl, in die Europäische 
Union wird jedoch von den muslimischen 
Staaten in Nordafrika und von der Türkei 
kontrolliert, die zumeist nur noch Musli-

me durchlassen. Christen scheuen den 
Weg durch diese Staaten, weil er für die 
verfolgten Christen ein größeres Marty-
rium nedeutet, als in ihren Herkunftslän-
dern zu bleiben.

Die christlichen Kirchen und ihre 
Hilfswerke in Europa machen sich dage-
gen immer mehr zu Anwälten der musli-
mischen Immigranten, die faktisch ein 
Exklusivrecht für das Asyl in die EU ha-

ben. Dagegen wollen die orthodoxen Kir-
chen, die fast alle Unterdrückung und 
Zwangsmaßnahmen während der osma-
nisch-muslimischen und/oder sowjeti-
schen Kolonialherrschaft am eigenen Lei-
be erfahren haben, ihr Hilfen direkt den 
verfolgten Kirchen und Christen in Afrika 
zukommen lassen. So führte Rumänien 
im letzten Jahr auf Vorschlag der dortigen 
orthodoxen Kirche einen eigenen Ge-
denktag für verfolgte Christen ein.  

Der Moskauer Patriarch Kyrill  I., der 
sehr häufig Afrika und den Nahen Osten 
besucht hat, äußerte sich überzeugt, dass 
Afrika immer mehr zum Epizentrum der 
Unterdrückung der Christen werde. Das 
hänge auch damit zusammen, dass Afrika 
mittlerweile jener Teil der Welt sei, in 
dem das Christentum am stärksten wach-
se, noch weitaus stärker als der Islam, der 
nur noch durch Zwangskonversionen 
wachse. Bereits im November 2019 hatte 
Kyrill  I. beim „Interreligiösen Gipfel“ in 
Baku darauf aufmerksam gemacht, dass 
die Christen in Nigeria einem „Genozid“ 
ausgesetzt seien. 

Islamisches Epizentrum Nigeria
In Nigeria, dem mit Abstand bevölke-
rungsreichsten Staat Afrikas, in dem 
Christentum und Islam etwa gleich stark 
sind, werde sich die Zukunft des Christen-
tums auf dem schwarzen Kontinent ent-
scheiden. Von dort breite sich der militan-
te Islam immer mehr in mehrheitlich 
christliche Länder, wie Zentralafrika, den 
Kongo oder Mosambik aus, erklärte der 
Sprecher der neuen Allianz. Auch Äthio-
pien, das einzige mehrheitlich orthodoxe 
Land Afrikas, sei eine neue Brutstätte der 
Christenverfolgung geworden. 

Der koptisch-orthodoxe Patriarch Ta-
wadros II. richtete an die Teilnehmer der 
Online-Konferenz eine Grußbotschaft, in 
der er eine intensivere Berichterstattung 
über die Verfolgung von Christen auf dem 
afrikanischen Kontinent forderte. Leider 
habe sich die Verfolgungssituation in der 
Zeit der Pandemie zugespitzt. Der Vertre-
ter des Weltkirchenrats, Peter Prove, be-
zeichnete es als notwendig, dass es auf die 
Verfolgung von Christen „auch aus der 
Region“ eine Antwort gäbe. Auch der Ge-
neralsekretär der russischen katholischen 
Bischofskonferenz, P. Igor Kowalewskij, 
und der evangelikale Bischof Sergej Rjak-
hovskij nahmen an der Konferenz teil.

„Afrika wird immer 
mehr zum 

Epizentrum der 
Unterdrückung der 

Christen“
Kyrill I. 

Patriarch von Moskau und der 
ganzen Rus

Greift den Glaubensbrüdern in Afrika unter die Arme: Patriarch Kyrill I., hier bei der orthodoxen Weihnachtsliturgie am 6. Januar
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Vorbereitung 
auf Bioangriffe
Brüssel – Die NATO will ihre An-
strengungen auf dem Gebiet der Ab-
wehr von Angriffen mit biologischen 
Waffen künftig massiv verstärken. 
Das teilte der Generalsekretär des 
Nordatlantikpakts, Jens Stoltenberg, 
Ende vergangenen Monats mit und 
nahm dabei auch auf Warnungen sei-
tens der Vereinten Nationen Bezug. 
Die UN hatten im April daran erin-
nert, dass es bis heute keine wirksa-
men Mechanismen zur Überwachung 
der Bestimmungen der Biowaffen-
konvention von 1975 gebe. Darüber 
hinaus sagte der oberste Repräsen-
tant des atlantischen Bündnisses, ein 
großangelegter Angriff mit biologi-
schen Waffen könne nicht nur zu 
konventionellen, sondern auch zu 
nuklearen Vergeltungsschlägen der 
NATO führen. Die Hauptrolle bei der 
Abwehr von Bedrohungen durch  
B-Waffen maß Stoltenberg den west-
lichen Geheimdiensten zu, die auf 
diesem Gebiet deutlich intensiver ko-
operieren müssten als bisher. W.K.

Dänemark 
differenziert
Kopenhagen – Dänemarks sozialde-
mokratischer Integrations- und Aus-
länderminister Mattias Tesfaye führt 
im Wesentlichen die konsequente 
Linie seiner Vorgängerin Inger 
Støjberg von der konservativ-libera-
len Partei Venstre fort. Tesfaye hat 
entschieden, dass die behördlichen 
dänischen Statistiken künftig bei 
Ausländern nicht nur die Bezeich-
nung „nichtwestlich“ tragen, sondern 
differenziert aufgeschlüsselt werden. 
Tesfaye: „Wir müssen die Probleme 
offen und ehrlich ansprechen.“ In der 
Gruppe „MENAPT“ finden sich Men-
schen aus dem Nahen und Mittleren 
Osten, Nordafrika, Pakistan und der 
Türkei wieder, während Menschen 
aus Thailand oder Hongkong unter 
die Kategorie „übrige nichtwestliche 
Länder“ fallen. Während die bürger-
lichen Oppositionsparteien Venstre 
und Dänische Volkspartei das Vorge-
hen Tesfayes lobten, kam von den 
drei kleinen linksextremen Parteien 
Kritik. F.B.

Grenze 
gestürmt
Budapest – In der Silvesternacht ver-
suchten 31 Migranten am ungarisch-
serbisch-rumänischen Dreiländereck 
bei Kübeckhausen (Kübekháza) von 
Serbien aus sich gewaltsam Zutritt 
nach Ungarn zu verschaffen. Nach 
Angaben der ungarischen Grenzpoli-
zei wurden die Beamten durch Wär-
mebildkameras auf sie aufmerksam. 
Der Grenzschutz verhinderte das 
Eindringen der Migranten nach Un-
garn. Diese warfen Steine und be-
schimpften die Beamten. Ungarn 
setzt neuerdings Drohnen zur Grenz-
überwachung ein. So ist es möglich, 
bereits bei sich abzeichnenden An-
griffen gegen die Staatsgrenze mobile 
Grenzschutzeinheiten an den Ort des 
Geschehens zu bringen. Derweil ver-
suchen Migranten auf dem Balkan in 
ihren Lagern, die Unterkünfte in 
Brand zu setzen, um eine „humane 
Notlage“ herbeizuführen, damit 
westeuropäische Staaten sich zur 
Aufnahme erweichen lassen. F.B.
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VON PETER ENTINGER

I n Zeiten wie diesen erfreuen gute 
Nachrichten. Eine von ihnen prä-
sentierte die Bundesagentur für Ar-
beit zum Jahreswechsel. Trotz der 

Corona-Maßnahmen ist in Deutschland 
die Arbeitslosigkeit im November zurück-
gegangen. Und im Dezember ist die Zahl 
der Arbeitslosen zwar gestiegen, aber nur 
um 8000. Angesichts der wetterbedingten 
geringeren Tätigkeit im Baugewerbe wäh-
rend der kalten Wintermonate ist das ge-
radezu unterdurchschnittlich.

Damit hat es sich dann aber mit den 
guten Nachrichten. Denn die Kurzarbeit, 
die nicht als Arbeitslosigkeit zählt, bleibt 
aufgrund der Corona-Pandemie immer 
noch auf einem erhöhten Stand. Vom 1. bis 
zum 28. Dezember erreichten die Bundes-
agentur Anzeigen zur Kurzarbeit für 
666.000  Personen. Im November waren 
es 627.600 gewesen. 

Zuvor schon hatte das Statistische 
Bundesamt schlechte Zahlen veröffent-
licht. Zum ersten Mal nach 14  Jahren 
Wachstum ist 2020 die Zahl der Erwerbs-
tätigen in Deutschland wieder zurückge-
gangen. „44,8 Millionen Menschen hatten 
im Jahresschnitt im Inland einen Arbeits-
platz oder waren selbstständig“, teilte die 
Wiesbadener Behörde mit. Das waren 
nicht nur 1,1  Prozent weniger als 2019, 
sondern auch 0,2  Prozent weniger als 
2018. Wie die Zahlen zeigen, gingen ins-
besondere schlecht gesicherte Jobs ver-
loren, während sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte häufig in Kurzar-
beit geschickt wurden. Noch deutlicher 
als in den Vorjahren ging die Zahl der 
Selbstständigen und ihrer mitarbeiten-
den Angehörigen auf nun noch vier Mil-
lionen zurück. 

Politik versucht, Zeit zu gewinnen
Absehbar ist, dass die ganz großen Prob-
leme noch kommen werden. Das Kurzar-
beitergeld verhindert Entlassungen, die 
ausgesetzte Insolvenzpflicht eine Pleite-
welle. Noch, sagt Bundesfinanzminister 
Olaf Scholz, habe der Bund genügend 
Mittel, um die kriselnden Branchen zu 
stützen. „Wir können das lange durchhal-
ten, wir haben Vorsorge getroffen“, er-
klärte der SPD-Kanzlerkandidat im „ARD-
Morgenmagazin“. Es gebe „keinen ganz 
kompletten Stillstand“, in Fabriken und 
vielen Büros werde gearbeitet, sagte 
Scholz. Deutschland habe gut gewirt-
schaftet. Weil Deutschland Ende des vor-
letzten Jahres unter 60 Prozent Staatsver-
schuldung gehabt habe, könne man nun 
Kredite aufnehmen, so der Sozialdemo-
krat. Nach der Finanzkrise habe die Ver-
schuldung bei mehr als 80 Prozent gele-
gen. Nun werde man nach gegenwärtigen 
Berechnungen „selbst wenn es sehr 

schlimm kommt“ nicht „weit“ über 
70 und „auch schnell wieder runter“ kom-
men, erklärte der Finanzminister. 

„2021 droht eine Pleitewelle“ 
Das Ifo-Institut hat wegen der Corona-
Pandemie seine Konjunkturprognose für 
2021 deutlich gesenkt. Laut der Münchner 
Forschungseinrichtung könnte die deut-
sche Wirtschaft im neuen Jahr um 4,2 Pro-
zent wachsen. Bisher waren 5,1  Prozent 
erwartet worden. „Wegen des neuerlichen 
Shutdowns bei uns und in anderen Län-
dern verschiebt sich die Erholung nach 
hinten“, sagte Ifo-Konjunkturchef Timo 
Wollmershäuser zur Begründung. Zu-
grunde liegt die Annahme, dass die Ein-

schränkungen ab dem April bis zum Som-
mer schrittweise aufgehoben werden. 

Beobachter kritisieren an den Hilfs-
maßnahmen der Bundesregierung in Co-
rona-Zeiten, dass sie die längst überfällige 
Bereinigung in der Unternehmensland-
schaft verzögerten. Es staue sich eine 
Pleitewelle auf, die später umso heftiger 
über Deutschland hinwegrollen werde. 
„Das Aussetzen der Antragspflicht hat die 
Insolvenzwelle lediglich aufgeschoben; 
abgeflacht wurde sie allenfalls durch die 
staatlichen Liquiditätshilfen, ohne die 
viele Unternehmen ihren Zahlungsver-
pflichtungen während des Shutdowns 
nicht hätten nachkommen können“, er-
klärt Wollmershäuser. 

Jörg Krämer, Chefvolkswirt der Com-
merzbank, macht sich keine Illusionen. 
Bereits im vergangenen Jahr konstatierte 
er: „2021 droht eine Pleitewelle. Das war 
bisher nach jeder Rezession zu beobach-
ten, wobei das Bruttoinlandsprodukt in 
diesem Jahr viel stärker sinkt als im Durch-
schnitt vergangener Rezessionen. Aller-
dings wird die Welle wohl nicht so schlimm 
ausfallen wie der Pleite-Tsunami nach dem 
Platzen der Aktienblase vor 20 Jahren.“ 

Die Einschätzung zieht sich wie ein ro-
ter Faden durch die Stellungnahmen aus 
Politik und Wirtschaft: Es werde zwar 
schlimm kommen, aber nicht so schlimm 
wie 2009 – sofern denn der jetzige Lock-
down der letzte ist.

Die Adler Modemärkte AG hat im neuen Jahr bereits einen Insolvenzantrag gestellt: Geschlossene Filiale im Elbepark Dresden

KONJUNKTUR

Der Einbruch scheint nur eine 
Frage der Zeit zu sein

Politik und Wirtschaft erwarten, dass es 2021 schlimm wird, wenn auch nicht 
so schlimm wie 2009 – sofern denn der aktuelle Lockdown der letzte ist

Am Ende der deutschen EU-Ratspräsi-
dentschaft meldeten die Unterhändler 
nach jahrelangen Blockaden einen Durch-
bruch beim Investitionsabkommen zwi-
schen der Europäischen Union und der 
Volksrepublik China. Die Verhandlungen 
für das Abkommen liefen bereits seit 
2014. Noch im vergangenen November 
waren die Verantwortlichen auf Seiten 
Brüssels davon ausgegangen, dass die Ver-
handlungen mit Peking festgefahren sei-
en. Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte 
die Beziehung zu China zu einem Schwer-
punkt der deutschen EU-Ratspräsident-
schaft gemacht. 

Entgegenkommen gegenüber China
Wie aus Brüssel zu hören ist, kritisiert 
eine ganze Reihe von EU-Mitgliedsstaa-
ten, dass China auf dem europäischen 

Markt sehr viele Rechte eingeräumt wor-
den seien, ohne das europäischen Firmen 
analoge Rechte auf dem chinesischen 
Markt erhalten hätten. Als ein besonders 
heikler Punkt gilt die Öffnung des euro-
päischen Energiemarkts für chinesische 
Firmen. 

Moniert wird zudem, dass die Ver-
handlungen weitgehend zwischen Berlin 
und Peking abgelaufen seien, während die 
EU-Kommission keine wichtige Rolle ge-
spielt habe. Obendrein wird berichtet, 
Merkel habe Druck auf EU-Mitgliedsstaa-
ten ausgeübt, dem Deal mit Peking zuzu-
stimmen. 

Auch die Haltung der Bundesregie-
rung gegenüber der Türkei hat während 
der EU-Ratspräsidentschaft zu Verstim-
mung bei anderen EU-Ländern geführt. 
Mit Rückendeckung Griechenlands, Ös-

terreichs und Frankreichs wollte Zypern 
wegen türkischer Erdgaserkundungen in 
Seegebieten vor der Insel eigentlich harte 
Wirtschaftssanktionen gegen Ankara. Auf 
dem EU-Gipfel im November setzte sich 
allerdings die Ansicht der Bundesregie-
rung durch, dass die Türkei als Partner 
nicht verprellt werden sollte. 

Härte gegenüber Russland
Nochmals angezogen wurde während der 
deutschen Ratspräsidentschaft dagegen 
die Sanktionsschraube gegen Russland. 
Einige ausländische Beobachter ordnen 
Merkels sehr unterschiedliches Agieren 
gegenüber der Türkei und China auf der 
einen sowie Russland auf der anderen Sei-
te in eine größere geopolitische Strategie 
ein. Der norwegische Politikwissenschaft-
ler Glenn Diesen erklärte, die „Ostpolitik“ 

sei „tot und beerdigt“, die deutsch-russi-
sche Freundschaft vorbei. 

Der Journalist Pepe Escobar, Autor 
der „Asia Times“, deutet die Außenpolitik 
unter Merkel sogar als eine „Bypass Rus-
sia“-Strategie. Dabei geht es laut Escobar 
um die Entwicklung eines Handelskorri-
dors, der die EU künftig mit China ver-
bindet. In einer Abwandlung des „Great 
Game“, des Machtkampfs zwischen Russ-
land und Großbritannien im 19. Jahrhun-
dert in Asien, billige Berlin Ankara eine 
Scharnierfunktion bei den deutsch-chine-
sischen Handelsbeziehungen zu, während 
es andererseits bemüht sei, Moskau aus-
zugrenzen. Aus Sicht des Journalisten 
könnte dieser Ansatz im Laufe der 20er 
Jahre möglicherweise zum Entstehen ei-
ner geopolitischen Schlüsselallianz Ber-
lin–Peking führen. Norman Hanert

EUROPÄISCHE UNION

Strebt Berlin eine Schlüsselallianz mit Peking an?
Spekulationen nach Investitionsabkommen mit China während deutscher EU-Ratspräsidentschaft
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SAP allein auf 
weiter Flur
London – Wie aus Berechnungen der 
Unternehmensberatung EY und von 
Reuters hervorgeht, befindet sich mit 
SAP nur noch ein deutscher Konzern 
unter den 100 Unternehmen mit dem 
höchsten Börsenwert auf der Welt. 
Mit einem entsprechenden Wert von 
160 Milliarden US-Dollar zum 30. De-
zember 2020 rangierte SAP auf 
Rang  71. 2019 hatte der Walldorfer 
Konzern noch auf Rang  50 gelegen. 
Siemens fiel trotz einer Marktkapitali-
sierung von 122 Milliarden Dollar aus 
der Liga der wertvollsten 100 heraus. 
Für Volkswagen reicht es nur für Platz 
129. Große Technologiefirmen aus den 
USA und China gingen hingegen ge-
stärkt aus der Corona-Krise hervor. 
Mit einem Börsenwert von fast 2,3 Bil-
lionen Dollar ist der IPhone-Herstel-
ler Apple derzeit das am höchsten be-
wertete Unternehmen der Welt. N.H.

Verpuffte 
Steuersenkung
München – Die Senkung der Mehr-
wertsteuer von Juli bis Dezember ver-
gangenen Jahres von 19 auf 16 Prozent 
hat nach Einschätzung des Ifo-Insti-
tuts nur zu einem zusätzlichen Kon-
sum in Höhe von 6,3 Milliarden Euro 
geführt. Dem stehe ein geschätzter 
Steuerausfall in Höhe von 20 Milliar-
den Euro gegenüber. Eine repräsenta-
tive Befragung der Forsa Gesellschaft 
für Sozialforschung und statistische 
Analysen im Auftrag des Ifo-Instituts 
ergab, dass die meisten Befragten im 
Oktober und November trotz der ge-
senkten Steuer sogar auf Konsum ver-
zichtet haben. Als Gründe nannten die 
Befragten eingeschränkte Einkaufs-
möglichkeiten und die Erwartung hö-
herer Ausgaben. N.H.

Verlierer auf 
allen Seiten 
Düsseldorf – Die Industrie- und Han-
delskammer (IHK) Düsseldorf hat ge-
meinsam mit weiteren bundesdeut-
schen IHKs und der Deutsch-Russi-
schen Außenhandelskammer eine 
Studie zu den Russland-Sanktionen 
beim ifo-Institut in München in Auf-
trag gegeben. Darin werden die Kosten 
der Russland-Sanktionen für Deutsch-
land auf 5,45 Milliarden Euro pro Jahr 
beziffert. Anhand der Studienergeb-
nisse wird deutlich, dass Deutschland 
seine Exporte nach Russland um mehr 
als 15 Prozent steigern könnte, würden 
die Sanktionen wegfallen. Eine im 
Rahmen der Studie durchgeführte 
Unternehmensbefragung ergab, dass 
aufgrund des erhöhten bürokratischen 
Aufwands im verarbeitenden Gewerbe 
vor allem die Kfz- und die Chemie-In-
dustrie von den Handelsbeschränkun-
gen betroffen sind. Allein Nordrhein-
Westfalen verliert jährlich eine Milli-
arde Euro. Stark betroffen sind auch 
die mitteldeutschen Bundesländer, 
die von der Bundesregierung deshalb 
immer wieder ein Ende der Russland-
Sanktionen verlangen. Russland stellt 
besonders für mittelständische Unter-
nehmen einen Absatzmarkt mit viel 
Potential dar. Die ifo-Studie kommt 
schließlich zu dem Ergebnis, dass es 
ökonomisch betrachtet nur Verlierer 
gibt und alle Beteiligten von der Auf-
hebung der EU-Russland-Sanktionen 
profitieren würden. MRK



FORUM8 Nr. 2 · 15. Januar 2021 Preußische Allgemeine Zeitung

HANS HECKEL

D ie Wunde, welche die USA, die 
mächtigste und wichtigste 
Demokratie der Welt, seit der 
Präsidentschaftswahl vor gut 

zwei Monaten davongetragen hat, ist in 
ihrer Tiefe und fortdauernden Zerstö-
rungskraft kaum zu ermessen. Was dort 
angerichtet wurde, wird gravierende Fol-
gen nicht allein für die Politik und die 
Bürger der Supermacht zeitigen. Es wird 
schon wegen der Bedeutung des Landes 
auf die ganze Welt ausstrahlen. Die Strah-
len werden giftig sein.

Donald Trump ist vorzuhalten, dass er 
die emotionale Dynamik, die sich in wei-
ten Teilen seiner Anhängerschaft entwi-
ckelte und die im Sturm auf das Kapitol 
ihre groteske Spitze fand, nicht nur unter-
schätzt, sondern lange selbst mit angesta-
chelt hat. Er sprach von „bösen“, ja „teuf-
lischen“ Handlungen seiner Gegner. Wer 
in einer ohnehin hochgradig aufgeheizten 
Stimmung so redet, handelt verantwor-
tungslos – oder mindestens ahnungslos, 
was bei einem so wichtigen Führer fast 
das Gleiche bedeutet.

Doch was im allgemeinen Entsetzen 
über die Vorgänge in Washington und die 
schillernde Rolle des scheidenden Präsi-
denten unterschlagen wird, ist der Part, 
den Trumps Gegner beim Drehen an der 
Eskalationsspirale spielen. Eine Rolle, die 
sie nicht nur unbelehrbar weitertreiben, 
sondern allen Anzeichen nach sogar noch 
zuspitzen wollen.

Trumps später Versuch, über die so-
zialen Medien die Lage zu beruhigen und 
seine Anhänger zu Frieden und Respekt 
vor den Institutionen aufzurufen, wurde 
per Blockade von Facebook und Twitter 
vereitelt. Das erweckt den Verdacht, dass 
die Eskalation manchen Anti-Trump-

Kräften sehr gelegen kommt, was sie 
durch ihre lautstark vorgetragene Empö-
rung nur zu übertünchen trachten.

Schon vor der Wahl phantasierten ein-
flussreiche Vertreter des Lagers der De-
mokraten davon, Trump-Mitarbeiter auf 
Schwarze Listen zu setzen, auf dass sie nie 
wieder Fuß fassen mögen im Berufsleben. 
Das läuft auf die Forderung nach gesell-
schaftlicher Vernichtung hinaus. Die nun-
mehr angestrebte Amtsenthebung 
Trumps, mit der er alle Privilegien eines 
Präsidenten a. D. verlöre und nie wieder 
für ein öffentliches Amt kandidieren 
könnte, zielt in eine ähnliche Richtung.

Dieser verbissene Verfolgungswille, 
der sich bei den Demokraten zeigt, schau-
kelt die hochexplosive Gemengelage der 
US-Nation noch weiter hoch. Er lässt alle 
Beteuerungen des neuen Präsidenten Joe 
Biden, das Land wieder einen zu wollen, 
wie Heuchelei erscheinen. Der Rache-
durst der neuen Regierenden und ihrer 
Unterstützer könnte stattdessen einen 
Keil ins Volk treiben, wie ihn seit dem 
Bürgerkrieg niemand mehr gesehen hat. 
Die Borniertheit muss grenzenlos sein, 
wo diese Gefahr nicht erkannt wird.

Je schwächer die Sozialdemokraten in al-
len Umfragen abschneiden, desto stärker 
wird – so hat es den Eindruck – der Ein-
fluss ihrer Jugendorganisation. Der bishe-
rige Juso-Chef Kevin Kühnert kam einem 
manchmal wie ein Hans Dampf in allen 
Gassen vor, der den Altvorderen die me-
dial wirksame Show stahl. Das hat zuletzt 
Finanzminister Olaf Scholz zu spüren be-
kommen. Weil Kühnert einen bissigen 
Anti-Groko-Kurs fuhr, trimmte er seine 
Jungsozialisten auf eine harte linke Linie 
ein. Vor einem Jahr waren auch die Juso-
Stimmen das Zünglein an der Waage, dass 
nicht das Polit-Schwergewicht Scholz, 
sondern die unbeschriebenen politischen 
Blätter Walter Borjans und Saskia Esken 
neue SPD-Vorsitzende wurden.

Dampfplauderer Kühnert, der 2017 
noch ein glühender Anhänger des kläglich 
gescheiterten SPD-Kanzlerkandidaten 
Martin Schulz war, hat bei den Jusos eine 

eindrucksvolle Karriere gemacht: vom Ju-
so-Chef zum Vizeparteivorsitzenden  
– das gab es noch nie. Doch das reicht dem 
ehrgeizigen Jungpolitiker nicht. Ihm wird 
nachgesagt, an den Pforten des Kanzler-
amts rütteln zu wollen wie einst Gerhard 
Schröder. Um sich für diese utopische 
Aufgabe zu rüsten, will er 2021 in den 
Bundestag gewählt werden und hat dafür 
nun seinen Posten als Juso-Chef geräumt. 

Zu seiner Nachfolgerin haben die Ju-
sos jetzt die 28-jährige Bonner Realschul-
lehrerin Jessica Rosenthal gewählt. Aus 
der niedersächsischen Deister-Stadt Bad 
Münder stammend, hat sie in Bonn ein 
Lehramtsstudium mit den Fächern 
Deutsch und Geschichte absolviert, trat 
2013 in die SPD ein und war von 2018 bis 
Oktober 2020 Juso-Landeschefin von 
Nordrhein-Westfalen. Auf dem – wie sich 
das heutzutage gehört – digitalen Bundes-
kongress, hat sie angekündigt, Kühnerts 
ultralinken Anti-Groko-Kurs fortsetzen 
zu wollen. Mit üblichen Sprechblasen wie 
Digitalisierungsoffensive für das Bil-
dungssystem, zukunftsgerechter Sozial-
staat und Schaffung einer nachhaltigen 
Industrie bis 2030 sprach sie den ähnlich 
gestrickten Delegierten aus dem Herzen. 
Das soll also die Zukunft der SPD sein? So 
wird selbst Kühnert sie nicht vor dem wei-
teren Absturz retten können. H. Tews

Gespaltene Nation: Trump-Anhänger vor dem Kapitol Foto: imago images/Nordphoto

Der Rachedurst der 
Demokraten treibt 
die USA nur noch 

tiefer in die Spaltung

Neue Juso-Chefin: J. Rosenthal
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Sie will die Jusos etwas lehren

Keil ins Volk

ERIK LOMMATZSCH

Beabsichtigt war die Botschaft der „Ta-
gesschau“ vom 11. Januar in dieser Form 
sicher nicht, aber dem aufmerksamen 
Zuschauer konnte sie nicht entgehen. 
Natürlich war in erster Linie Corona das 
große Thema. Nach dem Sinn vieler 
Maßnahmen, nach Logik, nach dem Zu-
sammenhang mit dem ursprünglichen 
Anliegen – dem Schutz vor einer Infek-
tion und der Eindämmung einer Krank-
heit – sollte man ohnehin nicht mehr 
fragen. 

Ein von Anfang an seitens der Regie-
renden und der von ihnen in Anspruch 
genommenen kleinen Auswahl von „Ex-
perten“ äußerst wichtiger Orientie-
rungspunkt kam in besagter ARD-Sen-
dung überdeutlich zum Tragen: die Ein-
heitlichkeit, gern auch als „Gerechtig-
keit“ verklärt. Dies allerdings in der in-
tellektuell anspruchslosesten Form und 
nicht, wie es jedem, der dem Kindesalter 
entwachsen ist, geläufig sein sollte: Ge-
rechtigkeit bedeutet Gleiches für Glei-
che und Ungleiches für Ungleiche.

Gehuldigt wird hingegen der absolu-
ten Gleichförmigkeit. So hieß es: „Bun-
desgesundheitsminister Spahn appel-
lierte heute noch einmal an alle Länder, 
die Maßnahmen einheitlich umzusetzen 
und zur Einhaltung aller Regeln im Pri-
vaten.“ Wenig später kam der Kita- und 
Schulbetrieb zur Sprache: „Für die 
Rückkehr zum Normalbetrieb fordert 
die Familienministerin daher bundes-
einheitliche Regelungen.“ Franziska Gif-
fey wörtlich: „Wenn es zu Lockerungen 
kommen kann, dann muss natürlich das 
Wohl der Kinder, die Frage der Bildungs-
gerechtigkeit, der Vereinbarkeit im Vor-
dergrund stehen und dann ist es wichtig, 
dass sich die Bundesländer eben auf ei-
nen möglichst einheitlichen oder ein-
heitlicheren Weg verständigen.“

Nein, die hier angestrebte Einheit-
lichkeit hat mit „Gerechtigkeit“ nichts 
zu tun, sie wirkt fatal, für die Zukunft in 
einem überhaupt noch nicht abzuschät-
zenden Ausmaß. Schließungen von Ge-
schäften, Gaststätten, Bildungs-, Sport- 
oder Kultureinrichtungen und vielem 
mehr werden sichtlich nach dem Prin-
zip verordnet, dass alle gleich zu leiden 
haben. Hinweise darauf, dass die Aussa-
gekraft der Corona-Zahlen ohnehin 
stark umstritten ist, dass die überwie-
gende Zahl der an beziehungsweise mit 
Corona Verstorbenen oder der schwe-

ren Fälle Menschen eines sehr hohen 
Alters betrifft, dass es insbesondere Se-
nioren- oder Pflegeeinrichtungen sind, 
die mit Corona-Problemen konfrontiert 
sind, gelten als inopportun. Gezielte  
– und wohl wirkungsvollere – Bekämp-
fung bei schnellstmöglicher Wiederher-
stellung des freien öffentlichen Lebens 
ist nicht gefragt. Geboten wird das 
„Lahmlegen“ in der Breite unter Inkauf-
nahme der wirtschaftlichen und – meist 
nur am Rande thematisierten – gesell-
schaftlichen Folgen.

Statt Entlastung wird nach Belas-
tung gerufen, im Sinne der „Gleichheit“. 
Dies treibt Blüten wie die Forderung der 
Grünen-Co-Fraktionsvorsitzenden Kat-
rin Göring-Eckardt, die zuletzt eine 
„Corona-Arbeitsschutzverordnung“ 
verlangte. Auch hier der Ruf nach einer 
bundeseinheitlichen Regelung: Unter-
nehmen, die trotz vorhandener Mög-
lichkeiten kein Homeoffice gestatteten, 
solle mit Bußgeldern Druck gemacht 
werden. Die Kölner Oberbürgermeiste-
rin Henriette Reker hatte bezüglich des 
Karnevalsauftakts bereits vor zwei Mo-
naten lautstark verkündet: „Wir alle 
müssen auf das Feiern am 11. November 
verzichten.“ In der Berichterstattung 
regelrecht kriminalisiert werden Aus-
flügler in die derzeit verschneiten Land-
schaften – sollen sie doch zu Hause blei-
ben wie alle, egal woher sie sind und 
wohin sie fahren und was das mit der 
Pandemielage zu tun hat.

Darüber hinaus hat sich die Maske 
zum Symbol, zum Bekenntnis entwi-
ckelt, der Einheitsfront anzugehören. 
Vergessen scheint zu sein, dass „Exper-
te“ Christian Drosten noch Ende Januar 
2020 die Maske dezidiert für unsinnig 
erklärte. „Damit hält man das nicht auf“, 
so der Virologe. Inzwischen klingt es 
ganz anders. Gleiches trifft auf Jens 
Spahn zu. Der Sinneswandel ist mit vie-
lem zu erklären, mit wissenschaftlichem 
Erkenntnisfortschritt definitiv nicht.

Interessant ist in dem Zusammen-
hang auch die Zurückweisung von Privi-
legien für Geimpfte durch die Verant-
wortlichen. Diese Vorteile müssten in 
deren Gedankengebäude doch eine na-
türliche Folge der dann gegebenen Im-
munisierung sein. Nein, lieber alles 
gleich. Oder auch gleich schlecht, das 
scheint keine Rolle zu spielen. Die Art 
der hier propagierten Einheitlichkeit ist 
übrigens ein Wesensmerkmal sämtli-
cher sozialistischer Politikentwürfe.

KOMMENTARE

Corona-Gleichschritt
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Eine Begegnung im Kaufhaus an der Fifth 
Avenue in New York oder ein junger 
Mann, der an einem sonnigen Sommertag 
am Strand von Locarno spazieren geht  
– Alltagsszenen wie diese inspirierten Pa-
tricia Highsmith zu ihren Werken. Das, 
was die vor 100 Jahren im US-Bundes-
staat Texas als Mary Patricia Plangman 
geborene Krimiautorin aus den unschein-
baren Situationen kreierte, waren vor al-
lem literarisch umgesetzte psychologi-
sche Studien von Morden und Kriminal-
fällen, mit denen sie Weltruhm erlangte.

Innerhalb des Krimigenres galt High-
smith als revolutionäre Autorin, denn sie 
war immer radikal an den psychologi-
schen Hintergründen einer Tat interes-
siert. Die Aufklärung des Mordfalls war 
dabei nebensächlich. Wer einen Mord be-
geht und was ihn dazu bringt – darauf lag 
stets ihr Fokus. Dabei schrieb sie keines-
wegs technisch oder abstrakt. Ihr Stil war 
literarisch, ließ sich aber genau deshalb 
nicht klar einordnen. Mit dem ihr eigenen 
Stil eroberte die am 19. Januar 1921 in Fort 
Worth geborene Literaturwissenschaftle-
rin neues Terrain und schuf ein völlig neu-
es Genre: den psychologischen Krimi.

Gleich mit ihrem ersten veröffentlich-
ten Buch landete Highsmith einen Coup. 
„Der Fremde im Zug“ von 1950 wurde von 
Alfred Hitchcock verfilmt und machte sie 
über Nacht berühmt.

Zuvor hatte sie als Verkäuferin im Ein-
zelhandel ihren Lebensunterhalt ver-
dient. Durch den Erfolg konnte sie nicht 
nur von den Einkünften aus den ersten 
Buchveröffentlichungen leben, sie konnte 
sich auch für den Rest ihres Lebens Rei-
sen und Auslandsaufenthalte erlauben. 
Dabei zog es sie immer wieder nach Euro-
pa. Hier verbrachte sie einen Großteil ih-
res Lebens, wohnte in Frankreich, Groß-
britannien und schließlich in der Schweiz, 
wo sie am 4. Februar 1995 in Locarno an 
Krebs verstarb.  

Im Jahr 1955 kreierte sie in ihrem Buch 
„Der talentierte Mr. Ripley“ die Figur des 
Tom Ripley. Ein junger Mann, der am 
Strand spazieren ging, inspirierte sie zu 
diesem Kriminalfall, bei dem die Polizei 
erfolglos Jagd auf einen Mörder macht, 
mit dem der Leser mitfiebert. Ripley ist 
ein junger Durchschnittsmensch, strebt 
nach besserer Kleidung, schnelleren Au-
tos und mehr Geld. Dass er auf seinem 

Weg nach oben moralisch verwerfliche 
Abkürzungen nimmt und nicht die für ge-
wöhnlich vorhandenen Schuldgefühle 
oder ein Gewissen an den Tag legt, wird 
oft als faszinierend und zugleich absto-
ßend wahrgenommen. Die Leser begeis-
tern sich für den Roman. Verfilmungen, 
erst mit Alain Delon und viel später mit 

Matt Damon in der Hauptrolle, wurden zu 
Kinoschlagern.

Das Spiel mit Gegensätzen ist etwas, 
das Highsmith in ihrem Werk immer wie-
der zur Perfektion gebracht hat. Heimli-
che Mordgedanken, der Einfluss des Ge-
wissens auf die Handlungen der Roman-
figuren, Spannungen, die durch Angst und 
Schuld hervorgerufen werden – das sind 
Elemente, die bei der Autorin ein immer 
wiederkehrendes Element darstellen.

Ein anderer Aspekt, den sie in ihren 
Werken immer wieder aufgreift, sind 
gleichgeschlechtliche Neigungen, die in 
den 50er Jahren des 20. Jahrhunderts von 
der Gesellschaft nicht akzeptiert wurden. 
Den Roman „Salz und sein Preis“ veröf-
fentlichte sie 1952 unter dem Pseudonym 
Claire Morgan und lüftete erst sehr spät, 
im Jahr 1990, das wohlgehütete Geheim-
nis, dass dieses Buch aus ihrer Feder 
stammte. Der autobiographisch geprägte 
Roman, der ausnahmsweise einmal kein 
Krimi ist, kam 2015 unter dem Titel „Ca-
rol“ in die Kinos. 

In ihrem Heimatland USA fand sie ver-
gleichsweise wenig Anerkennung. In Eu-
ropa wurde sie für ihren Stil geliebt und 

bewundert. Insgesamt 22 Romane und 
Kurzgeschichten, die in sieben Sammel-
bänden erschienen sind, hat sie im Laufe 
ihres Lebens geschaffen. Ihre Bücher sind 
in 25 Sprachen übersetzt worden. Vor al-
lem in Europa und Japan fanden die Bü-
cher großen Anklang. Auch verfilmt wur-
den viele ihrer Werke, besonders in 
Frankreich waren die Verfilmungen ge-
fragt. Nicht nur Hitchcock, auch Claude 
Chabrol und Wim Wenders haben dabei 
Regie geführt und dafür gesorgt, dass der 
Name von Highsmith und ihre Romane 
unvergesslich bleiben werden.

 Stephanie Sieckmann

JUBILÄUM

Heimliche Mordgedanken
Patricia Highsmith hat das Krimigenre revolutioniert – Vor 100 Jahren wurde die Meisterin psychologischen Spürsinns geboren

Blickte tief in die Seele: Patricia Highsmith

VON VEIT-MARIO THIEDE

V or 500 Jahren war Aachen 
Schauplatz der prunkvollen 
Krönung Karls V. (1500–1558) 
zum römisch-deutschen Kö-

nig. Daran erinnert eine Ausstellung im 
Aachener Centre Charlemagne, die aus 
bekannten Gründen nur digital stattfin-
den kann.  Bis 28. Januar kann man sich zu 
kostenlosen „Live-Touren“ anmelden. Da 
die Leihgaben zurückgegeben werden 
müssen, wird der Ausstellungsteil „Wan-
del der Welt“) Ende Januar abgebaut. Der 
Rest wird bis Ende Mai, dann hoffentlich 
vor realem Publikum, zu sehen sein. 

Fast 300 Exponate beleuchten dabei 
die Königskrönung und werfen Schlag-
lichter auf den damaligen Wandel der 
Welt: Die Reformation beendet die Kir-
cheneinheit; der Druck mit beweglichen 
Lettern sorgt für die schnelle Ausbreitung 
von Nachrichten; in Mittel- und Südame-
rika entstehen spanische Kolonialreiche.

Bereits mit 16 Jahren wird Karl Herr-
scher der vereinigten Königreiche von 
Kastilien, Aragon und Granada sowie Re-
gent der Königreiche Neapel, Sizilien und 
Sardinien. Bald schon bringt er es auf 
mehr als 70 Herrschertitel. Der hervorra-
gende unter ihnen ist derjenige, der ihm 
nicht durch Erbe, sondern Wahl zufiel. 
Und zwar zum römisch-deutschen König. 
Danach erklärte ihn Papst Leo X. überdies 
zum „erwählten römischen Kaiser“.

Der Ausstellungstitel „Der gekaufte 
Kaiser“ spielt auf die Umstände und Kon-
sequenzen der Königswahl von 1519 an. 
Denn auch König Franz I. von Frankreich 
kandidierte um die Krone des Heiligen 
Römischen Reiches. Er war nur durch den 
Einsatz hoher Summen aus dem Feld zu 
schlagen. Das wird in der Geschichts-
schreibung gern als beispiellose Beste-
chungskampagne hingestellt. 

Aus der für Karl aufgestellten „Wahl-
kostenrechnung“ geht hervor, wie kost-

spielig das war. Albrecht von Brandenburg 
zum Beispiel, der sich für seine Wahl zum 
Mainzer Erzbischof schwer verschuldet 
hatte, bekam mit 103.000 Gulden den 
höchsten Betrag. Sein älterer Bruder – 
Kurfürst Joachim I. – kam hingegen am 
schlechtesten weg. Er hatte sich lange für 
die Wahl von Franz I. stark gemacht. Für 
den Fall, dass sich dessen Kandidatur als 
aussichtslos erweisen würde, hatte sich 
Joachim Chancen ausgerechnet, selbst 
zum römisch-deutschen König gewählt zu 
werden. Erst als völlig klar war, dass Karl 
das Rennen macht, gab auch Joachim ihm 
seine Stimme. Die aber war dem Gewähl-
ten dann nur noch 25.000 Gulden wert.

Vor seiner Wahl nahm Karl V. Kredite 
in Höhe von rund 852.000 Gulden auf. 

Hauptleihgeber war der Augsburger Han-
delsherr und Bankier Jakob Fugger (1459–
1525). Aber ließ er sich deshalb kaufen und 
konnten ihm die Fugger etwa in die Regie-
rungsgeschäfte hineinreden? Wohl kaum. 
Zwar war Karl und überhaupt das Haus 
Habsburg von den Krediten der Fugger 
abhängig. Doch ebenso waren diese auf 
die Habsburger angewiesen. Denn nur so 
lange sie ihre Kredite zurückzahlten, blieb 
die Liquidität der Fugger gesichert.

Wilhelm II. schenkte Reichsapfel
Viele Ausstellungsstücke beziehen sich 
auf die Krönungsfeierlichkeiten, denen 
übrigens Kurfürst Joachim fernblieb. Bei 
den Zeremonien war der Bezug auf Karl 
den Großen (742–814) wichtig. Im Festzug 

wurden die Karlsbüste und das Jagdhorn 
Karls des Großen mitgeführt. Heute ge-
hören sie zu den Attraktionen der Dom-
schatzkammer. Eine von deren Leihgaben 
in die Sonderschau ist der Seidenmantel, 
den Karl V. bei der Krönungsmesse trug. 

Ein schlicht aussehendes Prunkstück 
der Sonderschau ist die hölzerne Innen-
konstruktion des Karlsthrones (um 800?). 
Der Rest der Thronanlage steht im Ober-
geschoss des Aachener Doms. Ob Karl der 
Große je auf dem Thron aus dünnen Mar-
morplatten saß, ist fraglich. Sicher aber 
ist, dass von 936 bis 1531 auf ihm im Ver-
lauf ihrer Krönungszeremonie 31 Könige 
und zwölf Königinnen saßen. Auch Ko-
pien des Reichsapfels und der Reichskro-
ne sind zu sehen. Kaiser Wilhelm II. ließ 

sie für eine Ausstellung anfertigen, die an-
lässlich der 100-Jahr-Feier der Zugehörig-
keit des Rheinlandes zu Preußen stattfin-
den sollte, aber wegen des Ersten Welt-
kriegs ausfiel. Diese Kopien werden sonst 
im Festsaal des gotischen Rathauses prä-
sentiert, in dem vor 500 Jahren Karl V. 
sein Krönungsmahl zelebrierte.

 Zwar war Kaiser Karl V. der mächtigs-
te Herrscher der damaligen Welt. Aber 
Kriege mit Franzosen und Osmanen, 
Zwistigkeiten mit dem Papst, Geldnot, 
Gicht, Luther und die sich abzeichnende 
Kirchenspaltung machten ihm die Re-
gentschaft sauer. 1555 ließ er sich von sei-
nem Bruder Ferdinand auf dem Augsbur-
ger Reichstag vertreten. Den dort be-
schlossenen Religionsfrieden unter-
schrieb der Kaiser jedoch nicht. Da er die 
von ihm angestrebte Wiederherstellung 
der Kircheneinheit nicht zustande brach-
te, entschloss er sich 1556 zu einem in der 
Geschichte des Alten Reiches einmaligen 
Schritt: Er dankte ab.

Die Kaiser-Schau ist der erste Teil ei-
ner Ausstellungstrilogie. Die Eröffnung 
des für den 13. November 2020 geplanten 
zweiten Teils im Ludwig-Forum unter 
dem Titel „Reisen in der Kunst der Ge-
genwart“ fiel dem Lockdown zum Opfer. 
Man hofft auf einen Neustart mit Ausstel-
lungsende am 11. April. Zu den Besuchern 
der Krönungsfeier Karls V. gehörte auch 
der Maler Albrecht Dürer. Seiner Reise 
nach Aachen und in die Niederlande hofft 
das Suermondt-Ludwig-Museum, ab Juli 
mit der Schau „Dürer war hier“ über die 
Bühne zu bringen. Dort werden dann 100 
seiner Werke sowie 40 Arbeiten seiner 
Zeitgenossen zu sehen sein.

b Centre Charlemagne, Katschhof 1, Aa-
chen. Anmeldung für kostenlose „Digitale 
Live-Touren“ am 19., 21., 26. und 28. Januar 
unter Telefon (0241) 4324998 oder E-Mail: 
museumsdienst@mail.aachen.de. Internet: 
www.duerer2020.de

b Neue Bücher gebundene Ausgaben im 
Diogenes Verlag: „Ladies. Frühe Stories“ 
(320 Seiten, 24 Euro); „Diaries/Notebooks. 
Die Tage und Notizbücher“ (erscheint im 
Herbst); im Dezember erschienen sind Di-
ogenes-Taschenbuchneuauflagen von „Der 
Schrei der Eule“, „Der süße Wahn“, 
„Ediths Tagebuch“, „Tiefe Wasser“, „Elsies 
Lebenslust“ und „Salz und sein Preis“ (je-
weils 13 Euro); am 26. Mai erscheint High-
smiths Erstling „Zwei Fremde im Zug“ in 
einer Neuauflage (432 Seiten, 13 Euro)
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Wartet auf die digitalen Besucher: Porträt von Kaiser Karl V. in Aachener Centre Charlemagne

Auf verlorenem Posten 
Digitale Live-Touren in Aachen zu Karl V., der vor 500 Jahren zum römisch-deutschen König gekrönt wurde, aber später abdankte



VON ERIK LOMMATZSCH

D rei Lebensmittelpunkte weist 
die Biographie von Ferdinand 
Gregorovius auf. Da wären zu-
nächst Jugend, Ausbildung 

und erste berufliche Tätigkeiten in Ost-
preußen. Für über zwei Jahrzehnte nahm 
er seinen Wohnsitz in Rom. In München 
ließ er sich in der letzten Lebensphase nie-
der, in der er immer wieder längere Reisen 
unternahm. Gregorovius, Verfasser einer 
Vielzahl überwiegend historischer Schrif-
ten und vor allem für seine große „Ge-
schichte der Stadt Rom im Mittelalter“ 
bekannt, entfaltete eine kaum zu über-
schätzende Wirkung: „Kein Deutscher – 
das darf man auch den Goethe-Verehrern 
ins Stammbuch schreiben – hat sich um 
Kenntnis und Verständnis Italiens mehr 
verdient gemacht als Ferdinand Gregoro-
vius“, so der Historiker Franz J. Bauer.

Die Vorfahren des am 19. Januar 1821 
im masurischen Neidenburg geborenen 
Publizisten, der als freier Historiker auch 
Maßstäbe in der Wissenschaft setzte, wa-
ren überwiegend Rechtsgelehrte und 
Theologen. Der Vater, Kreisjustizrat, hatte 
sich für die Renovierung der ehemaligen 
Deutschordensritterburg verwendet. Die-
se bewohnte er dann mit seiner Familie. 
Gregorovius meinte rückblickend, der Bau 
habe nachhaltig auf ihn gewirkt, ohne die-
sen Einfluss hätte er möglicherweise nie-
mals seine Geschichte Roms verfasst. Fest 
steht, dass der unmittelbare Eindruck vor 
Ort für seine Arbeit stets wesentlich war. 
Arnold Esch, bis 2001 Direktor des Deut-
schen Historischen Instituts in Rom, sagt, 
Gregorovius’ „Darstellungskunst, deren 
Suggestion auch seine Kritiker empfan-
den, beruht auf der innigen Verbindung 
von Anschauung und Reflexion“. Gregoro-
vius selbst äußerte, der Blick auf Rom ma-

che „mehr zum Philosophen als hundert 
Winterabende hinter dem Aristoteles“.

Aufgewachsen in einer Ritterburg
Italien hatte für Gregorovius allerdings 
nicht von Anfang an die zentrale Bedeu-
tung, die es später einnehmen sollte. Nach 
dem Besuch des Gymnasiums in Gumbin-
nen studierte er in Königsberg Theologie 
und Philosophie. Das Ziel, Pfarrer zu wer-
den, ein Beruf, zu dem er kaum Neigung 
verspürte, gab er, wie es heißt, nach „zwei-
maligem Besteigen der Kanzel“ auf. Er 
setzte das Studium fort und wurde mit 
einer Dissertation über Plotin, einen der 
bedeutendsten spätantiken Philosophen, 
promoviert. Lehrer war er, Redakteur der 
„Neuen Königsberger Zeitung“ sowie Mit-
arbeiter der „Hartungschen Zeitung“. Er 
verfasste daneben mehrere größere Wer-
ke, etwa den Roman „Werdomar und Wla-
dislav in der Wüste der Romantik“ oder 

die Abhandlung „Die Idee des Polent-
hums. Zwei Bücher polnischer Leidens-
geschichte“. Mit den demokratischen 
Ideen von 1848/49 sympathisierte er. Als 
erste Beschäftigung mit einem großen 
historischen Stoff gilt Gregorovius’ 1851 
erschienenes Buch über den römischen 
Kaiser Hadrian.

Eine Reihe von Gründen ist wohl dafür 
verantwortlich zu machen, dass er 1852 
seine Heimat verließ und nach Italien auf-
brach. Gregorovius haderte mit den politi-
schen Zuständen. Hinzu kam wohl eine 
innere Krise. In dieser Situation gab ihm 
die materielle Unterstützung eines Freun-
des Gelegenheit zur Reise, die schließlich 
zu einem langjährigen Aufenthalt wurde. 
Im April 1852 erreichte er Venedig, durch-
wanderte aber zunächst ein Vierteljahr 
lang Korsika, bevor er nach Rom gelangte. 
In der ewigen Stadt verfasste er ein Buch 
über die im zurückliegenden Sommer er-
kundete Mittelmeerinsel. Die Art und 
Weise des Beschreibens setzte er in fünf 
Bänden „Wanderjahre in Italien“ fort. Gre-
gorovius gilt damit als Begründer der his-
torischen Landschaftsschilderung.

Ehrenbürger Roms
Über sein Vorhaben, eine Geschichte 
Roms zu verfassen, notierte er im Oktober 
1854 in seinem Tagebuch: „Ich faßte den 
Gedanken dazu, ergriffen vom Anblick der 
Stadt, wie sich dieselbe von der Inselbrü-
cke S. Bartolomeo darstellt. Ich muß etwas 
Großes unternehmen, was meinem Leben 
Inhalt gäbe.“ Das Werk erschien zwischen 
1859 und 1872 in acht Bänden. Die preußi-
sche Regierung förderte die Erstellung fi-
nanziell. Der Inhalt umfasst reichlich 
1000 Jahre von der Eroberung der Stadt 
durch den Westgoten Alarich I. 410 bis zur 
Plünderung durch die Truppen Karls  V., 
den Sacco die Roma 1527. Mehrfach wurde 
es übersetzt und war populär.

Hohe Ansprüche hatte Gregorovius an 
sich selbst: „Ich suche Forschung und 
künstlerische Darstellung zu vereinigen 
und wünsche auch, daß man mir zugäbe, 
die Kunst des Erzählers zu besitzen, wel-
che in Deutschland nicht häufig ist.“ Ge-
recht geworden ist er dem. Zwar mögen 
dem Leser von heute die Moralisierungen 
fremd sein. Auch das Urteil über die Päps-
te, deren weltlicher Macht der protestan-
tische Autor äußerst skeptisch gegenüber-
stand, hält moderner Forschung nicht 
mehr stand. Nach wie vor beeindruckend 
jedoch ist die Menge der von Gregorovius 
durchgesehenen Dokumente. Für damali-
ge Verhältnisse ungewöhnlich, berück-
sichtigte er Volk und Alltag ausführlich. 
Nach Esch entfaltet Gregorovius „seine 
Meisterschaft … im Gruppieren der Stoff-
massen um bestimmte Leitgedanken, in 
der treffenden Auswahl und dem gelunge-
nen Arrangement der Quellen, der Abfolge 
von Ereignisschilderung und Zustandsbe-
schreibung und im einfühlsamen Porträt“.

Das Risorgimento, die italienische Ei-
nigungsbewegung, verfolgte er mit Wohl-
wollen. Die Stadt Rom machte ihn zum 
Ehrenbürger und finanzierte eine Über-
tragung der Arbeit in die Landessprache, 
während der Vatikan sie auf den Index der 
für Katholiken verbotenen Bücher setzte. 
Die Italiener suchten seinen Rat beim 
Neuaufbau der römischen Archive. 

Nachdem er noch eine Monographie 
über Lucrezia Borgia abgeschlossen hatte, 
ebenfalls auf breiter Materialgrundlage, 
siedelte Gregorovius 1874 nach München 
über. Neue Aufgaben nahm er in Angriff, 
nicht ohne Übergangsschwierigkeiten 
nach dem Abschluss seines monumentalen 
Hauptwerkes. Wiederum stark geprägt von 
Eindrücken vor Ort entstand unter ande-
rem die „Geschichte der Stadt Athen im 
Mittelalter“. Nicht alle Vorhaben konnte er 
vor seinem Ableben am 1. Mai 1891 umset-
zen. Eine geplante Jerusalem-Darstellung 
blieb unausgeführt. 

Gregorovius hat insbesondere im letz-
ten Lebensdrittel hohe Anerkennung er-
fahren, war Mitglied mehrerer Akade-
mien, eine Professur schlug er aus. Sein 
umfassendes Werk wird zu großen Teilen 
bis heute nachgedruckt.
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FERDINAND GREGOROVIUS

Ein Ostpreuße erschließt das 
römische Mittelalter

Bis heute werden die Werke des vor 200 Jahren geborenen Historikers gelesen. 
Der gebürtige Neidenburger prägte das Italienbild der Deutschen maßgeblich

100 JAHRE BURGENLAND

„Österreich ist das, was übrig bleibt“, 
sagte der französische Ministerpräsi-
dent Georges Clemenceau bei der 
Neuordnung Europas nach dem Ersten 
Weltkrieg. Der Verliererstaat des Ers-
ten Weltkrieges verlor nach der Nie-
derlage einen Großteil seiner Gebiete. 

Da ist es geradezu exotisch, dass 
mit dem Burgenland ein kleines Ge-
biet hinzukam. Dieser Gewinn ist 
wohl nur damit zu erklären, dass die 
damit verbundene Grenzverschiebung 
nicht zulasten eines neutralen oder 
gar eines Siegerstaates erfolgte, son-
dern auf Kosten Ungarns, das von den 
Siegern ebenfalls zu den Kriegsverlie-
rern gezählt wurde. Die österrei-
chisch-ungarische Grenze war eine 
innerhalb des Verliererlagers, und des-
halb konnten sich die Sieger großzügig 
zeigen und das vorgeblich ihre Neu-
ordnung Europas bestimmende 
Selbstbestimmungsrecht der Völker 
zur Anwendung bringen. Deutsch-
Westungarn, wie der mehrheitlich von 
Deutschen bewohnte österreichisch-
ungarische Grenzstreifen zwischen 
der Slowakei im Norden und Slowe-
nien im Süden damals noch vielsagend 
genannt wurde, sollte also zum deut-
schen Staat Österreich kommen. 

Abgesehen vom Selbstbestim-
mungsrecht der Völker sprach noch 
Weiteres aus Sicht der Sieger für diese 
Grenzverschiebung. Weitaus stärker 
noch als Berlin durch die Abtrennung 
Ostdeutschlands nach dem Zweiten 
Weltkrieg ist Wien durch die Zerschla-
gung der Donaumonarchie nach dem 
Ersten Weltkrieg in eine Randlage ge-
raten, welche die Versorgung der Met-
ropole mit Lebensmitteln aus dem 
Umland zu gefährden drohte. Zudem 
war Ungarn vom 21.  März bis zum 
1.  August Räterepublik, und die alle-
samt kapitalistischen Siegermächte 
hatten kein Interesse daran, einen so-
zialistischen Staat zu schonen.

Österreich stand vor der Frage, wie 
es seinen Territorialgewinn nennen 
sollte. Es entschied sich schließlich für 
„Burgenland“, denn das Gebiet setzte 
sich aus Teilen von altungarischen Ko-
mitaten (Verwaltungseinheiten) zu-
sammen, die allesamt den Bestandteil 
„burg“ im Namen führten: Wieselburg 
(Moson), Ödenburg (Sopron) und Ei-
senburg (Vas). Die formelle Eingliede-
rung des Neuerwerbs regelte vor 
100 Jahren das Bundesverfassungsge-
setz über die Stellung des Burgenlan-
des als selbstständiges und gleichbe-
rechtigtes Land im Bund und über 
seine vorläufige Einrichtung vom 
25. Januar 1921.

Ungarn leistete jedoch hinhalten-
den Widerstand mit irregulären und 
teils auch regulären Truppen. Unter 
dem Einfluss Italiens, das wegen der 
Annexion des vormals österreichischen 
Südtirols ein stärkeres Interesse an ei-
ner Schwächung Österreichs als Un-
garns hatte, kam es zu einem Kompro-
miss: Das Burgenland kam grundsätz-
lich zu Österreich, zu dem es heute 
noch gehört; aber in Ödenburg (Sop-
ron), das eigentlich die Hauptstadt des 
Burgenlandes hatte werden sollen, und 
dessen für die Wasserversorgung der 
Stadt wichtigem Umland wurde sepa-
rat abgestimmt. Diese Volksabstim-
mung vom 14. und 16. Dezember 1921, 
deren Korrektheit umstritten ist, hatte 
das offizielle Ergebnis, dass die Mehr-
heit in der Stadt für Ungarn und in des-
sen Umland für Österreich gestimmt 
habe. In der Konsequenz verblieb 
Ödenburg samt Umland bei Ungarn, zu 
dem es bis heute gehört. Manuel Ruoff

Er suchte „Forschung und künstlerische Darstellung zu vereinigen“ und wünschte auch, dass man ihm „zugäbe, die Kunst des Erzählers 
zu besitzen, welche in Deutschland nicht häufig ist“:  Ferdinand Gregorovius Foto: pa

Eine kleine 
Ausnahme von 

der Regel



Manche kennen Frederick Forsyths 
Roman „Der Schakal“, andere dessen 
Verfilmung von 1973 mit Edward Fox 
in der Titelrolle und Michael Lonsda-

le als dessen Gegenspieler von den 
Sicherheitsbehörden. Die Handlung 
beruht insoweit auf Fakten, als es tat-
sächlich einen gescheiterten Atten-
tatsversuch der OAS auf den französi-
schen Staatspräsidenten Charles de 
Gaulle gegeben hat. 

Bei der OAS, der Organisation de 
l’armée secrète (Organisation der ge-
heimen Armee), handelte es sich um 
eine Terrororganisation, die mit Ge-
walt gegen Algerier wie Franzosen die 
von de Gaulle schließlich eingeschla-
gene Politik der Entlassung Algeriens 
in die Unabhängigkeit torpedieren 
wollte. Getragen und unterstützt 
wurde sie vor allem von Algerienfran-
zosen, die um ihre Heimat und ihre 
Privilegien fürchteten, sowie Koloni-
aloffizieren. 

Als Gründungsakt gilt ein Treffen 
vor 60 Jahren, am 20. Januar 1961, in 
Madrid. An dem Treffen nahmen 
nicht wie bei William Shakespeare 
oder Theodor Fontane drei Hexen 
teil, sondern drei Franzosen. Mit 
Jahrgang 1899 der mit Abstand Ältes-
te war Raoul Salan. Der hochdeko-
rierte General mit ausgeprägter Kolo-
nialerfahrung hatte von 1956 bis 1958 
die französischen Truppen im Alge-
rienkrieg kommandiert, nachdem er 
zuvor diese Funktion bereits im In-
dochinakrieg wahrgenommen hatte. 
Jean-Jacques Susini und Pierre La-
gaillarde waren mit den Jahrgängen 
1933 und 1931 eine Generation jünger. 
Susini war Algerienfranzose, Lagail-
larde war zwar in Frankreich geboren, 
aber bereits früh nach Algerien ge-
kommen. Nach der gescheiterten Se-
maine des barricades à Alger (Barri-
kaden-Putsch in Algier) des Januar 
1960 waren beide nach Spanien geflo-
hen, das in der Franco-Ära diversen 
oppositionellen Franzosen Asyl ge-
währte. 

Die OAS blieb erfolglos, seit 1962 
ist Algerien unabhängig. Für Salan 
brachte der bewaffnete Widerstand 
gegen de Gaulles Algerienpolitik Ge-
fängnishaft, für die beiden anderen 
das Exil. Alle drei profitierten jedoch 
1968 von einer Amnestie de Gaulles. 
 Manuel Ruoff
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OAS-GRÜNDUNG

Tödliche 
Verschwörung 

in Madrid

PRÄZISIONSGELENKTE MUNITION

Der erste große  
Feldversuch 

Im Zweiten Golfkrieg wurden erstmals lasergelenkte Waffen in 
größerem Umfang eingesetzt. Vor 30 Jahren begann die Operation 

Desert Storm der USA und ihrer Verbündeten gegen den Irak

bleibenden Prozent wurden wie schon zu 
Zeiten des Zweiten Weltkriegs im Rahmen 
von Flächenbombardements abgeworfen.

Hussein reagierte mit dem Abschuss 
von Scud-Raketen auf Israel und Saudi-
Arabien. Außerdem besetzten irakische 
Einheiten am 29.  Januar die saudi-arabi-
sche Grenzstadt Chafdschi. 

Nach einem weiteren Ultimatum an 
die Adresse Bagdads, bis zum 23. Februar 
den Rückzug anzutreten, begann am Fol-
getag die Bodenoffensive der Alliierten 
unter dem Kommando des US-Vierster-
negenerals Norman Schwarzkopf. In de-
ren Verlauf wurden bei sehr geringen ei-
genen Verlusten 29  irakische Divisionen 
zerschlagen und über 3000  gegnerische 
Kampfpanzer zerstört. 63.000 Soldaten 
Husseins gerieten in Gefangenschaft. Der 
Krieg endete am 12. April 1991, nachdem 
der Kommandorat der Revolution in Bag-
dad die Annexion Kuwaits formell annul-
liert hatte. 

Nach dem Zweiten Golfkrieg kam 
präzisionsgelenkte Munition bei den 

NATO-Luftangriffen in Bosnien-Herze-
gowina und Afghanistan zum Einsatz. In 
Afghanistan betrug ihr Anteil an den ab-
geworfenen Bomben bereits 60 Prozent. 
Und im Dritten Golfkrieg vom 20. März 
bis 1. Mai 2003 waren rund 20.000 der 
30.000  gegen den Irak eingesetzten 
Bomben Präzisionswaffen.  

Bewaffnete Kampfdrohnen
Die Vorteile des Einsatzes von präzisions-
gelenkter Munition für den Anwender lie-
gen auf der Hand. Bei den sogenannten 
chirurgischen Schlägen (surgical strikes), 
wie der militärische Euphemismus lautet, 
gibt es weniger Streuverluste und propa-
gandistisch unangenehme Kollateralschä-
den. Präzisionsgelenkte Munition eignet 
sich insbesondere für die Bekämpfung ver-
gleichsweiser kleiner Ziele und damit für 
die asymmetrischen Kriege der Gegen-
wart, in denen der Gegner oft nur in gerin-
ger Zahl auftritt und kleinräumig agiert. 

Allerdings gibt es auch eine Achillesfer-
se der präzisionsgelenkten Munition und 

ähnlicher neuartiger Waffen wie unbe-
mannten Marschflugkörpern und Droh-
nen, die durch Trägheits- und Satelliten-
Navigationssysteme oder per Fernsteue-
rung gelenkt werden. Jeder technisch eini-
germaßen bewanderte Gegner findet bei 
ihnen eine Vielzahl von Störmöglichkeiten 
vor, deren Nutzung oft nur relativ geringen 
Aufwand erfordert. Dazu zählen die Unter-
brechung von Datenströmen, die „Blen-
dung“ von Sensoren an der präzisionsge-
lenkten Munition und den Flugkörpern 
sowie Hackerangriffe auf die Computer-
systeme oder weitere kritische Infrastruk-
turen zur Absicherung der Missionen.   

Insofern löst die insbesondere von der 
Union befürwortete Anschaffung bewaff-
neter Kampfdrohnen nicht das grundsätz-
liche Problem der Bundeswehr. Sollte es 
nämlich dem Gegner gelingen, die neuarti-
gen Drohnen mit elektronischen Mitteln 
auszuschalten, müsste die Bundeswehr 
wieder auf die übliche althergebrachte 
Weise kämpfen, wozu sie kaum mehr in 
der Lage ist.

VON WOLFGANG KAUFMANN

I m statistischen Durchschnitt muss-
ten im Zweiten Weltkrieg 108 vier-
motorige Bomber 648 Bomben ab-
werfen, um ein ausgewähltes Ziel zu 

treffen. Dies kann heute eine einzige 
„Smart Bomb“ erledigen. Hierbei handelt 
es sich um einen Sprengkörper, der zur 
Klasse der präzisionsgelenkten Munition 
(PGM) gehört. Darunter fallen selbststeu-
ernde Raketen, Bomben und Granaten, die 
Flugrichtung und -lage nach dem Abschuss 
oder Abwurf eigenständig zu ändern ver-
mögen und dadurch eine wesentlich höhe-
re Treffergenauigkeit erreichen. Ihre Pre-
miere erlebten die „intelligenten“ Bomben 
am 10. Mai 1972, als die US-Luftwaffe die 
Paul-Doumer-Brücke in Nordvietnam zu 
zerstören versuchte. Zum ersten wirklich 
großen Experimentierfeld für PGM avan-
cierte indes erst der Zweite Golfkrieg, die 

Operation Desert Storm (Wüstensturm), 
die vor 30 Jahren, am 17. Januar 1991, um 
3 Uhr Ortszeit begannen.

Casus Belli war die Annexion des Emi-
rates Kuwait durch den Nachbarstaat Irak 
im August 1990. Daraufhin verabschiedete 
der UN-Sicherheitsrat die Resolution 662 
mit der Forderung nach einem unverzüg-
lichen Abzug der irakischen Truppen und 
die Resolution  678, welche die Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen ermäch-
tigte, „alle erforderlichen Mittel einzuset-
zen“, um Kuwaits Besetzung zu beenden. 

Letzteres wurde insbesondere von den 
USA angestrebt. Gemäß der am 23. Januar 
1980 verkündeten und nach dem damali-
gen US-Präsidenten benannten Carter-
Doktrin galt der Raum um den Persischen 
Golf als Region von herausragender strate-
gischer Bedeutung und jeder Versuch einer 
einzelnen Macht, die Kontrolle darüber zu 
erlangen, als „Angriff auf die lebenswichti-
gen Interessen der Vereinigten Staaten“. 

Im konkreten Falle ging es den USA 
weniger um das besetzte Kuwait als um 
Saudi-Arabien, an dessen Grenzen die ira-
kischen Panzer nun standen. Wäre Iraks 
Präsident Saddam Hussein auch in das 
wahhabitische Königreich eingefallen, hät-
te er faktisch über die Hälfte der damals 
bekannten globalen Ölreserven verfügt. 
Um das zu verhindern, schmiedete Wa-
shington ein Militärbündnis, das am Ende 
34 Staaten vereinte, darunter sogar arabi-
sche Staaten wie Ägypten oder Marokko.

„Chirurgische Schläge“
Trotz dieser Übermacht dachte Hussein 
nicht daran, der UN-Forderung nachzu-
kommen, Kuwait bis zum 15. Januar 1991 
zu räumen. Vielmehr schwor er seine 
650.000 Soldaten am 6. Januar voller Pa-
thos auf die „Mutter aller Schlachten“ ein. 
Einen Tag nach dem Verstreichen des UN-
Ultimatums, am 17. Januar 1991, starteten 
die Koalitionsstreitkräfte, die eine Stärke 
von 956.600  Mann hatten, von denen 
575.000 dem US-Militär angehörten, ihre 
Offensive gegen den Irak. An deren Anfang 
standen fast 110.000 Luftangriffe auf mili-
tärische Ziele in Kuwait sowie Teile der 
irakischen Infrastruktur wie Kraftwerke, 
Häfen, wasserwirtschaftliche Anlagen, Öl-
raffinerien oder Verkehrswege. Dabei kam 
oftmals auch präzisionsgelenkte Munition 
zum Einsatz, so zum Beispiel bei der Zer-
störung von Radaranlagen, Stellungen von 
Flugabwehrraketen und Bunkern. Aller-
dings machten ungeachtet aller Propagan-
da die „Smart Bombs“ nur 7,4 Prozent der 
verwendeten Bomben mit einem Gesamt-
gewicht von 60.624 Tonnen aus. Die ver-

Präzisionsgelenkte 
Munition eignet sich 

insbesondere für 
asymmetrische 

Kriege

Während der Operation Desert Storm: Vom US-amerikanischen Lenkwaffenkreuzer „Mississippi “ startet am 29. Januar 1991 ein 
Marschflugkörper des Typs BGM-109 Tomahawk Richtung Irak Foto: pa
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General Raoul Salan (o.), Pierre Lagail-
larde (l.) und Jean-Jacques Susini (r.)



VON WOLFGANG KAUFMANN

E ine Brockhaus-Enzyklopädie in 
30 Bänden zum Preis von rund 
3000 Euro kann und will sich 
heutzutage kaum noch jemand 

ins Bücherregal stellen. Zumal das darin 
enthaltene Wissen oft schnell veraltet. Im 
Zeitalter des Internets werden Informa-
tionen gegoogelt, die bevorzugte Quelle 
hierbei ist das für jedermann zugängliche 
kostenlose Online-Lexikon Wikipedia. 

Das Portal rangiert in Deutschland an 
sechster Stelle der am häufigsten besuch-
ten Webseiten und basiert auf der angeb-
lichen Schwarmintelligenz von mehr als 
90 Millionen ehrenamtlichen Autoren 
rund um den Globus, welche inzwischen 
um die 50 Millionen Artikel in fast 300 
Sprachen verfasst oder ergänzt haben. 
Das klingt beeindruckend und erweckt 
den Anschein, als sei hier tatsächlich ein 
Großteil des derzeitigen „Weltwissens“ 
zusammengetragen worden. Deshalb er-
tönte inzwischen sogar der Ruf, die Wiki-
pedia, deren Marktwert heute bei bis zu 
80 Milliarden US-Dollar liegen soll, zum 
Weltkulturerbe zu erklären.

Vater der Idee von einer gemeinschaft-
lich erstellten Online-Enzyklopädie war 
der amerikanische Internet-Pionier Rick 
Gates. Doch kam sein Projekt Interpedia 
von 1993 nicht über das frühe Planungs-
stadium hinaus. Sieben Jahre später ver-
suchte dann der ehemalige Börsenhändler 
Jimmy Wales zusammen mit dem Philo-
sophen Lawrence Sanger ein englisch-
sprachiges Internet-Lexikon namens 
Nupedia zu schaffen. Dabei verlief der 
Redaktionsprozess hier genau wie bei den 
konventionellen Druckausgaben – näm-
lich langsam und umständlich. 

Am 15. Januar 2001 ging es los
Aus diesem Grunde horchte Sanger inter-
essiert auf, als ihm der Programmierfach-
mann Ben Kovitz am Abend des 2. Januar 
2001 das Grundprinzip der neuen Wiki-
Software erklärte. Das bestand darin, dass 
Computerbenutzer Internetseiten nicht 
mehr nur passiv lesen, sondern auch in 
Echtzeit verändern konnten – deshalb die 
Bezeichnung „Wiki“ nach dem hawaiiani-
schen Wort für „schnell“. Bereits acht Ta-
ge später stellten Wales und Sanger eine 
erste derartig gestaltete Nupedia-Seite ins 
weltweite Netz. Dem folgte am 15. Januar 
2001 der sogenannte Wikipedia-Tag: Das 
Parallelprojekt zur nachfolgend bald auf-
gegebenen Nupedia erhielt nun den Na-
men Wikipedia sowie eine eigene Inter-
netadresse.

Und dieses Netz-Lexikon erlebte so-
fort exorbitanten Zuspruch: Innerhalb 
von nur vier Wochen erstellten die Be-
nutzer bereits 1000 Seiten, und am 9. Ja-
nuar 2002 enthielt die englischsprachige 
Version der Wikipedia gar schon 20.000 
Artikel. Gleichzeitig entstanden im ers-
ten Jahr noch Ausgaben auf Deutsch, 
Japanisch, Katalanisch, Chinesisch, Es-
peranto, Französisch, Hebräisch, Italie-

nisch, Portugiesisch, Spanisch, Russisch, 
Schwedisch, Dänisch, Norwegisch und 
Polnisch.

Die Finanzierung der Wikipedia er-
folgt seit dem 20. Juni 2003 durch die Stif-
tung Wikimedia Foundation (WMF), wel-
che in aller Welt Spenden einwirbt. Das 
Geld stammt dabei sowohl von zahllosen 
Einzelpersonen – darunter dem Speku-
lanten George Soros – als auch von Unter-
nehmen wie den Internetkonzernen 
Google und Amazon sowie dem Invest-
ment-Bankhaus Goldman Sachs. Dies 
schafft natürlich diverse Abhängigkeiten, 
was aber keineswegs der einzige Anlass 
zur Kritik an Wikipedia ist, denn diese 
nahm in den 20 Jahren ihres Bestehens 
noch weitere Fehlentwicklungen.

Manipulativ und tendenziös
Obwohl die Netz-Enzyklopädie keine 
Plattform für weltanschauliche, politi-
sche oder religiöse Propaganda sein soll-
te, kamen bald viele ihrer Artikel mani-

pulativ oder tendenziös daher. Das lag 
zum einen am Einfluss der Großspender, 
zum anderen wurde Wikipedia zum 
Tummelplatz von allerlei Ideologen, 
Werbeagenturen und Lobbygruppen, die 
das Lexikon für ihre jeweiligen Kampag-
nen nutzten. Zehn Jahre nach dem Start 
des Wikipedia-Projektes verstießen be-
reits 40 Prozent aller Artikel gegen das 
Gebot der Objektivität, wie die US-For-
scher Shane Green stein und Feng Zhu 
damals feststellten. 

Hierfür zeichneten vor allem Perso-
nen linker Couleur verantwortlich, was 
sich bis heute nicht geändert hat. So zeigt 
ein Blick auf die deutsche Version von Wi-
kipedia, dass inzwischen sogar manche 
der Administratoren, welche zur Freigabe 
oder Sperrung von Texten berechtigt 
sind, als selbst ernannte Gesinnungspoli-
zisten auftreten, die Feldzüge gegen die 
„Neue Rechte“ – oder was sie dafür halten 
– führen. Diesen Linksdrall belegen auch 
Untersuchungen der Europa-Universität 

Viadrina in Frankfurt an der Oder sowie 
das 2020 erschienene „Schwarzbuch Wi-
kipedia“, in dem der frühere Präsident des 
Thüringer Landesamtes für Verfassungs-
schutz, Helmut Roewer, einen der aktivs-
ten Wikipedia-Desinformanten in der 
Bundesrepublik exemplarisch aus der An-
onymität holt: Hinter dem manischen 
Vielschreiber „Kopilot“, welcher inner-
halb eines Jahres 8600 Artikel verfasste 
oder manipulierte, verbirgt sich der Anti-
fa-Aktivist Gerhard Sattler aus Melle.  

Antifa, Willkür und Mobbing
Doch damit nicht genug: Neben den ideo-
logischen Vorlieben vieler Mitglieder der 
Wikipedia-„Gemeinde“ wurde im Laufe 
der Zeit auch deren mangelnde Kompe-
tenz zum Problem. Die Mehrzahl der Ar-
tikel stammt inzwischen keineswegs 
mehr von Experten, sondern von Schü-
lern oder Studenten, die ihre Elaborate 
oft im Eiltempo zusammenschustern. 
Was das für Folgen haben kann, wird bei-

spielsweise aus einer gründlichen Analyse 
des Eintrags über das sowjetische Massa-
ker an polnischen Offizieren im Wald von 
Katyn im Frühjahr 1940 ersichtlich, die 
immerhin 130 Sachfehler zutage förderte. 
Grund für den Schwund an qualifizierten 
Autoren ist das interne Klima bei Wikipe-
dia: Übelste Mobbingattacken und will-
kürliche Löschungen oder Veränderun-
gen von Beiträgen vergällten schon vielen 
Fachleuten die Mitarbeit.

Aus all diesen Gründen kam die Un-
tersuchungsgruppe Wiki-Radar, welche 
die fragwürdigen Praktiken bei Wikipedia 
offenzulegen versucht, auch zu dem 
Schluss, dass das Online-Lexikon „das 
aktuell gefährlichste Phänomen im In-
ternet“ sei. Gleichzeitig sahen sich Bil-
dungseinrichtungen wie das Institut für 
Wirtschafts- und Sozialstatistik an der 
TU Dortmund veranlasst, die Verwen-
dung von Zitaten aus der deutschsprachi-
gen Wikipedia in akademischen Ab-
schlussarbeiten zu untersagen.
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Noch in den letzten Tagen des vergange-
nen Jahres ist es beim Potsdamer Unesco-
Weltkulturerbe Schloss Sanssouci zu ei-
nem Fall von Zerstörungswut gekommen. 
Ein oder mehrere unbekannte Täter war-
fen 30 bis 40 Glasscheiben der verglasten 
Weinbergterrassen ein. Der Schaden be-
läuft sich nach Angaben der Schlösserstif-
tung auf 2000 Euro. Entdeckt wurde der 
Schaden am 30. Dezember durch einen 
Mitarbeiter eines Sicherheitsdienstes. 

In die Nischen der Stufen der Wein-
bergterrassen hatte Friedrich der Große 
neben Weinreben auch Feigenbäume 
pflanzen lassen, die im Winter mit Glas-

fenstern vor der Kälte geschützt werden. 
Aufgrund der milden Witterung werden 
die Pflanzen in den betroffenen Kabinen 
„wohl überleben“, so der Sprecher der 
Schlösserstiftung. Bereits ein Jahr zuvor, 
kurz vor Silvester 2019, war es an den Ge-
wächshäusern des Weinbergs zu ähnli-
chen Zerstörungen gekommen. Zum Ende 
des Jahres 2020 gab es in den Potsdamer 
Schlossparks nun gleich zwei Fälle. 

Auch Schloss Babelsberg betroffen
In der Nacht vom 30. zum 31. Dezember 
richteten bislang unbekannte Täter auch 
Schäden im Park von Schloss Babelsberg 

an. Vermutlich mehrere Randalierer ver-
klebten die Zylinderschlösser der Toran-
lagen dreier Zugänge zum Park: am Havel-
haus, am Pförtnerhaus an der Allee nach 
Glienicke und an der „Verdeckten Pforte“ 
an der Mühlenstraße. Bei der Aktion ver-
klebten die oder der Täter die Schösser so, 
dass sie sich nicht mehr öffnen ließen und 
die Parkeingänge unpassierbar wurden. 

Die Stiftung Preußische Schlösser und 
Gärten Berlin-Brandenburg war gezwun-
gen, die beschädigten Schlösser auszutau-
schen. Ein Sprecher der Stiftung sagte, es 
sei „rein spekulativ“, ob es zwischen dem 
Angriff auf den Park Babelsberg und den 

Zerstörungen am Schloss Sanssouci einen 
Zusammenhang gebe. Die Stiftung ver-
zeichnet schon seit einigen Jahren immer 
mehr Schäden durch Zerstörungswut und 
eine wachsende Menge an zurückgelasse-
nem Müll in den Parkanlagen. 

Gegenmaßnahmen eingeleitet
Das Problem hat sich seit dem Beginn der 
Corona-Pandemie und der Lockdown-
Maßnahmen noch verstärkt. Frank Kal-
lensee, Pressesprecher der Stiftung, sagte: 
„Während des Lockdowns waren alle 
Parks in Potsdam (gemeint sind alle ande-
ren, d. Red.) gesperrt. Wir haben uns be-

wusst dafür entschieden, unsere Anlagen 
offen zu lassen. Das hat natürlich den 
Druck auf sie erhöht.“ 

Besonders der Neue Garten und Park 
Babelsberg sind in Corona-Zeiten auch in 
den Abendzeiten zu Treffpunkten größe-
rer Menschengruppen geworden. Mit die-
sen Parkbesuchern haben in den vergan-
genen Monaten auch die Vermüllung der 
Anlagen und die Zerstörungen zugenom-
men. Im Bereich des Babelsberger Parks 
greift die Schlösserstiftung inzwischen zu 
baulichen Gegenmaßnahmen und schließt 
eine Lücke in der Umzäunung des Welt-
kulturerbeparks.  Norman Hanert

SANSSOUCI

Zerstörungswut gegen Preußens Arkadien
Potsdams Schlösserwelt wird zunehmend Ziel von Randale – Lockdown hat die Lage noch verschärft

Selbst ernannte Gesinnungspolizisten: Feldzüge gegen alles, was anonyme Administratoren für rechts halten Foto: Shutterstock

Vom Niedergang  
eines großartigen Projekts 

Vor genau 20 Jahren startete Wikipedia: Was als wissensgestützte Netz-Enzyklopädie geplant war,  
ist zu einem Gutteil zum Tummelplatz für Propaganda und Wahrheitsverdrehung verkommen



DAWID KAZANSKI

W ildschweine scheinen 
nun endgültig zu einem 
erkennbaren Teil der 
Allensteiner Landschaft 

geworden zu sein. Es ist noch nicht lange 
her, dass man auf die Tiere nicht nur am 
Stadtrand, sondern auch in dicht besie-
delten Wohnvierteln mit Mehrfamilien-
häusern stoßen konnte. 

Daher ist es nicht verwunderlich, dass 
diese Tiere in der Kunst thematisiert wer-
den. Seit letztem Herbst sind Wildtiermoti-
ve immer häufiger auf städtischen Wandbil-
dern zu sehen. So kann man beispielsweise 
auf einer Garagenmauer nahe der Marien-
gasse ein Graffito entdecken, auf dem ein 
bedrohlich wirkendes Wildschwein darge-
stellt ist. Das Tier fletscht seine Reißzähne, 
hat rote Augen, die zu seinem unheimlichen 
Aussehen beitragen und Speichel läuft aus 
seinem Maul. Im Hintergrund ist eine kleine 
Gruppe von Wildschweinen in der Umge-
bung von Wohnblöcken zu sehen. 

Wildschweine in der Kunst
Das Graffito wurde von einem Allenstei-
ner Künstler geschaffen, der unter dem 
Pseudonym Sekret tätig ist. Ein weiteres, 
viel umstritteneres Werk mit dem Motiv 
eines Wildschweins erschien auf einer 
durch verschiedene Graffiti bekannten 
Wand, die sich in der Synów-Pułku-Straße 
befindet. Es ist die Rede von einem Wild-
schwein, das sich mit einem Hund paart. 
Die Inspiration für die Entstehung dieses 
Wandbildes war eine ungewöhnliche Situ-
ation, die auf einem Foto verewigt wurde, 
das dann von Nutzern im Internet und in 
sozialen Netzwerken weiterverbreitet 
wurde. Obwohl das Foto des Ereignisses 
nicht in Allenstein aufgenommen wurde, 
diente es einem Künstler als Inspiration 
zur Grafik auf einer Straßenmauer. 

Das Wandbild, das einen Pitbull und ein 
Wildschwein in einer eindeutigen Situation 
zeigt, rief unterschiedliche Reaktionen her-

vor: Manche Menschen lachten, andere 
waren schockiert. Einige sagten, es sei 
nichts Ungewöhnliches, andere hielten 
das Gemälde für obszön. Gegenüber dem 
beschriebenen Graffito befindet sich ein 
weiteres Bild des Tieres im sogenannten 
Street Art-Stil, das nur den Kopf des Wild-
schweins zeigt. Zweifellos kann das Wild-
schwein nun als ein Element der Popkul-
tur der Region betrachtet werden. 

Im Spätsommer 2020 erschien sogar 
ein Lied über Wildschweine. Der aus Al-
lenstein stammende Adam Wasilewski, 
der den Clip aufgenommen hat, zählt in 
seinem Lied verschiedene Attraktionen 

der Stadt auf, von denen die größte die 
wilden Tiere seien. Am populärsten wur-
de der Refrain des Liedes, der da lautet: 
„Drück ein Wildschwein an dein Herz, 
vertreibe es nicht aus dem Müllcontai-
ner.” 

Ein Lied zu Ehren des Ebers
Das Lied erlangte in kurzer Zeit große Be-
liebtheit auf einem der gängigsten Inter-
netportale und wurde so zu einem Wer-
bemittel der Stadt. Allerdings scheint al-
les darauf hinzudeuten, dass die Anwe-
senheit von Tieren im öffentlichen Raum 
bald Geschichte ist, soll heißen, dass das 

Problem, das die Bewohner noch im ver-
gangenen Jahr plagte, verschwindet. 

Dies wird durch die geringe Anzahl 
von Anzeigen bestätigt, die derzeit bei 
der Stadtpolizei erstattet werden. Den 
Rückgang der Wildschweinpopulation 
beeinflusste stark die städtischen Diens-
te, deren Aktivitäten darin bestanden, die 
Tiere effektiv zu fangen. Außerdem star-
ben einige der Wildschweine an der Afri-
kanischen Schweinepest, und etwa ein 
Dutzend verunglückte bei Autounfällen. 
All diese Faktoren tragen zum langsamen 
Verschwinden der Wildschweine aus der 
Stadt bei.
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Zu Sowjetzeiten gab es in fast jedem Hof 
eine Sammelstelle für Altglas. Plastikver-
packungen und Tetrapacks gab es so gut 
wie gar nicht, und alle Flüssigkeiten wur-
den in Glasbehältern verkauft. In jedem 
Haushalt kam ziemlich schnell eine große 
Anzahl von Glasflaschen mit unterschied-
lichem Fassungsvermögen zusammen, 
von denen man sich trennen musste. 

Es gab ein gut funktionierendes Mehr-
wegsystem. Die Bürger sammelten Fla-
schen mit Saft, Milch, alkoholischen Ge-
tränken und verschiedenen Essiggurken 
und brachten sie zur nächsten Glassam-
melstelle, die meist nicht weit entfernt 
war. Dort inspizierte ein Angestellter die 
Flaschen, um sicher zu gehen, dass sie kei-
ne Risse hatten. Dann zahlte er für das 
Leergut, je nach Form und Größe der Fla-
sche zwölf bis 15 Kopeken aus. Anschlie-
ßend wurden die Flaschen gewaschen, 
desinfiziert und wiederverwendet. 

Viele verdienten sich ein Zubrot, in-
dem sie nach Fußballspielen oder anderen 
öffentlichen Veranstaltungen die zurück-

gelassenen Flaschen sammelten und sie 
bei Sammelstellen ablieferten und so ei-
nen guten Lebensunterhalt verdienten, 
wenn man bedenkt, dass das Monatsge-
halt eines jungen Berufstätigen 100 Rubel 
oder bestenfalls unwesentlich mehr be-
trug. Tatsächlich war das Glasrecycling-

verfahren zu Sowjetzeiten ein fester Be-
standteil des Alltags.

Vor Kurzem beschloss die Königsber-
ger Stadtregierung, Glassammelstellen in 
der Stadt einzurichten, und ließ die Ers-
ten Altglascontainer aufstellen. Die ersten 
erschienen in der Hermannallee. 

Der erste Glasrecycling-Container wurde 
zunächst testweise aufgestellt. Alle Arten 
von Glas können dort entsorgt werden. 
Der regionale Verband der Abfallverwer-
ter hat vor Kurzem eine Glasverwertung 
eingeführt, bei der Rohstoffe etwa zur 
Herstellung von Baumaterialien herge-
stellt werden, die im Königsberger Gebiet 
verwendet werden. Ein Teil des gesam-
melten Glases wurde an die Glaswerke in 
Gus-Chrustalnyj geschickt, die eine Reihe 
von Verarbeitungstests durchführten.  
Aus dem Rohstoff wurden vor allem Bau-
materialien, Fliesen, Pfähle sowie Zäune 
hergestellt. 

Vorerst sollen die Glascontainer, die 
aus Holzpaletten bestehen, nur an Wo-
chenenden aufgestellt werden. Der regio-
nale Verband der Abfallverwerter teilte 
mit, dass diese dann montags abgeholt 
würden, egal wie voll sie seien. Nach ein 
paar Tagen war der erste Container be-
reits voll. Er enthielt sieben Kubikmeter 
Glas. Dabei wurden alle Arten von Glas 
vermischt, da es keine Trennung gab.

Die regionalen Abfallverwerter planen, 
die Zahl der Glassammelstellen in der 
Stadt auf zehn zu erweitern. In jedem 
Stadtteil soll zukünftig mindestens ein 
Container steht. In anderen Gemeinden 
der Region ist die Situation etwas anders. 
Der regionale Verband der Abfallverwerter 
hat den Unternehmern vorgeschlagen, Alt-
glas vor Ort zu verwerten, damit das Glas 
nicht nach Königsberg und umgekehrt in 
die einzelnen Gemeinden transportiert 
werden muss. Es sollen vor Ort Anlagen 
gebaut werden, um einen eigenen Sammel- 
und Sortierprozess zu entwickeln. Die Kos-
ten für eine Ausrüstung reichen von um-
gerechnet 22.000 bis 44.000 Euro. 

Ob die Glascontainer von der Bevölke-
rung angenommen werden, wird sich zei-
gen. Anders als zu Sowjetzeiten zahlt hier 
niemand für gesammeltes Glas. Allerdings 
ist das Problem mit überlasteten Müllde-
ponien ziemlich akut, so dass die neue Ini-
tiative zumindest ein kleiner Beitrag zur 
Lösung dieses Problems sein könnte.

 Jurij Tschernyschew

KÖNIGSBERG

Rückkehr zum Flaschen-Recycling
Zunächst nur probeweise: In der Pregelmetropole werden Glascontainer aufgestellt

ALLENSTEIN

Wildschweine erobern die Kunstszene
Überall in der Stadt gibt es seit Kurzem an vielen Wänden Abbildungen der Störenfriede 

b MELDUNGEN

Orlen will 
investieren 
Rastenburg – Das Staatliche Öl-
kombinat (PKN) „Orlen“ hat das 
Gelände der früheren Zuckerfabrik 
in Rastenburg gekauft, das neben 
dem eigenen Gelände liegt. Die Fir-
menleitung schließt nicht aus, dass 
in Rastenburg eine neue Öl-Ver-
dichtungs-Anlage entstehen wird. 
Das Projekt befindet sich noch im 
Analyse-Verfahren, seine Realisie-
rung würde die Abhängigkeit vom 
Import dieses Produkts aus dem 
Ausland verringern. Nach den Plä-
nen der PKN Orlen soll in Rasten-
burg ein Werk entstehen, in dem 
zahlreiche neue Arbeitsplätze ent-
stehen könnten.  PAZ

EU finanziert 
Klärwerk
Mühlhausen – Seit etwa 30 Jahren 
warten die Bewohner von Mühlhau-
sen, Kreis Pr. Holland, auf die Mo-
dernisierung der städtischen Klär-
anlage. Nun soll bis zum Ende die-
ses Jahres für umgerechnet rund  
1,9 Millionen Euro eine völlig neue 
Kläranlage entstehen. Im Rahmen 
der erforderlichen Bauarbeiten 
werden Rückhaltebecken für 
schmutziges und gesäubertes Ab-
wasser entstehen. Der neuen Anla-
ge werden zudem keine Abwässer 
von der Molkerei zugeführt, da die 
Molkerei-Gesellschaft ein eigenes 
Klärwerk baut. Mit dem neuen mo-
dernen Klärwerk kann die Wasser-
wirtschaft Mühlhausens besser re-
guliert und das städtische Kanal-
netz weiter ausgebaut werden. Un-
ter anderem sollen weitere Siedlun-
gen angeschlossen werden. Die 
Stadt braucht nichts zuzuzahlen, da 
die gesamten Kosten von der Euro-
päischen Union getragen werden. 
 PAZ

Furchterregend: Graffito von Wildschweinen in der Nähe der Mariengasse Foto: D.K.

Gehören seit Kurzem zum Stadtbild: Flaschencontainer in Königsberg Foto: J.T.
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ZUM 98. GEBURTSTAG

Drebot, Gertrud, geb. Seidler, aus 
Bieberswalde, Kreis Wehlau, am 
16. Januar
Leiss, Irmgard, geb. Liss, aus Bar-
tendorf, Kreis Lyck, am 20. Januar
Müller, Edith, geb. Hildebrandt, 
aus Groß Degesen, Kreis Ebenro-
de, am 15. Januar
Scheller, Hildegard, geb. Dron-
sek, aus Skomanten, Kreis Lyck, 
am 16. Januar

ZUM 97. GEBURTSTAG

Abendroth, Christel, geb. Tor-
ner, aus Lyck, Thorner Str. 1, am  
15. Januar
Brosowske, Erich, aus Prostken, 
Kreis Lyck, am 15. Januar
Plaga, Gerhard, aus Lyck, am  
16. Januar

ZUM 96. GEBURTSTAG

Faerber, Anna-Elise, geb. Posse-
kel, aus Ebenrode, am 18. Januar
Kleine, Elfriede, geb. Kramber-
ger, aus Lyck, am 20. Januar
Klietz, Margarete, aus Goldenau, 
Kreis Lyck, am 19. Januar
Raupach, Elisabeth, geb. Schar-
nowski, aus Gorlau, Kreis Lyck, 
am 17. Januar
Wiese, Irmgard, geb. Launus, aus 
Lesgewangen, Kreis Tilsit-Ragnit, 
am 15. Januar

ZUM 95. GEBURTSTAG

Dolassek, Helga, geb. Hendriog, 
aus Lötzen, am 3. Januar
Dreipelcher, Dr. Horst, aus Lyck, 
am 19. Januar
Liss, Ulrich, aus Lötzen, am  
11. Januar
Mäder, Gerda, geb. Janzik, aus 
Waiblingen, Kreis Lyck, am  
20. Januar

Pfeiffer, Irene, aus Kreis Osterro-
de, am 19. Januar
Rohde, Kurt, aus Vierbrücken, 
Kreis Lyck, am 19. Januar
Stoll, Willy, aus Wittingen, Kreis 
Lyck, am 20. Januar
Vierck, Helene, geb. Parzianka, 
aus Steintal, Kreis Lötzen, am  
13. Januar

ZUM 94. GEBURTSTAG

Dembeck, Helmut, aus Roggen, 
Kreis Neidenburg, am 21. Januar
Gisewski, Werner, aus Abrahams-
heide, Kreis Mohrungen, am  
16. Januar
Mairwöger, Ursula, geb. Buttge-
reit, aus Lötzen, am 15. Januar
Raphael, Betty, geb. Pollehn, aus 
Herrnbach, Kreis Lyck, am  
15. Januar
Reiche, Hildegard, geb. Mikoteit, 
aus Finkenhagen, Kreis Tilsit-Rag-
nit, am 15. Januar
Walendy, Udo, aus Lyck, am  
21. Januar

ZUM 93. GEBURTSTAG

Dillmann, Edeltraut, geb. Gen-
nies, aus Rodental, Kreis Lötzen, 
am 12. Januar
Dzeya, Walter, aus Willenberg, 
Kreis Ortelsburg, am 19. Januar
Engels, Margarete, geb. Weiß, aus 
Parnehnen, Kreis Wehlau, am  
20. Januar
Lang, Waltraut, geb. Zahlmann, 
aus Trankwitz, Kreis Fischhausen, 
am 17. Januar
Pohl, Margarete, geb. Kalaschew-
ski, aus Paterswalde, Kreis Weh-
lau, am 15. Januar
Ruchotzki, Gerhard, aus Königs-
dorf, Kreis Heiligenbeil, am  
17. Januar

ZUM 92. GEBURTSTAG

Lindner, Heinz, aus Hoffnungs-
mühle, Kreis Mohrungen, am 15. 
Januar
Pusch, Gerda, geb. Polenz, aus   
Weischkitten, Kreis Fischhausen, 
am 17. Januar
Zacher, Hildegard, geb. Sender, 

aus Wappendorf, Kreis Ortelsburg, 
am 15. Januar

ZUM 91. GEBURTSTAG

Acksel, Irmgard, geb. Kowalzik, 
aus Nußberg, Kreis Lyck, am  
20. Januar
Albat, Heinz, aus Tapiau, Kreis 
Wehlau, am 15. Januar
Albers, Eleonore, geb. Riemer, 
aus Brandlacken, Kreis Wehlau, am 
17. Januar
Bialowons, Rudolf, aus Höhen-
werder, Kreis Ortelsburg, am  
19. Januar
Brauch, Lonny, geb. Stolz, aus 
Neuendorf, Kreis Lyck, am  
15. Januar
Gayk, Maria, aus Großseedorf, 
Kreis Neidenburg, am 18. Januar
Heldt, Manfred, aus Groß Dirsch-
keim, Kreis Fischhausen, am  
17. Januar
Karl, Horst, aus Ortelsburg, am  
15. Januar
Kleinschmidt, Manfred, Kreisge-
meinschaft Preußisch Eylau, am 
20. Januar
Lausch, Erika, aus Mohrungen, 
am 15. Januar
Rathje, Hildegard, geb. Janzik, 
aus Waiblingen, Kreis Lyck, am  
20. Januar
Sagitzki, Erika, aus Tapiau, Kreis 
Wehlau, am 20. Januar
Tomuschat, Kurt, aus Schalau, 
Kreis Tilsit-Ragnit, am 16. Januar
Warda, Edith, geb. Diederich, aus 
Lyck, Kaiser-Wilhelm-Straße 21, 
am 19. Januar

ZUM 90. GEBURTSTAG

Cords, Anneliese, geb. Stannies, 
aus Frischenau, Kreis Wehlau, am 
20. Januar
Dyer, Gisela, geb. Schubert, aus 
Lyck, Hindenburgstraße 20, am  
19. Januar
Ehlers, Dieter, aus Parnehnen, 
Kreis Wehlau, am 20. Januar
Hipel, Günter, aus Liebstadt, 
Kreis Mohrungen, am 18. Januar
Holz, Anni, geb. Wittenberg, aus 
Sanglienen, Kreis Fischhausen, am 
18. Januar
Kibbel, Waltraud, geb. Herr-

mann, aus Paterswalde, Kreis 
Wehlau, am 17. Januar
Kischkewitz, Elli, geb. Hoffmann, 
Kreisgemeinschaft Lötzen, am  
4. Januar
Koch, Erna, geb. Karohs, aus Da-
merau, Kreis Ebenrode, am  
17. Januar
Prigge, Maria, geb. Modregger, 
aus Damerau, Kreis Ebenrode, am 
19. Januar
Schewe, Elfriede, geb. Reißmann, 
aus Alexwangen, Kreis Fischhau-
sen, am 16. Januar
Tober, Käte, geb. Baltruschat, aus 
Ebenrode, am 17. Januar
Trimpop, Ruth, geb. Schwill, aus 
Georgenthal, Kreis Mohrungen, 
am 19. Januar
Warda, Bruno, aus Lyck, am  
21. Januar

ZUM 85. GEBURTSTAG

Alexander, Elisabeth, geb. Gre-
gel, aus Schnippen, Kreis Lyck, am 
21. Januar
Alzner, Gertrud, geb. Lasarsch, 
aus Garbassen, Kreis Treuburg, am 
21. Januar
Austinat, Fritz, aus Ebenrode, am 
20. Januar
Behrendt, Dorothea, aus Talus-
sen, Kreis Lyck, am 20. Januar
Brzoska, Heinz, aus Wilkassen, 
Kreis Treuburg, am 17. Januar
Dreyer, Axel, aus Rhein, Kreis Löt-
zen, am 8. Januar
Duddek, Werner, aus Jürgenau, 
Kreis Lyck, am 16. Januar
Franke, Irene, geb. Schütze, aus 
Klein Krösten, Kreis Lötzen, am  
12. Januar
Grau, Bruno, aus Friedberg, Kreis 
Treuburg, am 15. Januar
Harrison, Anette, geb. Krebs, aus 
Wolittnick, Kreis Heiligenbeil, am 
21. Januar
Konopka, Heinz, aus Ebendorf, 
Kreis Ortelsburg, am 15. Januar
Koppke, Horst, aus Klein Engelau, 
Kreis Wehlau, am 19. Januar
Krappa, Heinz, aus Mostolten, 
Kreis Lyck, am 15. Januar
Markgraf, Edith, geb. Friese, aus 
Walden, Kreis Lyck, am 19. Januar
Milewski, Elfriede, geb. Kohl-
hepp, aus Waldwerder, Kreis Lyck, 
am 18. Januar

Mix, Karl-Georg, aus Altkirchen, 
Kreis Ortelsburg, am 20. Januar
Roetter, Martin, Kreisgemein-
schaft Lötzen, am 17. Januar
Schomburg, Gertrud, geb. 
Schlicht, aus Fischhausen, am  
17. Januar
Sturmhöfel, Georg, aus Alt Katz-
keim, Kreis Fischhausen, am  
19. Januar
Thoma, Helga, geb. Behlau, aus 
Heilsberg, am 5. Januar
Van Thiel, Irene, geb. Kemme-
sies, aus Seesken, Kreis Treuburg, 
am 17. Januar
Wagener, Helga, geb. Wolff, aus 
Neidenburg, am 19. Januar
Wykowski, Hildegard, geb. Gu-
towski, aus Gorlau, Kreis Lyck, am 
18. Januar

ZUM 80. GEBURTSTAG

Braun, Ulrich, aus Groß Michelau, 
Kreis Wehlau, am 20. Januar
Kless, Ingrid, aus Wolfsee, Kreis 
Lötzen, am 15. Januar
Kohlhoff, Edelgard, geb. Sobott-
ka, aus Suleiken, Kreis Treuburg, 
am 18. Januar
Krause, Werner-Paul, aus Schüt-
zendorf, Kreis Ortelsburg, am 21. 
Januar

Kuebart, Dr. Gerhard, aus Dorf 
Trakehnen, Kreis Ebenrode, am 16. 
Januar
Lembke, Christa, geb. Metzker, 
aus Poppendorf, Kreis Wehlau, am 
17. Januar
Ollesch, Siegfried, aus Hellen-
grund, Kreis Ortelsburg, am 18. Ja-
nuar
Rathke, Franz, aus Nickelsdorf, 
Kreis Wehlau, am 16. Januar
Ruhe, Gertraud, geb. Naujokat, 
aus Kalkhöfen, Kreis Ebenrode, am 
16. Januar
Sareyka, Gisela, geb. Olschewski, 
aus Arlen-Astrau, Kreis Lötzen, am 
8. Januar
Schmitz, Karin, aus Königsberg, 
am 1. Januar
Sommer, Hans-Georg, aus Loch-
stedt, Kreis Fischhausen, am  
16. Januar
Wateler, Anni, geb. Schneidereit, 
aus Grünwiese, Kreis Heiligenbeil, 
am 19. Januar

ZUM 75. GEBURTSTAG

Kairat, Volker, aus Eydtkau, Kreis 
Ebenrode, am 18. Januar
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Schleswig-Holstein

Landesgruppe - Zur Erinnerung
Liebe Landsleute und Freunde 
der Landsmannschaft Ostpreu-
ßen,
zwei Jubiläen prägen in diesem 
Jahr 2021 unser historisches Be-
wusstsein, nämlich die Krönung 
des ersten preußischen Königs 
Friedrich I. am 18.Januar 1701 in 
Königsberg vor 320 Jahren und die 
deutsche Reichsgründung am  
18. Januar 1871, also vor 150 Jahren 
im Spiegelsaal von Versailles in 
Paris durch die Proklamation des 
Kaisers Wilhelm I. des Reichs-
kanzlers Bismarck!
1701 – Eine neue Ära bricht an-
Krönung König Friedrich I.
Der Große Kurfürst Friedrich Wil-
helm von Brandenburg und Her-
zog von Preußen hatte das Her-
zogtum Preußen durch diplomati-
sches Geschick bereits 1657 mit 
dem Vertrag zu Wehlau aus der 
polnischen Lehnabhängigkeit ge-
löst und dies im Frieden von Oliva 
1660 international bestätigt be-
kommen. Durch die Huldigung 
der Stände, die drei Jahre später 
auf dem Königsberger Schlosshof 
stattfand, war auch der innere 
Frieden besiegelt. Wenn Friedrich 
Wilhelm dabei auch schon die Ver-
sion eines künftigen einheitlichen 
Staates, Preußen, klar vor Augen 
hatte, so war es ihm nicht beschie-
den, den brandenburgisch-preußi-
schen Großstaat zu gründen.

Erst sein Sohn, Kurfürst Fried-
rich III., war es, der das Königtum 

errichtete. Er nannte sich dann 
Friedrich I., König in Preußen.

Prunkvolle Krönungsfeierlich-
keiten rückten zu Beginn des 18.
Jahrhunderts in den Blickpunkt 
europäischen Interesses. Am 18. 
Januar 1701 wurde der Kurfürst 
und Preußenherzog mit Zustim-
mung des Kaisers Leopold I. auf-
grund seiner Souveränität in 
Preußen im Königsberger Schloss 
zum König in Preußen gekrönt. 
Um den rein weltlichen Charakter 
seines Königtums zu betonen, 
setzte er sich die Krone im Audi-
enzsaal selbst aufs Haupt. Die 
Schlosskirche betrat er nur zur 
Salbung. Aus der Sicht Ostpreu-
ßens bedeutete der 18. Januar 1701 
nach der Pruzzenzeit, Ordens-
staat und Herzogtum eine neue 
Ära in der Landesgeschichte.

Durch die Arbeit der vom Kö-
nig eingesetzten Minister entwi-
ckelte sich dann in Brandenburg 
und Preußen ein Gesamtbewusst-
sein. Nach und nach wuchsen die 
Länder zu einem Staat zusam-
men, für den der Name Preußen 
üblich wurde.

Königsberg blieb allerdings 
Nebenresidenz. Der preußische 
Adler und die schwarz-weißen 
Farben wurden Symbol dieses 
neuen Gesamtstaates. Die Devise, 
die König Friedrich I. dem von 
ihm gestifteten Schwarzen-Adler-
Orden gab, reicht tief in den Ge-
schichtsraum des neuen Staates 
hinein. Hier wurden sittliche Ver-
pflichtungen und ethische Leis-
tung angesprochen. Das „Suum 
Cuique“ wurde das große Pflicht-
wort der preußischen Könige, wie 
es der Historiker Hans-Joachim 
Schoeps einmal ausgedrückt hat. 
Es sollte nicht allen dasselbe, son-
dern „jedem das Seine“ gegeben 
werden, „um damit Gerechtigkeit 

in der Welt zu bewirken“. Eine 
neue Staatsidee war geboren.
Reichsgründung durch Bis-
marck am 18. Januar 1871 
Am Vorabend kam es zu einem 
Nerven zerreißenden Konflikt 
zwischen König Wilhelm und Bis-
marck. Am liebsten hätte König 
Wilhelm die Feier im Spiegelsaal 
noch im letzten Moment abge-
sagt. Er sprach davon, dass er das 
preußische Königtum zu Grabe 
tragen würde, wie Bismarck an 
Friedrich von Baden berichtete. 
Proklamation von Kaiser Wil-
helm I. im Spiegelsaal von Ver-
sailles 
Aber schließlich war es dann am 
18. Ja-nuar doch soweit – der Tag 
war bewusst gewählt worden als 
Gedenktag der Gründung des Kö-
nigreiches Preußen 170 Jahre zu-
vor, dass es unter voller Entfal-
tung militärischen Prunkes im 
Spiegelsaal des Schlosses von Ver-
sailles, in dem Ludwig XIV. regiert 
hatte, in Anwesenheit zahlreicher 
Fürsten, Minister und Feldherren 
der siegreichen Heere zur feierli-
chen Kaiserproklamation kom-
men konnte. König Wilhelm gab 
seine Annahme der Kaiserwürde 
nunmehr der ganzen Nation be-
kannt. Eine Krönung fand also 
nicht statt.

Der Großherzog von Baden 
umging die dem König so leidige 
Titelfrage und brachte sein Hoch 
auf Kaiser Wilhelm aus. – Dieses 
jedoch nur zum besseren Ver-
ständnis der Reichsgründung von 
1871.
Was sagt uns der Name „Preu-
ßen“ heute?
Heute schwingt immer in der Be-
zeichnung „Preuße“ oder „preu-
ßisch“ Respekt mit, eine Folge der 
historischen Leistung des Landes 
und seiner Menschen.

Und in unserer heutigen 
Sprachwirklichkeit ist, wenn ich 
es recht sehe oder höre, das Bei-
wort „Preuße“ oder preußisch“ 
eher positiv (nach dem Krieg war 
der Begriff negativ besetzt) aufge-
laden. „Er ist ein Preuße“, diese 
Bezeichnung wird heute eher als 
Auszeichnung vergeben, lässt an 
preußische Tugenden wie Be-
scheidenheit, Opferbereitschaft, 
Disziplin, Pünktlichkeit, Bereit-
schaft zum Dienen, Nüchternheit 
und Sparsamkeit denken. Immer 
häufiger werden diese Tugenden 
beschworen, ein Zeichen dafür, 
dass sie in unserem heutigen Staat 
und unserer heutigen Gesell-
schaft oft vermisst werden. Sehr 
schade! – Denn die preußischen 
Tugenden sind überzeitlich und 
für die funktionierende Gesell-
schaft unersetzbar.

Mögen die preußischen Tu-
genden und die Staatsidee „Preu-
ßen“ wieder allgemein anerkann-
ter integraler Bestandteil unserer 
pluralistischen Gesellschaft wer-
den. Das würde unserem Staats-
wesen zweifelsohne guttun. Und 
das Fremdwort „Korruption“ wä-
re dann nur noch ein entleerter 
Begriff.

Was ist Preußen?
Preußen ist weder Volkstum noch 
Rasse. Preußen ist Haltung und 
niemals Masse. Preußen ist Pflicht 
nach Immanuel Kant. Preußen ist 
Treue zu Volk und Land. Dienen 
der Sache bis in den Tod - und 
Griff zu den Waffen erst in aller-
höchster Not.

Warum begehen wir seit vielen 
Jahren den Preußentag?

Es sind zwei Daten, die für die 
deutsche Geschichte von außer-
ordentlicher Bedeutung sind:

1. Am 18. Januar 1701 wurde 
der Kurfürst Friedrich III. (Preu-

ßenherzog) von Brandenburg/
Preußen mit Zustimmung des 
deutschen Kaisers Leopold I. auf-
grund seiner Souveränität im Kö-
nigsberger Schloss zum König in 
Preußen gekrönt. Er nannte sich 
fortan Friedrich I., König in Preu-
ßen. Eine neue Ära brach an, und 
eine neue Staatsidee wurde gebo-
ren.

2. Das zweite Datum, der 18. 
Januar 1871, wurde von Bismarck 
bewusst gewählt, um die Konti-
nuität von Preußen mit dem ent-
stehenden Reich zu dokumentie-
ren. Nach dem Sieg über Frank-
reich 1870/71 haben die deutschen 
Fürsten bewusst die Kaiserprokla-
mation in den Spiegelsaal von 
Versailles gelegt, um zu zeigen, 
dass Deutschland eine starke Na-
tion sein könnte, wenn die einzel-
nen deutschen Staaten in einem 
Reich zusammengeschlossen 
sind.

Preußen war in Deutschland 
aufgegangen, wie Bismarck sagte, 
aber die Staatsidee Preußens war 
der Grundpfeiler des zweiten 
Deutschen Reiches geblieben. 

Edmund Ferner

Vereinigte Landsmannschaften 
Flensburg (VLM Fl) e.V.
Flensburg - Der Vorstand 
wünscht allen Mitgliedern ein 
zufriedenstellendes neues Jahr 
2021.

Hinweise:
1. Die immer noch schlechten 

Infektionszahlen wirken sich 
auch auf unser Jahresprogramm 
aus, daher muss die Veranstal-
t u n g  a m  
20. Januar („Kaffeetafel mit Vor-
trag“) leider abgesagt werden.

2. Sofern die Jahreshauptver-
sammlung am 17. Februar eben-
falls zu verschieben ist, erhalten 

Sie rechtzeitig eine Nachricht.
Bleiben Sie gesund.
Herzlichst

Ihr Michael Weber

Neumünster - Im Dezember 2020 
wurden Mitglieder für treue Mit-
gliedschaft in der Landsmann-
schaft der Ost- und Westpreußen, 
Gruppe Neumünster, geehrt.

Bedingt durch die Corona-Pan-
demie wurden die Urkunden mit 
herzlichen Worten und heimatli-
chen Grüßen per Post verschickt.

Hilda Orczeck 70 Jahre
Nora Kawlath 50 Jahre
Hannelore Affeldt 25 Jahre
Angelika Dombrowe 25 Jahre
Waltraut Plagmann 20 Jahre
Brigitte Färber 20 Jahre
Edelgard Lessing 10 Jahre
Edith Sprotte 10 Jahre
Halten Sie uns weiter die Treue. 

Wir sind dankbar für die Zeit, die 
Sie mit uns verbringen und für Sie 
dürfen die monatlichen Treffen ein 
Stückchen Heimat sein. Wir wün-
schen Ihnen weiter viel Gesund-
heit, blieben und werden Sie ge-
sund.
Allen Landsleuten einen hellen 
und zuversichtlichen Weg durch 
das neue Jahr 2021.

Brigitte Profé
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Aus den Landesgruppen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Rätsel

                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      

Mai-
länder
Opern-
haus

jmd., der
Kopfbede-
ckungen
anfertigt

Initiator,
Schöpfer

Fahrt oder
Flug über
eine weite
Distanz

Stoff mit
glänzen-
der Ober-
fl äche

Zweig
der Land-
wirt-
schaft

mehr-
mals,
wieder-
holt

Winkel
des
Boxrings

Kraft-
sport-
gerät

feine
Koch-,
Tisch-
sitten

zähfl üs-
siges
Kohle-
produkt

ewiger
Schnee
im Hoch-
gebirge

poetisch:
Biene

heiße
Quelle in
vulkan.
Gebieten

Vorname
Darwins

Liege-
sofa

ausge-
wogen,
harmo-
nisch

tauben-
großer
Sing-
vogel

höchster
weltlicher
Herrscher-
titel

eine
Zahl

deshalb;
von dort

fühlbarer
Atem;
leichter
Luftzug

am Ziel
ankom-
men

35. Prä-
sident
der USA
(John F.)

tiefe
Beschei-
denheit

Diebes-
gut;
Jagd-
ergebnis

Um-
gebung,
Milieu;
Natur

Spazier-
fahrt, 
Ausfl ug

Ge-
bäude-
stütze

dänische
Stadt
in Nord-
jütland

Wüste
in Süd-
west-
afrika

fein-
körniges 
Stärke-
mehl

das
Paradies

Grün-
fl äche

früherer
Lanzen-
reiter

japani-
sches
Gericht

lauter
Ausruf

Rasse-
pferd

Schiffs-
zubehör

Kfz-
Zeichen
Goslar

auf einer
Tastatur
schreiben
(ugs.)

Zustand
der Span-
nung

öde,
unbe-
baut

kleines
Klapp-
fenster

fi nni-
scher
Läufer
(Paavo)

Vernei-
nung

Fluss
zum
Rhein

Qualität,
Beschaf-
fenheit

chem.
Zeichen
für
Chrom

Schreib-
waren-
artikel

Riese

Sohn
des Aga-
memnon

österr.
Bad im
Salzkam-
mergut

aus
Töpfer-
material

Bein-
gelenk

bewusst
falsche
Aussage

kost-
spielig

kraftvoll;
markig

heiteres
musikal.
Bühnen-
werk

jap.
Blumen-
steck-
kunst

Mittel
zum
Waschen

Himmels-
richtung

Hefter,
Ordner

Zeichen-
tinte

trichter-
förmige
Waffel für
Gefrorenes

minder-
wertige
Nach-
ahmung

Fremd-
wort-
teil: fern

eng-
lischer
Artikel

Harn-
stoff
(latei-
nisch)

Hoch-
schule
(Kurz-
wort)

Feuer-
kröte

Nord-
polar-
gebiet

Insel
in der
Ostsee

ein
Balte

kalte
ital.
Würz-
paste

Zurück-
weisung;
Nieder-
lage

Staat im
südwest-
lichen
Pazifi k

Schmuck-
kugel

dünner
Pfann-
kuchen
(franz.)

Hoch-
land in
Zentral-
asien

Kletter-
vogel

abge-
grenztes
Gebiet

Gegen-
wart
(Sprach-
lehre)

großer
Nacht-
vogel

Körper-
glied

Samm-
lung von
Schrift-
stücken

Antrieb,
Ver-
lockung

Nach-
lass-
emp-
fänger

Abkür-
zung für
Bau-
ordnung

Teil der
Tal-
sperre

Ab-
scheu,
Schre-
cken

anheben
(süddt.)

sprach-
los

blüten-
lose
Wasser-
pfl anze

Wasser-
vogel

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Hochdruck,  
2. Schwalben, 3. Chancen, 4. Narkose,  
5. Einbruch, 6. Container, 7. Faehrten – 
dankbar 

Magisch: 1. biegsam, 2. Agentin,  
3. Marille

  S   U  F   A   E   E  F  I  
  C H A R L E S  C O U C H  S T I M M I G
 H A U C H  R A C K E  K A I S E R  M  E
  L T  E I N T R E F F E N  K E N N E D Y
 N A M I B  R I  R T   T O U R  E  A S
   A  E D E N  B E U T E  L  S U S H I
  S C H R E I  W A R M B L U T  A N K E R
 L A H N  M S  I U  W   L U K E  A R 
  G E  G U E T E   E R W A R T U N G  N
  O R E S T  I S C H L  U N   L U E G E
       O P E R E T T E   K E R N I G
        P   F  O S T E N  M  G A
        E I S T U E T E  I M I T A T
       U N K E   N  U R E A  U N I
         E I  T E L E   P E S T O
        A B F U H R  R E  P  C  N
       P R A E S E N S  S P E C H T 
        K N  E   A K T E  R E I Z
       S T A U D A M M  E R B E  B O
        I  H O R R O R  L U P F E N
        S T U M M  A L G E  E N T E

So ist’s  
richtig:

          
          
          
          
          

AACDG
HHLNS AKKU AKLLN AEKS CEEKR ELMO ADEL EFGN

AAJKK DEO

ELPR
UV

EEIK
MN

EFL

Schüttelrätsel:

   K   E    
 H A N D S C H L A G
  K A J A K  O D E
  K L  K E I M E N
 P U L V E R  E L F

PAZ21_02

1 BLUT GEBIET

2 MEHL NEST

3 GEWINN LOS

4 VOLL ARZT

5 WINTER SERIE

6 GLAS HAFEN

7 TIER SUCHER

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein Wort für 
genügsam in der Pflege (Pflanzen).

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 leicht zu krümmen

2 Spionin, weiblicher Spitzel

3 landschaftlich: Aprikose

Hinweis

Die Kartei des Heimat-
kreises braucht Ihre An-
schrift. Melden Sie deshalb 
bitte jeden Wohnungswech-
sel Ihrer Kreisgemeinschaft. 
Geben Sie bitte bei allen 
Schreiben stets auch den 
letzten Heimatort an. 



HEIMAT16 Nr. 2 · 15. Januar 2021 Das Ostpreußenblatt

Heimatkreisgemeinschaften

Kreisvertreter: Andreas Galenski, 
Sauerbruchstraße 2, 42549 Vel-
bert, Tel.: 02051 – 8 77 29, Kreis-
vertreter-Allenstein@t-online.de, 
www.allenstein-landkreis.de  
Geschäftsstelle: Gemeinde- 
verwaltung Hagen, Postfach 1209, 
49170 Hagen. Tel.: 05401 - 977-0

Allenstein-Land

Vorstandssitzung 
Der Gesamtvorstand kam mit sei-
nen sechs Mitgliedern letztmalig 
am 10. Oktober 2020 um 10 Uhr 
im Landhotel „Hahnebecke“ im 
sauerländischen Meinerzhagen zu 
einem Arbeitsfrühstück unter Co-
rona- Bedingungen zusammen. 
Während der mehrstündigen Ge-
spräche hielt Kreisvertreter And-
reas Galenski einen Rückblick auf 
die Kreisversammlung 2020 vom 
29. August 2020 und die Aktivitä-
ten des Vorstandes. 

Dabei bedauerte er den Aus-
fall vieler Veranstaltungen und 
der schon vorbereiteten Heimat-
reise des Gesamtvorstandes und 
auch das Nichtzustandekommen 
des schon zur Tradition geworde-
nen Neujahrsempfanges für 2021. 
Auch teilte er mit, dass sich die 
Beziehungen zum Vorstand der 
Stadtgemeinschaft Allenstein, 
der bei den gemeinsamen Wahlen 
der Landkreisgemeinschaft un-

terlegen war, nicht verbessert ha-
ben. 

Im Rahmen seiner Vorausschau 
einigten sich die Vorstandsmitglie-
der, dass sie am Ostpreußentreffen 
der Landsmannschaft Ostpreußen 
in Wolfsburg im Sommer 2021 teil-
nehmen und sich dort einbringen 
werden. Der Heimatbeauftragte, 
Ehrenvorsitzende Herbert Mon-
kowski, berichtete über den Ablauf 
der Bruderhilfe 2020, die er erst-
mals mit unserem Schriftführer 
und Versandleiter Jan Hacia im 
Spätsommer im Landkreis Allen-
stein unternommen hat. An vorher 
festgelegten Orten wurden an 178 
hilfsbedürftige Heimatverbliebene 
4340 Euro verteilt. Anschließend 
wurde Jan Hacia, der als Nachfol-
ger von Herbert Monkowski vor-
gesehen ist, in das Abrechnungs-
verfahren unterwiesen. Schriftlei-
ter Andreas Galenski und die Re-
dakteure Artur Korczak, Horst 
Tuguntke und Herbert Monkowski 
informierten über den Stand des 
künftigen Heimatjahrbuches 2020. 
Sie einigten sich, dass das Buch aus 
Portogründen 310 Seiten umfassen 
und in einer Stärke von 3ooo Ex-
emplaren zum 6.Dezember 2020 
erscheinen soll. Der Versand an die 
Mitglieder erfolgt durch die Dru-
ckerei in Velbert; den Versand an 
die Heimatverbliebenen über-
nimmt Versandleiter Jan Hacia.

Heimatjahrbuch Weihnachten 
2020: Dieses ist im Dezember 2020 

bei den Mitgliedern und bei der 
AGDM in Allenstein angekommen. 
Es umfasst auf 310 Seiten 100 Arti-
kel, geordnet in 10 Kapiteln. Der 
Schriftleiter musste zuvor 21 Arti-
kel herausnehmen; diese werden 
bei der folgenden Ausgabe bevor- 
zugt behandelt werden. Wer das 
Heimatjahrbuch nicht erhalten 
hat, kann dieses beim Versandlei-
ter Jan Hacia, Verkehrsstraße 7, 
44809 Bochum anfordern. Die Ar-
beiten an dem neuen Kreisbuch 
Landkreis Allenstein durch den 
Historiker Dr. Meindel, sind noch 
nicht abgeschlossen.

Mit freundlichen Grüßen!
Horst Tuguntke

Kreisvertreterin: Evelyn v. Bor-
ries, Tucherweg 80, 40724 Hilden, 
Telefon (02103) 64759, Fax: 
(02103) 23068, E-Mail: evbor-
ries@gmx.net. Kartei, Buchver-
sand und Preußisch Eylauer-
Heimatmuseum im Kreishaus 
Verden/Aller Lindhooper Straße 67, 
27283 Verden/Aller,  E-Mail: preus-
sisch-eylau@landkreis-verden.de, 
Internet: www.preussisch-eylau.de.  
Unser Büro in Verden ist nur noch 
unregelmäßig besetzt. Bitte wen-
den Sie sich direkt an die Kreisver-
treterin Evelyn v. Borries

Preußisch Eylau

Kreisblatt Nr. 110 erschienen 
Rechtzeitig vor den Feiertagen er-
schien die zweite Ausgabe 2020 
des Kreisblatts Preußisch Eylau, 
nachdem bereits im September ei-
ne Sondernummer als Ersatz und 
„Trostpflaster“ für das ausgefalle-
ne Kreistreffen versandt worden 
war. In der nun vorliegenden Aus-
gabe Nr. 110 hat Frank Steinau wie-
der Interessantes für jedermann 
zusammengetragen, vor allem 
auch aus der ferneren Vergangen-
heit, denn eine gute Zeitschrift hat 
immer auch die Aufgabe, Ge-
schichte in Erinnerung zu rufen. 
So lesen wir nicht nur über die Pest 
vor 300 Jahren, die ganze Landstri-
che Ostpreußens entvölkerte, und 
die damals angeordneten Gegen-
maßnahmen (publiziert von Irmi 
Gegner-Sünkler), - Agnes Miegels 
Ballade „Die Frauen von Nidden“, 
durfte bei diesem Thema nicht 
fehlen -, sondern auch über Verän-
derungen der Gesellschaftsstruk-
tur im 17. und im 19. Jahrhundert, 
die wesentliche Schritte in Rich-
tung auf die moderne Rechts-
gleichheit für alle  darstellten. So 
beschreibt der Aufsatz von Dag-
mar Trowitz über den „preußi-
schen Rebellen“ Christian Ludwig 
von Kalckstein anschaulich das  
Vorgehen des Großen Kurfürsten 
in Berlin bei der Durchsetzung der 
absoluten Herrschaft gegenüber 
den preußischen Ständen, die sich 
damals noch auf die von der polni-
schen Krone gewährten Freiheiten 
berufen konnten. Der Brandenbur-
ger, nicht zimperlich, setzte auch 
Spione und Agenten ein. Ein John 
Le Carré hätte hier genügend Stoff 
gefunden.  Ein anderer Beitrag, von 
Horst Schulz, handelt von der Bau-
ernumsiedlung im Rahmen der Re-
formen des beginnenden 19. Jahr-
hunderts. Hier wurden Bauern aus 
der Gutsabhängigkeit gelöst und 
erhielten eigene Höfe – die aus 
heutiger Sicht eigentlich  viel zu 
klein waren, um rentabel bewirt-
schaftet werden zu können; ein 
Grund für die spätere Landflucht 
auf der Suche nach industriellen 
Arbeitsplätzen. 
Das Heft wird abgerundet mit im-
mer wieder neuen Berichten über 
Krieg, Flucht und Ankunft im Wes-
ten sowie das Leben der verbliebe-
nen Deutschen, Polen und Ukrai-
ner seit 1945 in Ostpreußen. Wich-
tig für alle, die Ahnenforschung 
betreiben, ist auch die Vorstellung 
des Vereins für Familienforschung 
in Ost- und Westpreußen.
Wer diese Ausgabe des Kreisblatts 
nicht erhalten hat, kann es unter 
der o. a. Adresse anfordern, des-
gleichen die von Gerd Birth gefer-
tigte Sonderausgabe vom 19./20. 
September 2020, die vor allem die 
Arbeitsberichte 2019/2020 des 
Vorstands enthält. 

Martin Lehmann

Stadtvertreter: Erwin Feige,  
Am Karbel 52, 09116 Chemnitz,  
Telefon (0371) 3363748.  
Geschäftsführer: Manfred Urb-
schat, E-Mail: info@tilsit-stadt.de

Tilsit-Stadt

100 Jahre Fluglandeplatz Tilsit 
Teichort/Weynothen
Am 01.04. 2021 jährt sich die Eröff-
nung des Flughafens Tilsit zum 
100-mal. Nachdem der erste zivile 
Flughafen Deutschlands 1919 - 1921 
in Königsberg-Devau angelegt 
wurde, war bereits 1921 der Luft-

landeplatz Tilsit in der zweitgröß-
ten Stadt Ostpreußens eröffnet 
worden. Nach der Errichtung des 
polnischen Korridors, im Ergebnis 
des Versailler Vertrages, war Ost-
preußen vom Reich getrennt und 
kein freier Landweg mehr vorhan-
den. Für Paket- und Briefpost, Ku-
riersendungen und auch erste Per-
sonentransporte wurden Flugli-
nien von Berlin nach Königsberg 
genutzt. Ab 1921 erfolgten vom 
Flugplatz Weynothen erste Flüge 
nach Memel, Königsberg und zur 
Freien Stadt Danzig. Tilsit war zu 
dieser Zeit ein kleiner Flugplatz 
mit regionaler Bedeutung. Er wur-
de neben dem Übungsgelände/Ex-
erzierplatz der Tilsiter Garnison in 
der Stadtheide errichtet. Verwalter 
war der Magistrat der Stadt Tilsit, 
Nutzer die Verkehrsgesellschaften 
Deruluft und später die 1926 ge-
gründete Lufthansa. 

Das Flugfeld war anfangs 500 
mal 500 Meter im Quadrat und in 
der Mitte des Flugfeldes befand 
sich der Landekreis mit der weißen 
Kennung „Tilsit“. Begrenzt wurde 
das Flugfeld durch Gräben. In den 
20er Jahren wurde ein festes Emp-
fangsgebäude mit einem Windsack 
am Mast erbaut. Das Empfangsge-
bäude war auch für Übernachtung 
von Fluggästen ausgelegt und be-
herbergte ein Restaurant. Inhaber 
dieses war nach 1933 Fritz Mans. 
Bei Flugankünften wurde per Hand 
eine halbe Stunde vorher das Lan-
dezeichen entsprechend der herr-
schenden Windrichtung ausgelegt. 
Nachtlandungen waren eine Aus-
nahme und nach besonderer An-
forderung wurde die Landebahn 
mit grünen, weißen und roten 
Lichtern befeuert. Der Untergrund 
war eine feste Grasnarbe, in der 
Südecke leicht sandig. In den 30er 
Jahren wurden für die Abstellplät-
ze der Flugzeuge betonierte Flä-
chen angelegt. Ein Flugzeughangar 
zum Unterstellen der Flugzeuge 
wurde errichtet und ein Tanklager 
mit 1000 Liter Flugbenzin war vor-
handen. Für Flugzeuge des Fabri-
kats Junkers bestand anfangs eine 
Werkstatt mit Materiallager. Am 
Flugplatz befand sich eine Polizei-
wache, der auch Aufgaben der 
Passkontrolle zugeordnet wurden. 

Spezielle medizinische Kräfte wur-
den nicht vorgehalten und bei Not-
wendigkeit von Tilsit gestellt. Zur 
Stadt Tilsit war die Entfernung ca. 
7 Kilometer, zur Straßenbahnhal-
testelle 3,5 Kilometer und der Ei-
senbahnhaltepunkt Alt Weynot-
hen war 1,5 Kilometer entfernt. Die 
Verkehrsanbindung wurde später 
mit Bussen und Taxis verbessert.

Zuerst wurde der Flugplatz 
Tilsit einmal täglich mit Hin- und 
Rückflug von Königsberg angeflo-
gen. Die Flugzeit für die 90 km be-
trug 30 Minuten. Eine höhere Be-
deutung erlangte der Flugplatz 
Tilsit durch die Verbindungen der 
1921 gegründeten Deutsch-Russi-
schen/ Sowjetischen Fluggesell-
schaft (Deruluft). Diese Flugge-
sellschaft hatte die alleinige Li-
zenz des Flugverkehrsbetriebes 
zwischen Deutschland und Russ-
land. Ab 1922 wurden neben der 
Post auch Passagiere befördert. 
Alle Fluglinien führten über Kö-
nigsberg. Die Linie nach Peters-
burg landete ab 1928 in Tilsit zwi-
schen und führte über Riga zum 
Zielort. dreimal wöchentlich wur-
de diese Strecke bedient, sie war 
im Flugplan der „Deruluft“ die 
Streckennummer 3b. Die Strecke 
Königsberg-Moskau führte über 
Tilsit und wurde ab 1924 täglich 
geflogen.

Über die eingesetzten Flug-
zeugmodelle und ihre Leistungen 
einige Bemerkungen: Den damali-

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine 
starke Gemeinschaft,  
jetzt und auch in Zukunft.  
Sie können unsere Arbeit dau-
erhaft unterstützen, indem Sie 
persönliches Mitglied der 
Landsmannschaft Ostpreußen 
e.V. (LO) werden. Dabei ist es 
egal, ob Sie in Ostpreußen ge-
boren sind oder ostpreußische 
Vorfahren haben. Uns ist jeder 
willkommen, der sich für Ost-
preußen interessiert und die 
Arbeit der Landsmannschaft 
Ostpreußen unterstützen 
möchte. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Delegier- 

ten zur Ostpreußischen Lan-
desvertretung (OLV), der Mit-
gliederversammlung der LO, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 
Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen. 

Sie werden regelmäßig über 
die Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladungen 
zu Veranstaltungen und Semi-
naren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bun-
desgeschäftsstelle in Hamburg.  
Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,00 Euro. Den Aufnah-
meantrag können Sie bequem 

auf der Webseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen.  
Bitte schicken Sie diesen per 
Post an:  
 
Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg.

Weitere Auskünfte zur  
persönlichen Mitgliedschaft  
erhalten Sie bei der Bundes- 
geschäftsstelle der Landsmann-
schaft Ostpreußen: 

Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de.

Befiehl dem Herrn Deine Wege und hoffe auf Ihn;
Er wird‘s wohl machen.

Psalm 37,5

Wir wussten, dass der Tag der Trennung kommen würde
und dennoch fällt der Abschied schwer.

Wir trauern um meinen geliebten Ehemann, unseren Vater, Schwiegervater, Opa und Onkel.
Er verstarb versehen mit den heiligen Sakramenten im engsten Familienkreis.

Manfred Jeromin
* 23 August 1935 in Groß Konopken / Ostpreußen

† 25. Dezember 2020 in Herne

Und die Meere rauschen den Choral der Zeit,
Elche steh‘n und lauschen in die Ewigkeit.

(Aus dem Ostpreußenlied)

In Liebe und Dankbarkeit

Marianne Jeromin geb. Potthast

mit Familie und Anverwandten

Auf dem Dahlacker 32, 44807 Bochum-Riemke

Die Trauerfeier mit anschließender Beisetzung fand am Mittwoch, den 30. Dezember 2020,
im kleinen Kreise auf dem Riemker Friedhof statt.

ANZEIGE

Termine der Landsmannschaft  
Ostpreußen 2021

20./21. März: Arbeitstagung 
der Kreisvertreter in Helmstedt 
(geschlossener Teilnehmer-
kreis)  
16. bis 18. April: Kultursemi-
nar in Helmstedt  
24./25. April: Arbeitstagung 
Deutsche Vereine in Sensburg 
(geschlossener Teilnehmer-
kreis)  
19. Juni: Ostpreußisches Som-
merfest im südlichen Ostpreu-
ßen 
25. bis 27. Juni: Ostpreu-
ßische Sommerolympiade in 
Heilsberg  
24. bis 26. September: Ge-
schichtsseminar in Helmstedt  
11. bis 17. Oktober: Werk-
woche in Helmstedt  
17. Oktober: 10. Deutsch- 
Russisches Forum in Lüneburg 
(geschlossener Teilnehmer-
kreis)  
16./17. Oktober: 13. Kommu-
nalpolitischer Kongress in Allen-
stein (geschlossener Teilneh-
merkreis) 

5. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzen-
den (geschlossener Teil-
nehmerkreis)  
6./7. November: Ostpreußi-
sche Landesvertretung (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) 
7./10. November: Kulturhisto-
risches Seminar in Helmstedt 
 
Das Jahrestreffen der Ost-
preußen am 05. Juni in Wolfs-
burg ist abgesagt, da die Wolfs-
burger Stadthalle als Impfzent-
rum genutzt wird. Der neue 
Termin ist am 11. Juni 2022 
 
Auskünfte erhalten Sie bei  
der Bundesgeschäftsstelle der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Buchtstraße 4,  
22087 Hamburg, Telefon (040) 
41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/
lo/seminare.html

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimatarbeit“ abge-
druckten Glückwünsche, 
Berichte und Terminankün-
digungen werden auch ins 
Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit bei der 
Landsmannschaft wider-
sprechen.
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Heimatkreisgemeinschaften

gen Flugverkehr darf man nicht 
mit den derzeitigen Dimensionen 
vergleichen. Auf den genannten 
Strecken flogen vorwiegend fol-
gende Maschinen:

Focker FII/ FIII: gebaut in 
Schwerin, Nutzlast 700 kg, 
125km/h. Reisegeschwindigkeit, 
Landegeschwindigkeit 70 Km/h, 
Reichweite 850-900 km, 4/5 Passa-
giere, max. 6 Stunden Flugzeit, 185 
PS, 250 Meter Start-Landestrecke,

Junkers F-13: erstes Ganzme-
tallflugzeug/Wellblech, gebaut in 
Dessau, 1075 Kilogramm. Nutz-
last, 140-160 km/h Reisegeschwin-
digkeit, Reichweite 1200 km,  
4/5 Passagiere, 185 PS, Startstrecke 
200 Meter, Landestrecke 150 Me-
ter, ANT-9 russisch: ab 1929 flogen 
diese sowjetischen Typen die“ De-
ruluft“-Strecken, Nutzlast 2000 
kg, 170 Km/h Reisegeschwindig-
keit, 1000 Kilometer Reichweite,  
115 km/h Landegeschwindigkeit, 
220 Meter Landestrecke, 9 Passa-
giere, 300 PS. 

Diese Flugzeuge waren in den 
1920er Jahren am Himmel über 
Tilsit und wurden am Stadtflug-
platz abgefertigt. In den 1920er 
Jahren fanden in Tilsit mehrmals 
Flugtage statt bei denen bekannte 
Flieger wie der spätere General-
oberst Ernst Udet, Gerhard Fie-
seler und die Pilotin Elly Beinhorn 
mit ihren Flugschauen teilnah-
men. Bei Kunst- und Schauflügen 
zeigten sie vor tausenden Zu-
schauern wagehalsige Flugmanö-
ver in ihren Doppeldeckern. Für 
die Tilsiter wurden damals Rund-
flüge in zweisitzigen Maschinen 
über Tilsit angeboten und von fi-
nanzkräftigen Einwohnern ge-
nutzt. Der Flugplatz wurde in den 
1930er Jahren auf eine Größe von 
1000 mal 1000 Meter im Quadrat 
erweitert, um den neuen Typen zu 
entsprechen und im Rahmen des 
Aufbaus der Luftwaffe ab 1933, de-
ren Anforderungen gerecht zu 
werden. 1926 hatte die Lufthansa 
den Flugplatz Tilsit in ihren Flug-
plan aufgenommen und flog die-
sen einmal wöchentlich an. 1926 
warb die Lufthansa damit, Stre-
cken von Paris bis Tilsit mit Passa-
gieren zu fliegen. 1937 verschlech-
terten sich die deutsch-sowjeti-
schen Beziehungen und „Deru-
luft“ wurde aufgelöst. Der Tilsiter 
Flugplatz wurde nur noch wenig 
angeflogen und verlor seine Be-
deutung. Im Sommer 1939 über-
nahm die Luftwaffe den Flugplatz 
Tilsit. Zivile Flugstrecken nach 
Tilsit gab es nicht mehr, alles hatte 
sich der Kriegsführung unterzu-
ordnen. Einheiten der Luftwaffe 
nutzten 1939 im Krieg gegen Polen 
und im Juni 1941 gegen die Sowjet-

union kurzzeitig das Flugfeld und 
die Infrastruktur. Anschließend 
wurde es auf und um den Tilsiter 
Flughafen ruhig.

In den Tilsiter Rundbriefen Nr. 
23 und 26 wurde von einigen ehe-
maligen Tilsitern, so von Hubert 
Musail, von den Versuchen berich-
tet, den in Ostpreußen populären, 
besonders auf den Dünen von 
Rossitten ausgeübten Segelflug-
sport, auch in Tilsit zu installie-
ren. Mit großer Hingabe wurden 
Segelflugzeuge in langer Handar-
beit, im Hangar neben dem Emp-
fangsgebäude aufgebaut. In Tilsit 
wurde der „Luftfahrerbund 
Grenzland Nord-Ost“, der Tilsiter 
Segelflieger, gegründet. Diese En-
thusiasten hatten bis 1933 auf dem 
Flugplatz ihr Revier und starteten 
hier ihre ersten Gleitflüge. Ein gu-
tes Segelflugrevier war Tilsit 
nicht, es fehlte die notwendige 
Thermik. Aber mancher Tilsiter 
Junge bereitete sich hier auf er-
folgreiche Flüge auf der Kurischen 
Nehrung vor. In Tilsit versuchte 
man die fehlende Thermik zu er-
zeugen, indem man ein Auto dem 
Segelflugzeug vorspannte und 
hochschleppte. Einen Schlepp-
start hinter einem Motorflugzeug 
gab es in Tilsit nicht. 1933 wurde 
der Luftfahrbund von der Flieger 
SA übernommen und später im 
NS-Fliegerkorps junge Menschen 
auf den Dienst in der Luftwaffe 
vorbereitet.

Der Insterburger Lothar Hinz 
berichtete, dass 1942, in Vorberei-
tung auf den Dienst als Flugzeug-
führer der Luftwaffe, nochmals 
eine Segelfliegerausbildung auf 
dem Tilsiter Flugplatz aufgenom-
men wurde. Er erwähnte, dass der 
Platz in Tilsit im Dornröschen-
schlaf lag, kein Flugzeug war hier 
stationiert, es gab keinerlei Flug-
betrieb. Das am nördlichen Platz-
rand liegende Empfangsgebäude 
war verwaist, in der Flugzeughalle 
am Westrand waren die Unter-
künfte der 15 bis 16jährigen Flug-
schüler. Bis zum Sommer 1944 er-
folgte die Ausbildung mit einem 
Gleiter und einem Segelflugzeug. 
Eine Schleppwinde gewährleistete 
die notwendige Startgeschwindig-
keit.

Im Sommer/Herbst 1944 wur-
de es auf dem Flugplatz Tilsit 
noch einmal lebhaft. Die deut-
schen Armeen wurden auf die 
Reichsgrenzen zurückgedrängt, 
und der Kampf um Ostpreußen 
begann im Sommer. Alle Flugplät-
ze der Provinz wurden durch die 
Luftwaffe belegt und die Reste der 
deutschen Luftwaffe in den Kampf 
gegen die vorrückende Rote Ar-
mee geworfen. In der Literatur ist 

zu entnehmen, dass der Feldflug-
platz Tilsit Ost und Tilsit West be-
legt wurde. Woher kommen plötz-
lich 2 Tilsiter Flugplätze? 1941 er-
richtete die Luftwaffe beim Dorf 
Lobellen an der Scheschuppe, bei 
Groß Lenkeningen, einen Feld-
flugplatz zur Stationierung von 
Kampf- und Jagdfliegern zum An-
griff auf die Sowjetunion. Er wur-
de entlang der Straße Juckstein-
Lobellen angelegt und das Grund-
stück vom Besitzer des Gutes, von 
der Groeben, bereitgestellt. Er 
hatte eine längere Start- und Lan-
debahn als Tilsit. Dieser Platz 
wurde bis zum Juli 1941 genutzt 
und verlor nach dem schnellen 
Vormarsch in die Tiefe Russlands 
seine Bedeutung, Der Flugplatz 
wurde ab Juli 1944 mit Kampf- und 
Aufklärungskräften der deutschen 
Luftwaffe aktiviert und von hier 
bis zum Oktober 1944 Kampfein-
sätze geflogen. Er wurde von der 
Luftwaffe als Tilsit-Ost geführt. 
Hier waren die 1. und 2. Gruppe 
des Jagdgeschwader-51 („Möl-
ders“), ausgerüstet mit Messer-
schmidt 109-G, im Oktober 1944, 
das Jagdgeschwader-1, mit der 2. 
und 3. Gruppe, ausgerüstet mit 
Messerschmidt 109-G, im Juli bis 
September 1944 und die 2.Gruppe 
des Schlachtgeschwader 4, be-
waffnet mit der Focke-Wulf 190, 
im September bis Oktober 1944 
stationiert. Auch einzelne Flug-
zeuge FW-189/ FW-190 der Nah-
aufklärungsgruppe 12, kamen von 
hier zum Aufklärungseinsatz ge-
gen die Truppen der 1. Baltischen 
und der 3.Weissrussischen Front 
der Roten Armee zum Einsatz, die 
an den ostpreußischen Grenzen 
standen. Diese Kräfte wurden 
durch Flak-Einheiten am Feldflug-
platz gesichert. Mehrere Angriffe 
auf den Fliegerhorst führten in 
den umliegenden Dörfern zu Ge-
bäudeschäden. Auf dem Flughafen 
Tilsit, als Fliegerhorst Tilsit-West 
bezeichnet, waren der Stab und 
die Stabsstaffel des JG-51, mit dem 
Kommandeur Ritterkreuzträger 
Major Fritz Losigkeit, im Septem-
ber 1944 stationiert. Dieser Flug-
hafen hatte keine Flak-Abwehr 
und auch nicht die Bedeutung wie 
Lobellen. Ab Ende Oktober waren 
beide Flugplätze im Wirkungsbe-
reich der russischen Artillerie und 
durch die Frontnähe gefährdet. 
Das JG-51 verlegte man nach Pil-
lau-Neutief, die anderen nach Ins-
terburg und Heiligenbeil. Es wa-
ren die letzten deutschen Flug-
zeuge auf dem Tilsiter Flugplatz. 
Das JG-51 war bis zur Einnahme 
von Pillau am 25.04.1945 vom 
Flugplatz Neutief aus im Einsatz 
und sicherte vor allem den Ab-

transport ostpreußischer Flücht-
linge über See und im Lufttrans-
port. Diese Verbände gingen im 
Kampf um Ostpreußen im April 
1945 unter.

Von der Nutzung des Tilsiters, 
nunmehr Sowjetsker Flugplatzes, 
nach Einnahme der Stadt am 
20.01.1945 und in den folgenden 
Jahren ist wenig bekannt. Als Ver-
kehrsflugplatz wurde er offenbar 
nicht mehr genutzt. Anzunehmen 
ist eine teilweise militärische Nut-
zung von der starken sowjetischen 
Garnison in Sowjetsk bis Anfang 
der 90er Jahre, zu Verbindungsflü-
gen durch Hubschrauber und 
Kleinflugzeuge. Die kurzen Start- 
und Landebahnen und die Gras-
piste lassen keine Nutzung durch 
moderne Kampfflugzeuge zu. Die 
ersten Besucher nach Öffnung des 
nordöstlichen Ostpreußens nach 
1991, haben den Flugplatz nicht 
gesehen. 

Der Tilsiter Siegfried Harbru-
cker, ab 1943 Luftwaffenpilot, be-
richtete im TR 31 von einem Be-
such im Jahr 1993. Er hatte in Til-
sit Kontakt zu Mitgliedern einer 
„Sowjetsker Luftsportgruppe“, 
die sich mit Modellbauten und 
Leichtflugzeugbau beschäftigten. 
Inwieweit sie dabei den ehemali-
gen Flugplatz nutzten ist nicht 
bekannt. Ein dabei kennengelern-
ter Luftfahrtenthusiast, ein Vete-
ran der russischen Luftwaffe, or-
ganisierte für Herrn Harbrucker 
einen Rundflug mit dem alten so-

wjetischen Anderthalbdecker AN-
2. Diese Maschine wurde aus Kö-
nigsberg herangeflogen und durch 
den Herrn Nikitin alle Behörden-
genehmigungen herbeigeschafft. 
Eine solche Hauruckaktion wäre 
in Deutschland undenkbar. 

So sah Siegfried Harbrucker 
den alten Tilsiter Flugplatz wie-
der. Der Platz war ungemäht, step-
penartig bewachsen, das Flugha-
fengebäude und der Hangar ste-
hen nicht mehr, an einem 2 Meter 
hohen Mast war eine Windfahne 
kurzfristig aufgehängt und die 
AN-2 stand auf den bröckelnden 
Resten der ehemals betonierten 
Abstellfläche. Mit der Maschine 
haben er auf dem Co-Pilotensitz 
und seine Frau auf einem improvi-
sierten Sitz in der Kabine einen 
eindrucksvollen Flug über Tilsit 
unternommen. Er sah seine Hei-
matstadt und die Memel von oben 
und hatte unvergessliche Eindrü-
cke. Heute wäre ein solcher Rund-
flug im Grenzgebiet zur EU-Au-
ßengrenze und bei den politischen 
Verhältnissen im Kaliningrader 
Oblast unmöglich. Er wird wohl 
der letzte Tilsiter gewesen sein, 
der vom heimatlichen Flughafen 
abhob. Der Flugplatz Tilsit ist 
nach 100 Jahren Geschichte. 

Ich habe mich in meinem Be-
richt auf die noch verfügbaren 
Fakten zur Geschichte des Tilsiter 
Luftlandeplatzes gehalten. Dazu 
gehört auch dessen letztliche Nut-
zung zur Verteidigung Ostpreu-

ßens im Sommer/Herbst 1944. 
Diese historischen Ereignisse, die 
handelnden Personen sollten wir 
nicht aus unserer heutigen Per-
spektive beurteilen. Sie waren wi-
dersprüchlich, aber wir müssen 
sie aushalten. Unsere Großväter 
und Väter handelten im Glauben, 
ihre Heimat zu verteidigen und 
viele gaben im Kampf um Flucht-
möglichkeiten der Zivilbevölke-
rung Ostpreußens, ihrer Rettung 
vor der hereinbrechenden Roten 
Armee, das Wertvollste, ihr Leben. 

Dieser kleine Bericht soll ein 
Stück vergessener heimatlicher 
Geschichte zurückbringen, sie ist 
nicht entsorgt. Sie ist ein Teil des 
zu bewahrenden historischen Er-
bes. Lassen wir die Vergangenheit 
zu uns sprechen, hören wir ihr zu.

Bernd Polte
Stadtvertreter TilsitBraunsberg früher Historische Postkarte von 1903 Foto: Bettina Müller

Und die Meere rauschen den Choral der Zeit…

Fern seiner geliebten Heimat Ostpreußen
verstarb mein herzensguter Vater,

unser lieber Großvater und Urgroßvater

Erwin Goerke
* 4. August 1925 † 27. Dezember 2020

in Schiffus / Kreis Gerdauen in Papenburg / Ems

Träger des Goldenen Ehrenzeichens der Landsmannschaft Ostpreußen und einiger Kriegs-
auszeichnungen.

In unendlicher Liebe und Dankbarkeit
Petra Klein geb. Goerke
mit Christian und Judith
Cornelius und Jessica mit Moritz

Traueranschrift:
Petra Klein, AmVolkspark 23b, 26871 Papenburg

Die Trauerfeier mit anschließender Beisetzung findet im engsten Familienkreis statt.

In Trauer und Dankbarkeit nehmen wir Abschied von

Erwin Goerke
* 4. August 1925 † 27. Dezember 2020

in Schiffus, in Papenburg/Ems
Kreis Gerdauen

Der Verstorbene war von 1979 bis 1992 Kreisvertreter
der Kreisgemeinschaft Gerdauen.

In Würdigung seiner hervorragenden Verdienste um Ostpreußen
verlieh die Landsmannschaft Ostpreußen Herrn Erwin Goerke im Jahre 2003

das Goldene Ehrenzeichen.

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Der Bundesvorstand der Landsmannschaft Ostpreußen

Hans-Jörg Froese Stephan Grigat Friedrich-Wilhelm Böld
Stellv. Sprecher Sprecher Schatzmeister

ANZEIGE
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Deutsche Profisportler werden ab kom-
mendem Jahr ständig an die Oder reisen, 
um Wettkämpfe in der Sportart Ameri-
can Football auszutragen. In Breslau 
werden gleich sechs Mannschaften aus 
der Bundesrepublik Deutschland laufend 
Punktspiele absolvieren.

Berlin gegen Frankfurt am Main oder 
Hamburg gegen Stuttgart werden – wenn 
Corona nicht noch einen Strich durch 
die Rechnung macht – Duelle in einer 
neuen Profisportliga heißen, die im Som-
mer 2021 an den Start gehen soll. Oder 
auch Ingolstadt Praetorians gegen die 
Panther aus Breslau. Neben Hildesheim 
vervollständigt auch noch Barcelona das 
Feld der „European League of Football“ 
(ELF) und stellt damit klar, dass es sich 
doch nicht um ein neues deutsches, son-
dern ein europäisches Sportprodukt 
handelt.

Lizenz für ganz Europa
In den offiziellen Ankündigungen der 
neuen Liga ist von sechs Teams aus der 
Bundesrepublik Deutschland und je ei-
nem aus Spanien und der Republik Polen 
die Rede, die von Juni bis September 2021 
erstmals den Spielbetrieb abwickeln sol-
len, der nach den Regeln der nordameri-
kanischen American-Football-Liga NFL 
stattfinden wird. Die Übermacht deut-
scher Mannschaften unterzieht den deut-
schen American Football einer Zerreiß-

probe, denn die German Football League 
(GFL) wird durch ein amerikanisches 
Franchisesystem für Europa mit massi-
ver medialer Konkurrenz aus den Angeln 
gehoben. Es entstehen neue „Klubs“ be-
ziehungsweise eher Gesellschaften, die 
Lizenznehmer sind. 

In Hildesheim beispielsweise neigt 
sich die Zeit der „Invaders“ auf dem 
weitläufigen Rasen der örtlichen Ein-
tracht-Sportanlage dem Ende entgegen, 
während es im Bunde mit der Landes-
hauptstadt nun nach Möglichkeit in die 
hannoversche Arena gehen soll. Die 
„German Knights (Deutsche Ritter) 1367 
Niedersachsen“ erinnern mit ihrem Na-
men daran, dass verbündete Hannover-
sche und Hildesheimer Ritter, 1367 trotz 
Unterzahl Herzog Magnus von Braun-
schweig bei Dinklar schlugen.

Ritter? Da hätte man doch eher an ei-
nen martialischen Namen für die nieder-
schlesische Konkurrenz gedacht. Doch 
nicht die „Vettern von Wahlstatt Breslau“ 
oder die „Piasten-Reiter“ sollen nun re-
gelmäßig zu Punktspielen an die Leine 
kommen, sondern die Panthers. Breslau 
bildet damit unter den Franchises eine 
echte Ausnahme, denn die Panther von 
der Oder sind die Übermannschaft des 
polnischen American Football und stei-
gen unter ihrem Traditionsnamen einfach 
aus der polnischen Liga aus und in Europa 
ein –  ganz gegen den politischen Trend.

Heimstätte der Breslauer wird das 
„Olympiastadion“ sein, das den deut-
schen Vertriebenen noch als „Schlesier-
kampfbahn im Sportpark Leerbeutel“ ein 
Begriff ist. Zwar sind die Fußballer vom 
WKS Slask durch den Neubau zur diesjäh-
rigen Fußball-EM längst am westlichen 

Stadtrand heimisch geworden, aber in 
Leerbeutel [Zalesie] im Osten der Stadt 
ist das Stadion erst vor wenigen Jahren 
für 27 Millionen Euro für die „World 
Games“, also die Olympischen Spiele der 
nichtolympischen Sportarten, des Jahres 
2017, umfangreich saniert worden. 

Chef der neuen Liga wird der Ex-Ge-
schäftsführer von Pro Sieben-Sat.1 und 
Sport 1, Zeljko Karajica. Der deutsch-
kroatische Unternehmer aus Hamburg 
pumpt sein Geld übrigens auch in den 
„europäischen Fußball“ alter Schule als 
Investor von Austria Klagenfurt und Vik-
toria 89 Berlin, das sich nach einem 
60-jährigen Dauerabsturz in die Niede-
rungen des Amateurfußballs anschickt, 
den Aufstieg in den deutschen Profifuß-
ball zu schaffen. Jene Viktoria also, die 
gegen den Karlsruher-SC-Vorläufer Phö-
nix Karlsruhe das einzige Endspiel um 
die deutsche Fußballmeisterschaft öst-
lich von Oder und Neiße absolvierte. 
Karlsruhe gewann 1909 in Breslau aller-
dings gegen den Vorjahresmeister aus 
der Reichshauptstadt.

Hoffnung auf Football-Fans
Karajica betont: „Wir bieten den vielen 
Football-Fans ein hoch attraktives Pro-
dukt und sind überzeugt, dass die Zeit 
reif ist für eine solche Topliga.“ Die ELF 
ist nicht der erste Versuch, American 
Football in Europa populär zu machen. 
Außer den amerikanisierten Deutschen 
fuhr „Good Old Europe“ bislang nicht 
wie erhofft darauf ab. Aber wenn man 
sich Woche für Woche ritterlich mit 
Schlesien messen darf, dann könnte das 
vielleicht einmal klappen.
 Edmund Pander

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Ritterlich mit deutscher Übermacht gegen Breslau
Der American Football beschert deutschen Fans haufenweise Spiele an der Oder

Stadion in Leerbeutel: Das „Olympiastadion“ beziehungsweise die Schlesierkampfbahn 
noch vor dem Umbau Foto: Pander

REISEN IN OSTPREUSSEN

Von unbefestigten Pisten zur „Reichsstraße Nr. 1“
Mit der Einrichtung fester Postlinien nahm auch die Zahl der Passagiere zu, die von Berlin nach Königsberg reisten

VON WOLFGANG KAUFMANN

W er vor dem Ende des  
18. Jahrhunderts von 
Berlin nach Königsberg, 
der Königlichen Haupt- 

und Residenzstadt in Preußen, reisen 
wollte, musste mit drei hinderlichen Fak-
toren rechnen: Unzuverlässigkeit, Unre-
gelmäßigkeit und Langsamkeit. Verant-
wortlich hierfür waren unbefestigte san-
dige Pisten mit tief eingeschnittenen 
Fahrspuren, die sich bei Nässe in grund-
losen Morast verwandelten. Es kam stän-
dig zu Achsbrüchen, umstürzenden Kut-
schen oder Blessuren bei den Reisenden. 
Manchmal sollen sogar Zugpferde im 
Schlamm erstickt sein. 

Aber die brandenburgisch-preußischen 
Herrscher hatten zunächst keinerlei Inter-
esse an einer Verbesserung der Wege. 
Schließlich sorgte deren miserabler Zu-
stand dafür, dass auch einmarschierende 
Feinde nur im Schneckentempo voranka-
men – diese Lehre aus früheren Kriegen 
bewog selbst den sonst so innovations-
freudigen Friedrich den Großen dazu, in 
Passivität zu verharren. Und sein Großva-
ter Friedrich I. hatte sogar noch die An-
sicht vertreten, durch die schlechten Wege 
würden mehr Fuhrleute unterwegs liegen-
bleiben, was den Umsatz in den Gasthäu-
sern des Landes erhöhe und zusätzliche 
Steuergelder in die Staatskasse spüle. Au-
ßerdem scheuten die Herrscher auch die 
Kosten. Für den Bau von befestigten Stra-
ßen musste man seinerzeit immerhin 
40.000 Taler pro Meile (7,5 Kilometer) auf-
wenden.

Die Modernisierung des Wegenetzes zu 
Lande begann erst unter Friedrich Wil-
helm II. Zum Ende des 18. Jahrhunderts 
wuchsen die Anforderungen an die Ver-

kehrs- und Kommunikationsinfrastruktur. 
Insbesondere musste die Geschwindigkeit 
der Kutschen der Fahrpostlinien, welche 
seit 1670 verkehrten und auch Passagiere 
mitnahmen, endlich spürbar erhöht wer-
den. Deshalb entstanden ab 1788 auf Initia-
tive des preußischen Staatsministers Alex-
ander Friedrich Georg Graf von der Schu-
lenburg-Blumberg durchdacht konstruier-
te „Kunststraßen“. 

Die beiden ersten führten von Magde-
burg nach Halle  an der Saale und weiter bis 

zur Landesgrenze von Sachsen sowie von 
Berlin nach Potsdam. Bis zum Ausbruch 
des Ersten Koalitionskrieges gegen Frank-
reich im Jahre 1792 konnten 212 Kilometer 
„Kunststraße“ fertiggestellt werden. Dann 
sorgten die fortwährenden militärischen 
Konflikte für eine Stagnation des Baupro-
gramms.

„Kunststraßen“ für sicheres Reisen
Dessen Wiederaufnahme erfolgte erst 
1814 im Rahmen der Stein-Hardenberg- 

schen Reformen, die zu einer rapiden Mo-
dernisierung Preußens führten. Gemäß 
der „Anweisung für den Bau und den Er-
halt von Kunststraßen“ entstanden solche 
jetzt auch zwischen Berlin und Magde-
burg sowie Berlin und Königsberg. Letzte-
re, genannt „Reichsstraße Nr. 1“, wurde 
1828 für den Verkehr freigegeben. Von 
1815 bis 1845 investierte der preußische 
Staat insgesamt 35 Millionen Taler in den 
Bau von Chausseen. Dadurch reiste es sich 
nun deutlich leichter durch das König-

reich, zumal mit der von dem brandenbur-
gischen Generalquartiermeister Philip de 
Chiese erfundenen Berline auch ein geeig-
netes Gefährt für die Kunststraßen zur 
Verfügung stand. Der voll gefederte Wagen 
erfreute sich in Preußen bald höchster Be-
liebtheit. Postkutschen dieser Bauart für 
den gleichzeitigen Passagiertransport ver-
kehrten unter anderem auf der 565 Kilome-
ter langen Strecke Berlin-Königsberg. Die 
Fahrzeit betrug indes trotzdem noch zehn 
bis elf Tage. Und billig war das Reisen 
ebenfalls nicht: So kostete schon die relativ 
kurze Fahrt von Berlin nach Magdeburg 
vier Taler, also fast den gesamten Monats-
lohn eines Dorfschullehrers.

Weitere Verbesserungen beim Reisen 
ergaben sich durch die Einführung der 
„Geschwind-Postkutsche“ beziehungswei-
se Diligence im Jahre 1821. Das Gefährt 
konnte bis zu 15 Fahrgäste transportieren 
und legte dabei um die zehn Kilometer pro 
Stunde zurück. Damit fuhr es doppelt so 
schnell wie die Berline und fünf Mal 
schneller als die Gespanne vor 1700. Dis-
tanzen von bis zu 100 Kilometern waren 
nun an einem einzigen Tag zu bewältigen, 
weswegen die „Zeitschrift für Reisen und 
Reisende“ schwärmte: „Man fliegt fast vor-
wärts!“ Dazu kamen die enorme Pünkt-
lichkeit und die Möglichkeit, bis zu zwei 
Zentner Gepäck pro Person in einem Bei-
wagen mitzunehmen.

Allerdings erhielt die Diligence nur we-
nige Jahrzehnte später Konkurrenz durch 
die Eisenbahn, welche ab dem 12. Oktober 
1857 auch durchgängig zwischen Berlin 
und Königsberg verkehrte. Manche der Zü-
ge bewältigten die Strecke zwischen den 
beiden Städten bald in weniger als sieben 
Stunden. Deshalb verwundert es kaum, 
dass damit das „romantische Zeitalter“ des 
Reisens durch Preußen endete.

Vor dem Gasthaus Emil Ludwig in Tharau: Die Postkutsche ist soeben angekommen Foto: Bildarchiv Ostpreußen



Nr. 2 · 15. Januar 2021 19Preußische Allgemeine Zeitung

D ie Fluten der Ostsee 
warfen den Bernstein 
seit jeher an die Gesta-
de. Seine Herkunft und 
Bedeutung war in der 
Vorzeit mit besonde-

rem Zauber und Segen verbunden. Der 
berühmte Bernsteinbär, der als Anhänger 
getragen wurde und sich im Pommer-
schen Landesmuseum in Stettin befand, 
stammt aus der Steinzeit. Sein Fundort 
bei Stolp deutet darauf hin, dass in dieser 
Gegend früh die Bearbeitung von Bern-
stein bekannt war.

Die Bernsteinstraße
Im Altertum war der Bernstein von gold-
gelber Farbe vor allem bei den südlichen 
Kulturvölkern sehr geschätzt und galt als 
das „Gold der Ostsee“. Von lebhaftem 
Handel mit Italien und dem Orient zeu-
gen die dortigen Funde. Es entstanden 
mehrere Handelswege, von denen einer 
der wichtigsten, die sogenannte „Bern-
steinstraße“, von Ostpreußen über die 
Weichsel und Donau nach Italien führte.

Der an der pommerschen Küste gefun-
dene Bernstein wurde auf diesem Wege 
über Stolp in den Handel einbezogen. Die 
pommerellischen Herzöge führten in Ost-
pommern und Westpreußen das „Bern-
steinregal“ ein, wonach das Recht, Bern-
stein zu sammeln, dem Staat zustand und 
leihweise übertragen werden konnte. Da-
bei behielten sich die Herzöge das Kauf-
recht vor. Auch der Herzogstaat Pommern 
und später Brandenburg-Preußen ließen 
das Bernsteinregal bestehen.

Seit dem 14. Jahrhundert gab es in 
Stolp das Gewerk der Bernsteindreher. 
Paternostermacher werden sie in alten 
Urkunden genannt, weil sie den von der 
Ostsee angespülten Bernstein zu Pater-
nostern (Rosenkränzen) verarbeiteten. 
Der Überlieferung nach waren zur Zeit 
einer schweren Pest mehrere Bernstein-
dreher aus Königsberg in Preußen ausge-
wandert und hatten sich in Stolp nieder-
gelassen. 

Herzog Barnim IX. erteilte 1534 für al-
te Satzungen seine fürstliche Konfirmati-
on. Neue Statuten wurden von Kurfürst 
Friedrich III. genehmigt. Im Jahre 1678 
beschwerten sich die Stolper Bernstein-
händler, dass die alte Polizei-Ordnung 
von 1623 sie fast in die letzte Klasse ande-
ren Handwerkern gleichgesetzt habe und 
ihnen dadurch Unrecht angetan sei. Erst 
Friedrich Wilhelm I. entschied diese 
Streitigkeiten am 19. August 1733 dahin, 
„dass die Stolpschen Bernsteindreher mit 
den dortigen Kaufleuten und Gewand-
schneidern gleichen Rang haben und der 
Brauergilde vorgehen sollten“. 

Großer Aufschwung
Damals nahm die Zunft einen großen Auf-
schwung. Im Jahre 1756 zählte sie 60, 1772 
dann 54 und 1782 sogar 77 Mitglieder. Von 
den über 4000 Einwohnern, die Stolp da-
mals hatte, ernährten sich etwa 400 Men-
schen von der Bernsteindreherei. Den 
rohen Bernstein bezogen die Stolper vor-
zugsweise aus Preußen, und zwar die 
Hälfte von allem, der dort gefunden wur-
de. Als die Königsberger Zunft die Liefe-
rung auf ein Drittel verringern wollte, ent-
schied die Regierung 1764, dass es zur Er-
haltung der Bernsteindreherzunft in Stolp 
bei der alten Regelung bleiben sollte. 

Eine gleiche Entscheidung erging 
1792, als die Königsberger Zunft von neu-
em den Stolpern nur ein Drittel von dem 
in Preußen gefundenen Bernstein zukom-
men lassen wollte. Nur der auf bergmän-
nische Art gewonnene Bernstein sollte 
der Königsberger Zunft allein gehören.

Die Hauptmasse des Rohbernsteins 
wurde handwerksmäßig zu Korallen ver-
arbeitet. Das ist der Fachausdruck für Ro-
senkranzperlen. Zum Versand kamen 

aber auch Galanteriewaren, Dosen, Stock-
knöpfe, Westen- und Hemdenknöpfe, 
Amulette, Schach- und Damespiele. Die 
Bernsteinwaren gingen in alle Welt, nach 
Hamburg, Holland und Italien, nach Kon-
stantinopel und über Livorno nach Ägyp-
ten. Auf den Messen zu Leipzig, Braun-
schweig und Frankfurt am Main wurden 
vor allem Korallen verkauft. Die wert-
vollsten Kunstwerke waren Einzelbestel-
lungen von Fürsten und Höfen. Fast alle 

Schlösser Europas besaßen Bernstein-
sammlungen oder -kabinette.

Immer Konkurrenz mit Königsberg
Viele wertvolle Stücke stammten aus 
Stolp. Eines der bekanntesten ist die 
Bernsteinfigur des Camminer Domschat-
zes (stehende Madonna), die früher als 
„nordostdeutsch“ bezeichnet wurde, wo-
mit die Königsberger Konkurrenz gern 
den Namen Stolp umschrieb. Heute ist sie 
als Stolper Arbeit anerkannt und wurde so 
auch durch die Katalogabbildung im Juni 
1955 in der Ausstellung „Pomerania“ von 
der Berliner Abteilung der Gesellschaft 
für Pommersche Geschichte, Altertums-
kunde und Kunst in der Berliner Kunst-
bibliothek ausgestellt. Über den Umfang 
des Stolper Bernsteinhandels liegen kon-
krete Angaben vor. Im Jahre 1797 führte 
Stolp 6900 Pfund Bernsteinwaren im 
Werte von etwa 26.500 Talern aus.

Auch bergmännischer Abbau
Ein großer Teil des in Stolp verarbeiteten 
Bernsteins wurde an der pommerschen 
Küste und auch durch bergmännischen 
Abbau im Binnenland gewonnen. Der 
Strand in unserem Landkreis war nicht 
ganz so ergiebig wie die westlichen Teile 
der hinterpommerschen Küste. Das liegt 
daran, dass die Ostsee von Jershöft bis 

Rowe stark eingebuchtet ist. Der von den 
Nordweststürmen aufgewühlte Bernstein 
landet deshalb größtenteils schon vor den 
Anfängen der Stolper Bank westlich von 
Jershöft oder weiter östlich von Neu 
Strand und Rowe, wo das Land wieder 
hervorspringt.

Strandabschnitte wurden gepachtet
In Pommern überließ der Staat den Strand 
im Wege der Pacht für die Bernsteinge-

winnung Privatunternehmen, die dafür 
eine Entschädigung zahlten. So wird als 
Pächter von 1756 bis 1762 die Stolper 
Bernsteindreherzunft für den Strand von 
Leba bis Kolberg genannt, also mit Ein-
schluss des Stolper Kreises. Sie soll aber 
Verluste gehabt haben und gab die Pach-
tung nach Ablauf der Vertragszeit auf. Da-
mals übernahm der Kaufmann Boje aus 
Rügenwalde den Bernsteinfang für einen 
langen Zeitraum. 

Aber er steckte mehr Geld in das Un-
ternehmen, als es einbrachte, und machte 
Bankrott. Als die pommersche Strand-
pacht 1795 frei wurde, stellte wieder die 
Stolper Bernsteindreherzunft den Antrag, 
ihr den Strand von Leba bis zur Peene für 
die nächsten sechs Jahre (solange dauerte 
stets eine Pachtperiode) gegen Entrich-
tung von 208 Talern jährlich zu überlas-
sen. Die Regierung schloss einen entspre-
chenden Vertrag mit der Zunft ab. 

Obgleich die Bernsteinsucher ihre 
Funde nicht immer reell an die Zunft ab-
lieferten, sondern an Schleichhändler, die 
höhere Preise zahlten als der Pächter, bes-
serte sich die Ertragslage. Jedenfalls er-
neuerte die Zunft 1801 und 1807 den 
Pachtvertrag um jeweils sechs Jahre. Auf-
zeichnungen über die Erträge waren 
schon vor dem letzten Weltkrieg nicht 
mehr vorhanden.

Von 1815 ab wurde der pommersche 
Strand geteilt verpachtet. Die Stolper 
Zunft hatte die Gesamtpachtung aufgege-
ben. Für die Gemeinde Stolpmünde 
schlossen die Schiffskapitäne Paul 
Aschendorf und Joachim Hoffmeister vor 
dem Königlich Preußischen Landrat und 
Kreisdirektor von Zitzewitz in Stolp am 
25. Juli 1815 einen Pachtvertrag ab, der 
sich nach § 2 auf den Bezirk des Strandes 
der Ostsee erstreckte, „als so weit er auf 

dem Fundort von Stolpmünde belegen“ 
war, weil die anderen Distrikte in beson-
derer Pacht vergeben wurden. 
Der Vertrag hatte Gültigkeit vom 1. Januar 
1815 bis 31. Dezember 1820. Als Pacht hat-
te die Gemeinde die „jährliche Summe 
von Elf Thaler in Courant nach dem 
Münzfuß de 1764 prompft und unweiger-
lich zu erlegen“. Ähnliche Verträge wur-
den für die übrigen Stranddörfer Neu 
Strand, Weitenhagen, Schönwalde und 
Rowe abgeschlossen.

Von Leba bis Kolberg
Der Landrat in Stolp veröffentlichte nach 
erfolgter Verpachtung des Bernsteinfan-
ges stets in allen Stranddörfern eine Be-
kanntmachung, in welcher Unberechtig-
ten bei Strafe verboten wurde, Bernstein 
zu suchen. Zufällig gefundener Bernstein 
war sofort an den Pächter oder seine Be-
vollmächtigten abzuliefern. Trotzdem 
konnte nicht verhindert werden, dass sich 
die Bewohner der Stranddörfer Bernstein 
widerrechtlich aneigneten und an wilde 
Händler veräußerten.

Am 6. April 1833 erließ der Landrat von 
Gottberg in Stolp zum Rechtsschutz der 
Pächter eine längere Verordnung, durch 
die in allen Strandortschaften das Hausie-
ren mit Bernstein jedermann untersagt 
wurde. Die Polizei-, Zoll- und Steuerbe-

hörden erhielten Anweisung, auf Verhü-
tung aller Bernstein-Unterschlagungen 
genau zu achten. Ehrlichen Ablieferern 
wurde bei Ablieferung eine Vergütung zu-
gebilligt. Von nennenswerten Klagen über 
Bernsteinschmuggel ist in den Akten 
nicht mehr die Rede. Am 22. Februar 1867 
wurde vom Staat ein Gesetz erlassen 
(Preußische Gesetz-Sammlung, Seite 
272), wonach jeder, der sich rechtswidrig 
Bernstein zueignete, ohne zu dessen Ge-
winnung befugt zu sein, mit Geldstrafe 
bis zu 300 Mark oder mit Gefängnis bis zu 
sechs Monaten bestraft werden konnte.

Von 1886 ab erfolgte die Verpachtung 
der Strandstrecke nicht mehr geteilt, son-
dern für das ganze Strandgebiet des Stol-
per Kreises. Die domänenfiskalischen 
Vertreter waren der Rentmeister und 
Forstkassenrendant Griesbach, später der 
Königliche Kreissekretär Lüdtke in Stolp. 
Wer das höchste Gebot abgab, erhielt den 
Zuschlag. Bis zum 31. März erhielt das 
Pachtrecht der Bernsteinfabrikant Carl 
August Westphal in Stolp, der dafür 50 
Mark Jahrespacht zahlte. 

Sein Nachfolger im Vertrage wurde bis 
März 1898 der Fischhändler Julius Pagel 
in Stolpmünde, der 60 Mark jährliche 
Pacht geboten hatte. Nach ihm erhielt 
Westphal wieder das Nutzungsrecht bis 
1904 für 50 Mark jährlich. Der letzte 
Pachtbieter war Emil Gottschalk in Stolp, 
dem aber der Zuschlag nicht mehr erteilt 
werden konnte. 

Inzwischen war am 12. September 1912 
im Amtsblatt der Regierung Köslin ver-
ordnet worden, dass die Nutzung des 
Bernsteinfangrechtes an der Küste der 
Kreise Stolp und Lauenburg nur den Kö-
niglichen Bernsteinwerken in Königsberg 
zustand. Diese hatten 1899 den Großbe-
trieb der Firma Stantien & Becker über-
nommen. Die Bernsteingewinnung war 
künftig nur den Bewohnern der am See-
strand liegenden Ortschaften gestattet, 
die gewerbsmäßig Seefischerei betrieben. 
Im Kreise Stolp wurden in Dambee, 
Scholpin, Rowe, Neu Strand und Stolp-
münde Bernsteinabnahmestellen einge-
richtet, an die der in der Ostsee gefischte 
oder am Strande gesammelte Bernstein 
binnen 24 Stunden gegen ein Fundgeld 
abzuliefern war. (Fortsetzung folgt)

Karl-Heinz Pagel
Stolper Heimatkreise e.V.

www.stolp.de

b Bernsteinmuseen Die Entstehung des 
Bernsteins, seine Geschichte und die We-
ge, die „Das Gold der Ostsee“ genommen 
haben und viele interessante Exponate 
können in den Museen besichtigt werden. 
Zum Beispiel in Greifswald im Pommer-
schen Landesmuseum; in Ribnitz-Damgar-
ten im Deutschen Bernsteinmuseum; in 
Prerow im Kleinen Bernsteinmuseum; im 
Bernsteinmuseum im Ostseebad Dierha-
gen; im Ostseebad Sellin; in Danzig im 
Stockturm und ab Juni 2021 in der Gro-
ßen Mühle (siehe PAZ Nr. 35 vom 28. Au-
gust 2020); im Bernsteinmuseum im Doh-
naturm in Königsberg und in der Bern-
steingalerie und im Museum in Nidden 
und dem Bernsteinmuseum in Polangen. 
Eine interessante Ausstellung gibt es im 
Ostpreußischen Landesmuseum in Lüne-
burg. Die Leser in Süddeutschland sollten 
unbedingt das Kulturzentrum Ostpreußen 
im Deutschordensschloss in Ellingen besu-
chen. Aber auch an der Nordsee in St. Pe-
ter-Ording kann man entdecken, wie der 
Bernstein bearbeitet wird und Schaustü-
cke ansehen. Dr. Timo Ibsen ging den We-
gen des Bernsteins nach, in der ZDF-Me-
diathek können die Filme angeschaut wer-
den: „Das magische Siegel – Bernsteinhan-
del in der Bronzezeit. Vor rund 3500 Jah-
ren gelangte Bernstein über uralte Han-
delswege von der Ostseeküste bis nach 
Ägypten“ und weitere Folgen.

Schatulle aus Danzig, zweite Hälfte des 17. Jahrhunderts. Bernsteinplatten, Elfenbeinschnitzerei und gedrehter Bernstein. Weitere 
Materialien sind Holz und Samt. Sie befindet sich im heutigen Königsberg im Bernsteinmuseum im Dohnaturm
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DAS GOLD DER OSTSEEE

Die Stolper Bernsteindreherzunft
Bernstein– seit dem Altertum begehrt



„Wie mutig und kritisch hinterfragend!“

„Danke, dass Sie sich 
bemühen, neben den 

alten deutschen 
Ortsnamen auch die 

russischen und 
polnischen Namen zu 

nennen.“
Dr. Manfred Fritz Steiner, Bremen 

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an: 
redaktion@preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

IMMER MEHR VERBOTE! 
ZU: DIE POLITISCHE QUACK
SALBEREI GEHT UNVERMINDERT 
WEITER (NR. 53)

Die Bundesregierung und alle Landesre-
gierungen verwalten dieses Pandemie-
Geschehen doch ganz ordentlich, so auf 
den ersten, groben Blick gesehen. Leider 
scheint es dann wieder ein paar sehr 
„kleinliche“ Menschen im Lande zu ge-
ben, die das wieder ganz anders sehen 
und beurteilen, und gleich den „Rohrkre-
pierer“ bemühen müssen.

Kann der „Staat“ mit diesen verein-
barten Maßnahmen überhaupt das Ziel 
erreichen, dass wir Bürger vor einer An-
steckung mit dem Coronavirus geschützt 
werden können? Sind diese Maßnahmen 
überhaupt erforderlich, und wie werden 
dabei unsere Grundrechte missachtet? 
Wie steht es denn nun mit der Verhältnis-
mäßigkeit dieser gewählten Mittel?

Fragen über Fragen, aber wir, das Volk, 
wir werden vorab nicht gefragt, ob wir das 
alles mitmachen wollen. Wir bekommen 
nur ständig immer noch mehr Verbote vor 
den „Latz geknallt“, und es wird nicht nur 
mit dem Zeigefinger gedroht, falls wir 
nicht mehr „auf lieb Kind“ machen.

 Klaus P. Jaworek, Büchenbach

FREIWILLIG UNFREIWILLIG 
ZUR KARIKATUR: RENTENPLANUNG 
(NR. 53

Der Gesetzgeber ist beim Erlassen von 
Ver- und Geboten sehr gut im Geschäft, 
gleichzeitig muss er das Einhalten dieser 
Maßnahmen mit einem ausgeklügelten 
Kontrollsystem dauerüberwachen.

Eine „staatliche“ Impfpflicht (auch so 
eine Art von „Ge/Verbot“) soll es vorerst 
nicht geben, entweder jeder macht beim 
Impfen freiwillig oder eben unfreiwillig 
mit: „freiwillige Unfreiwilligkeit“ vs. „un-
freiwillige Freiwilligkeit“.

Die Qual der Wahl, die bleibt wohl 
wieder dem Einzelnen überlassen, eine 
Wahl zwischen Pest und Cholera. 

 Riggi Schwarz, Büchenbach

EINE SPUR VON BREXIT-NEID 
ZU: AUFBRUCH IN DIE WELT  
(NR. 53)

Ich glaube und denke, auch mit einer Spur 
von Neid, dass man die Briten nur be-
glückwünschen kann, dass sie es dank ih-
rer hartnäckigen regierenden Politiker 
geschafft haben, dem Moloch „Europäi-
sche Union“ zu entfliehen: Endlich wie-
der selbst bestimmen und entscheiden zu 
können, was für das Land gut oder 
schlecht ist, ohne Rücksicht auf eine in 
die Gigantomanie reichende Superbüro-
kratie nehmen zu müssen – das ist gewiss 
ein Riesenerfolg, der sich in der Zukunft 
auszahlen wird.

Da man auch nicht so dämlich war, die 
eigene Währung zugunsten von besserem 
Spielgeld aufzugeben, dürfte es für einen 
ökonomischen und politischen Neuan-
fang recht optimistisch aussehen. Wer 
einigermaßen einen Realitätssinn besitzt, 
der müsste das Empire mit Neid und 
Wehmut betrachten. 

Die Geschichte hat gezeigt, dass die 
Briten mit einem „Aufbruch in die Welt“ 
immer recht gut zurechtgekommen sind, 
ohne sich mit Selbstvorwürfen zu belas-
ten oder belasten zu müssen – wie das 
zum Beispiel die Deutschen so an sich ha-
ben.  Manfred Kristen, Freital

EINE FALSCHE ENERGIEWENDE 
ZU: DIE POLITISCHE QUACKSALBE
REI GEHT UNVERMINDERT WEITER 
(NR. 53)

Die unglaublich radikale Energiewende in 
Deutschland beschert dem Haushalts-
kunden enorme Strompreise. Gegen eine 
Energiewende ist nichts zu sagen, sie ist 
erforderlich. Aber nicht in der praktizier-
ten Form. Hier wurden dem Druck seitens 
der Grünen sowie von Greta & Co. nach-
gegeben. Warum? 

Es kann nicht sein, dass etwas aufge-
geben wird ohne ausreichende Alternati-
ven. In Deutschland wird nicht ausrei-
chend Strom produziert. Wir sind ge-
zwungen, Strom zu kaufen. Die Stroman-

bieter werden nicht müde, darauf auf-
merksam zu machen, dass die hohen 
Stromkosten auf die staatlich veranlass-
ten Preisbestandteile zurückzuführen 
sind. Das ist zwar nicht falsch, aber mit 
dem verbleibenden „armseligen“ Rest 
lässt es sich offenbar immer noch gut le-
ben. Sie finden immer einen Grund für 
Preiserhöhungen. 

So kann es vorkommen, dass der Kun-
de zwar weniger Strom verbraucht, aber 
trotzdem keine Ersparnis hat. Einem 
Haushaltskunden kann es durchaus pas-
sieren, dass trotz geringerem Verbrauch 
gegenüber dem Vorjahr der monatliche 
Abschlag für ihn genauso hoch ist. Es gibt 
nicht wenige Fälle, wo der Haushaltskun-
de sogar mehr zahlt als im Vorjahr. 

In Deutschland und Dänemark haben 
die Haushalte mit Abstand die höchsten 
Stromkosten zu zahlen. Selbst wenn man 
die Kosten in Relation zum Kaufkraftstan-
dard setzt, erreicht Deutschland nur den 
Platz 6 in Europa. Aber in Deutschland 
zahlt der Haushaltskunde nicht nur für 
Strom viel Geld, sondern auch für Hei-
zungskosten. Auch hier lässt sich nicht 
immer alles mit dem Verbrauch begrün-
den. Wenn der Haushaltskunde Fernwär-
me bezieht, kann es geschehen, dass er 
regelmäßig alle sechs Monate mit Erhö-
hungen zu rechnen hat. 

Sollten Grüne einmal Regierungsver-
antwortung auf Bundesebene erhalten, 
wird sich zeigen, ob sie nur weinerlich 
jammern und mehr als nur Zuwande-
rungs- oder Klimapolitik können. 

 Heinz-Peter Kröske, Hameln

DIE SPITZE DES EISBERGS 
ZU: BEI DAIMLER BRODELT ES  
(NR. 51/52)

Sicher ist das 25 Jahre her, da hatte ich in 
Stuttgart ein Seminar der IG Metall be-
sucht. Schon damals wurde auf die unge-
wisse Zukunft der Autobranche abgeho-
ben. Ich sehe das sehr nüchtern: Wir wer-
den, wenn die E-Autos wirklich massiv 
kommen, zumindest 50 Prozent der Ar-
beitsplätze bei den Automobilzulieferern 

verlieren. Das ist aber nur die Spitze des 
Eisbergs. 

Wir müssen daran denken, dass auch 
durch die Materialeinsparungen Arbeits-
plätze bis hin zu den Minen verloren ge-
hen. Wenn Sie hier beginnen, die Kette bis 
hin zur Fertigmontage zu verfolgen, wer-
den Sie schnell dahinterkommen, wie ein-
schneidend diese E-Auto-Klimapolitik auf 
unser Gesellschaftssystem sein wird.

Natürlich denke ich auch an das 
schrumpfende Facharbeiterpotential. Je 
kleiner die zu erstellenden Module wer-
den, desto weniger Konstruktionskräfte 
werden benötigt. Selbstverständlich gilt 
das genauso bei den Hilfskräften in der 
Produktion. Das sind heute zum größten 
Teil Leute aus den unterschiedlichsten 
Nationen. Und die bekommen schon heu-
te nicht genug Arbeit.

Ich nehme an, dass dann die Steuer-
last für das Volk noch höher wird und die 
Sozialleistungen weniger werden. Wie 
werden dann die sicherlich von diesen 
Einsparungen betroffenen Migranten re-
agieren? Nun, all diese Folgen werden 
nicht mehr von Frau Merkel vertreten. 
Und: Früher war mal Grün die Farbe der 
Hoffnung! Markwart Cochius, Chemnitz 

EINFACH MAL DANKE SAGEN 
ZU: UNTERM KREUZ (NR. 51/52)

Wir möchten auf diesem Wege Danke sa-
gen für die gelungene Weihnachtsausgabe 
der PAZ mit so zahlreichen interessanten 
Beiträgen. Wie mutig und vor allen Din-
gen kritisch hinterfragend Sie die aktuel-
len Themen angehen! Erwähnen möchten 
wir den Wochenrückblick „Überall Chan-
cen“ und in dem Zusammenhang den Le-
serbrief „Unnötige Drangsalierungen“ 
zum Thema „Die Zweifel am Corona-Ma-
nagement wachsen“ (Nr. 47). Zutreffen-
der geht es gar nicht. Der Artikel aus der 
Nr. 50 „Kritik aus berufenem Munde“ 
fließt mit ein und lässt die Zweifel an all 
den Maßnahmen wachsen. Werden diese 
Stimmen nie gehört? Einfach klasse!
 Manfred und Gisela Löffelmacher,
 Flensburg
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VON WERNER PATZELT

S eit etlichen Jahren mutet die Re-gierung unserem Land viel zu. Die unplausibel radikale Energie-wende verteuert die Strompreise, die Eurozonen-Politik macht das Finanz- und Rentensystem prekär, die Zuwande-rungspolitik schafft gewaltige Folgeprob-leme. Über alledem hat sich Deutschlands Gesellschaft gespalten. Die einen halten jene Umgestaltungsversuche für richtig, das sind überwiegend Grüne und Sozial-demokraten, Journalisten und Intellektu-elle. Die anderen sehen unser Land in eine falsche Richtung treiben. Sie sympathisie-ren mit der AfD und schätzen alternative Medien oder Webseiten mehr als das eta-blierte Medienangebot. Zwischen beiden Seiten, der hegemonialen und der alterna-tiven, verzweifeln viele an der CDU, sind systemskeptisch geworden, politisch hei-matlos. Jedenfalls widerspiegeln die parla-mentarisch bündnisfähigen Parteien nicht mehr die politische Interessen- und Präfe-renzverteilung in der Bevölkerung. Also kann das Parteiensystem reale Problem- und Diskurslagen nicht mehr befriedend bearbeiten. Das nährt den sich ausbreiten-den Eindruck, mit unserem Staat und sei-nem Personal stimme manches nicht.Diesem schon anfangs 2020 unüber-sehbaren Gesellschaftszustand erlegten die Corona-Pandemie und die ihr begeg-nende Politik Lasten auf, wie sie jahrzehn-

telang unbekannt und vor einem Jahr noch unvorstellbar waren. Sie reichen von Einbußen an Lebensqualität über gewalti-ge, in höchst ungerechter Verteilung zu ertragende wirtschaftliche Risiken bis hin zum Verdacht, eine sich schon jahrelang über nicht-linke Bevölkerungswünsche hinwegsetzende politische Klasse wolle sich jetzt die rechtlichen Instrumente ei-ner Erziehungsdiktatur verschaffen. Da-mit vollende man, was zivilgesellschaft-lich mit „politischer Korrektheit“ und „cancel culture“ begann. 
Folgen einer langen EntfremdungHätte Deutschlands politisch-medialer Komplex nicht schon jahrelang wenig er-wünschte Politiken mit medialem Trom-melfeuer vorbereitet („Merkels Politik ist wirklich alternativlos!“) und ethisch-er-presserisch umgesetzt („Zuwanderungs-kritiker sind nichts als Rassisten!“), dann besäße Deutschlands politische Klasse angesichts vieler unvermeidlicher Härten bei den Herausforderungen künftiger Po-litik (Pandemie-Bekämpfung, Restabili-sierung von Wirtschaft und Staatsfinan-zen, Rentendrama, Bildungskatastrophe, Zusammenhalt von EU und NATO …) ver-lässlicheres Vertrauenskapital als derzeit. Warnungen vor „Dammbrüchen“ sind ja nicht nur dann begründet, wenn sie die AfD betreffen. 

Zwar ist der Vertrauensvorschuss für Kanzlerin und Regierung weiterhin spek-

takulär, ebenso die Hinnahme- und Folge-bereitschaft der meisten im Land. Zu den Ursachen gehört, dass noch keine der pro-blematischen Politiken spürbar an die Substanz eines Großteils der Bevölkerung geht, zumal riesige öffentliche Mittel zum Abfedern von Schwierigkeiten eingesetzt werden. Ursächlich ist aber auch, dass links-grüne Regierungspolitik von einer nachgerade Einheitsfront etablierter Me-dien gefordert, beworben, gerechtfertigt und gegen alle Kritik verteidigt wird. Dreierlei ist gleichwohl absehbar. Ers-tens verlieren der öffentlich-rechtliche Rundfunk und die Publikationsorte bishe-riger „Edelfedern“ an Durchschlagskraft gegenüber „alternativen“ Medien. Das be-schleunigt den Zerfall ehedem verbinden-der Öffentlichkeit in abgeschottete Mei-nungsinseln. Zweitens wird sich das ver-fügbare Geld – auch angesichts riesiger deutscher Verpflichtungen im Rahmen von Euro-Zone und EU – als nicht nach Belieben ohne Inflation vermehrbar er-weisen. Verteilungskonflikte und Vermö-gensverluste stehen also an. Drittens wer-den die Wahlkämpfe von 2021 viele Bruch- und Scheuerstellen unserer Gesellschaft in entzündete Wunden verwandeln. Mit ihnen werden Politik und Medien umso weniger heilsam umgehen, je länger man an dem Glauben festhält, nicht die Regierungspolitik wäre Ursache vieler Probleme, sondern ein wie von selbst zu-stande gekommener „Rechtsruck“ unserer 

Gesellschaft. Dann gelangt man nämlich nicht hinaus über eine immer üppigere Fi-nanzierung und giftigere Verschärfung des „Kampfs gegen rechts“. Beides kann aber nur dort wirksam sein, wo plausiblerweise eine politische Frontstellung zwischen „Anständigen“ und „Rechtsextremen“ be-steht. Das glauben zu machen, gelang zwar bei der Migrationspolitik – freilich nur durch Zuhilfenahme einiger Verleumderei. Doch bei der Pandemie-Politik des Jahres 2020 misslang das; zu bunt setzte sich die – durchaus nicht kleine – Minderheit von deren Gegnern zusammen. Vielmehr ent-stand eine „Querfront“, die sich wohl wei-terhin der Gleichsetzung von Regierungs-kritik mit Rechtspopulismus, der Gleich-stellung des Letzteren mit Dummheit oder Mangel an Anstand entziehen wird. Die bisherige politische Quacksalberei ist jedenfalls in ihren Grenznutzenbe-reich geraten. Das wirkliche Heilmittel, nämlich Korrekturen etablierter Regie-rungspolitik, wird aber weiterhin ver-kannt. Ihm wird wegen der absehbar kom-menden schwarz-grünen Koalition auf Bundesebene auch die parlamentarische Mehrheit fehlen. Also hofft man besser nicht darauf, es würde sich 2021 Deutsch-lands gesellschaftlicher und politischer Zustand verbessern.

b Prof. Dr. Werner J. Patzelt lehrte bis 2019 Vergleichende Politik wissenschaft an der TU Dresden.  http://wjpatzelt.de

GESELLSCHAFTDie politische Quacksalberei  geht unvermindert weiterWährend den Bürgern im Zuge der Corona-Pandemie historische Lasten auferlegt werden,  

setzt sich die Spaltung der Gesellschaft fort. Eine Kurskorrektur ist nicht zu erwarten

Lesen Sie die PAZ  auch auf unserer  Webseite paz.de

Pandemie Wie Sachsen zum Corona-Schwerpunktgebiet wurde Seite 4
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Zeitung für Deutschland · Das Ostpreußenblatt
Einzelverkaufspreis: 2,90 €Ausblicke    auf das Jahr

Setzt sich die Spaltung der Gesellschaft fort? Wie wird  
der Brexit? Stehen wir vor einem Zeitalter der Pandemien?  

Und viele weitere Fragen …  Seiten 1, 2, 3, 8, 9 und 12
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VON DAGMAR JESTRZEMSKI

E in fröhliches Festival zu Ehren 
der süßen Tamarinde feiern die 
Einwohner der nordthailändi-
schen Stadt Phetchabun jedes 

Jahr im Januar mit Besuchern aus dem 
ganzen Land. Als „Praline der Natur“ ge-
nießen die Thailänder die köstlich schme-
ckende süße Frucht einer speziellen 
Zuchtvariante des Tamarindenbaums 
(Tamarindus indica). In der Provinz Phet-
chabun befindet sich ein großes Anbauge-
biet der süßen Tamarinde. 

Natürlicherweise bildet der in den 
Tropen und Subtropen häufig kultivierte 
Tamarindenbaum säuerlich schmeckende 
Früchte aus, daher sein Beiname „Sauer-
dattel“. Die majestätische, bis zu 25 Meter 
hohe immergrüne Hartholzpflanze ist ei-
ne Wildobstart und gehört zur Pflanzen-
familie der Hülsenfrüchtler. Sie wächst als 
Schattenspender auch in den Parks und 
Gärten von Bangkok und anderen Städten 
Südostasiens. In Thailand zählt der Tama-
rindenbaum zu den wichtigsten Mehr-
zweck-Fruchtbaumarten. Das Frucht-
fleisch seiner Schoten, die Samen und die 
gefiederten Blätter werden für Lebens-
mittel und in der Medizin, das Holz als 
Baumaterial verwendet.

Gutes Mittel gegen Seekrankheit
Die bräunlichen, leicht gekrümmten Ta-
marindenschoten sind fünf bis 20 Zenti-
meter lang. Im Inneren der reifen Schote 
umgibt ein dunkles, klebriges Frucht-
fleisch bis zu zwölf Samen. Mit ihrem 
säuerlichen, erdig-würzigen Geschmack 
spendet die Frucht einer Vielzahl von 
Curry-Gerichten und Soßen eine beson-
dere Note. Die hohe Wertschätzung der 
Tamarinde lässt sich aus der vielfachen 
Verwendung in der thailändischen, indi-
schen, indonesischen, philippinischen, 
mexikanischen, brasilianischen sowie 
west- und südafrikanischen Küche erse-

hen. In den Anbauländern wird die Tama-
rinde auch frisch oder getrocknet, als sü-
ßer oder saurer Snack genossen. Sie wird 
in der traditionellen Medizin bei vielen 
Krankheiten und gesundheitlichen Stö-
rungen eingesetzt, so bei Gallenleiden, 
Gicht, Bindehautentzündung, Fieber, In-
fektionen, Entzündungen und Parasiten. 

Ursprünglich stammt der Tamarin-
denbaum aus Ostafrika. Wie Schriftquel-
len belegen, war die Pflanze bereits im 
vierten Jahrtausend v. Chr. in Indien hei-
misch. Der Name leitet sich in allen euro-
päischen Sprachen aus dem Arabischen 
ab: tamr al-hindi, indische Dattel. Es han-
delt sich dabei um eine Reminiszenz an 

die jahrhundertelange Dominanz der Ara-
ber im Seehandel mit Indien und China 
sowie im Zwischenhandel mit den Euro-
päern bis um 1500. 

Bereits der in Europa als Avicenna be-
kannte persische Arzt Abu Ali al-Husayn 
ibn Abdullah ibn Sina (980–1037) erwähn-
te die Tamarinde in seinen Schriften, des-
gleichen die Ärzte der im Mittelalter be-
rühmten italienischen Schule von Saler-
no. Seit dem 15. Jahrhundert war die Ta-
marinde in deutschen Apotheken zu fin-
den. Sie war anerkannt als Mittel bei 
Gallenleiden und fiebrigen Infektionen. 
Wegen ihrer milde abführenden Wirkung, 
die aber durch längeres Wässern abgemil-

dert oder vermieden werden könne, emp-
fahl auch der berühmte Arzt Theophras-
tus Bombast von Hohenheim, genannt 
Paracelsus (1493/94–1541), die indische 
Dattel. Auf langen Seereisen war die Ta-
marinde ein hochgeschätztes Mittel ge-
gen die Seekrankheit, das auch bei der 
Vitamin C-Mangelkrankheit Skorbut eine 
günstige Wirkung hatte. 

In der ehemaligen Kolonialmacht 
Großbritannien hat die exotische Frucht 
als Bestandteil der Worcester-Soße und 
der Braunen Soße eine Spur ihrer einsti-
gen Bedeutung hinterlassen. Heute ken-
nen nicht mehr viele Menschen in Europa 
die Tamarinde. In manchen Supermärk-

ten kann man das Fruchtfleisch als Paste 
in Tuben, verflüssigt in Gläsern oder ge-
trocknet und zu Blöcken gepresst kaufen. 
In Asia-Märkten sind auch Tamarinden-
Snacks und mitunter die reifen Schoten 
erhältlich. 

Eine geliebte Stinkfrucht
Die Ursache ihrer wohltuenden Eigen-
schaften ist durch verschiedene Studien 
bekannt. Das Fruchtfleisch der Tamarinde 
ist eine wahre Vitaminbombe und enthält 
die Spurenelemente Calcium, Kalium, 
Magnesium, Zink und Eisen, essentielle 
Aminosäuren, Antioxidantien sowie Phy-
tonährstoffe, mit denen sich Pflanzen vor 
Bakterien, Käfern und Pilzbefall schützen. 

Tipp: Zur Entsäuerung setzt man ei-
nen Teelöffel Fruchtmark eine halbe 
Stunde mit einem halben Liter heißem 
Wasser an. Das so gewonnene Tamarin-
denwasser kann für alle Gemüsesuppen 
verwendet werden. 

Während die Tamarinde alle Quali-
tätsmerkmale der sogenannten „Super-
foods“ erfüllt und jederzeit in diesen mo-
dischen Nahrungsmittel-Kanon aufge-
nommen werden könnte, dürfte für die in 
den Tropenländern ebenfalls beliebte und 
gesunde Durian-Frucht der Weg in diesen 
Olymp der Gesundheitskost versperrt 
bleiben. Der Grund: Das süße Frucht-
fleisch der eiförmigen oder rundlichen, 
bis zu fußballgroßen Kapselfrucht des Du-
rianbaumes riecht extrem unappetitlich.

In Asien wird Durian daher auch als 
Stinkfrucht bezeichnet. Hat man die dicke 
braungelbe, stachelige Haut der Frucht 
entfernt, verströmt das dreigeteilte 
Fruchtfleisch in ihrem Inneren einen in-
tensiven Geruch nach faulen Eiern und 
Röstzwiebeln. In einigen asiatischen Län-
dern ist der Verzehr der Durian-Frucht in 
öffentlichen Verkehrsmitteln, Hotels und 
Taxis verboten. In Europa findet man sie 
hauptsächlich in Asia-Läden. Einige Inter-
net-Anbieter liefern sie frei Haus. 
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Zusammen mit dem Sushi ist aus Japan 
eine weitere kulinarische Mode in den 
Westen gelangt: die Beilage Wasabi, die so 
scharf ist, dass einem beim ersten Genuss 
die Tränen kommen.

Doch das, was man hierzulande den 
Verbrauchern zu ihrem Sushi-Gericht 
reicht, hat mit dem kraftvollen Gewürz 
oft wenig zu tun. Da echter Wasabi mit 
einem Kilopreis von 200 Euro zu den teu-
ersten Viktualien gehört und die Nachfra-
ge stetig steigt, wird er weltweit mit Füll-
stoffen wie Maisstärke, Meerrettich- und 
Senfpulver gestreckt und mit grüner Le-
bensmittelfarbe verkaufsfördernd einge-
färbt. Echter Wasabi ist in vielen Produk-
ten dann nur noch zu etwa 0,5 Prozent 
enthalten, wenn überhaupt. 

Auch die Bezeichnung „Bergstockro-
se“ ist das Ergebnis eines Übersetzungs-
fehlers. Die Japaner betitelten ihre heimi-
sche Gewürzpflanze mit einem Schriftzei-
chen für „Berg“ und einem weiteren, das 
sie auch für „Stockrosen“ gebrauchen, 
was europäische Wissenschaftler fälsch-
lich mit „Bergstockrose“ übersetzten. 
Doch mit diesen hat er rein gar nichts zu 
tun. Auch der oft genutzte Name „Japani-
scher Meerrettich“ trifft es nicht, denn 
der bei uns bekannte Meerrettich ist al-
lenfalls als entfernter Cousin anzusehen. 

Wasabi gehört zu den Kreuzblütenge-
wächsen genau wie Brokkoli, Rosenkohl 
oder Grünkohl. Gesundheitsbewusste 
Menschen lässt diese Tatsache aufhor-
chen, weiß man doch, dass diese voller 
wertvoller organischer Isothiocyanate 
(Senföle) stecken, denen die Wissen-
schaft krebshemmende Wirkung beschei-
nigt. Während man in Europa das Gewürz 
eher nur als Beigabe zum Sushi kennt, 
wird Wasabi in Japan genutzt wie Senf bei 
uns. Man würzt Teriyaki-Gerichte damit, 
reibt es frisch über Nudeln, nutzt ihn in 
Dips, Soßen, Marinaden und für Dres-
sings. Darüber hinaus gibt es Wasabi-
Wein, Likör und Eis. 

Große Heilwirkung attestiert
In japanischen Handschriften aus dem  
8. Jahrhundert wurde die Pflanze erstmals 
erwähnt. Damals nutzte man den „wilden 
Ingwer“, so seine frühere Bezeichnung, 
jedoch nicht als Nahrungsmittel, sondern 
allein wegen seiner Heilkraft.

Die bis zu 60 Zentimeter hohe Stau-
denpflanze liebt die Uferbereiche kühler, 
mineralstoffreicher Bergbäche in Regio-
nen, wo sich die Temperaturen nur um 
die zehn Grad Celsius bewegen. Da die 
japanische Küche sich weltweit wachsen-
der Beliebtheit erfreut, kann Japan die 

Nachfrage nach dem scharfen Gewürz, 
auch im eigenen Land, kaum decken. Ob-
wohl der Anbau eher schwierig ist und 
einige Jahre vergehen müssen bis zur ers-
ten Ernte, wird Wasabi nun auch erfolg-
reich in vielen anderen Ländern ange-
pflanzt. Dabei genießt derjenige aus Neu-
seeland unter Kennern einen guten Ruf. 

Eine Studie zeigte, dass der Isothiocya-
nat-Gehalt neuseeländischen Wasabis hö-
her ist als der aus dem Ursprungsland.

Um aus dem vertikal wachsenden 
Wurzelstock der Pflanze die begehrte 
Würze herzustellen, rieben japanische 
Köche traditionell die geschälte Wurzel 
kreisförmig auf einer Reibe aus Haifisch-
haut, der sogenannten Samegawa-Oroshi, 
zu einem Brei. Haifischhaut ist mit winzi-
gen Zähnchen bestückt und eignete sich 
bestens zum Reiben der Pflanzen-Spross-
achse. Aus Tierschutzgründen kommen 
heute meist Metallreiben, die Oroshigane, 
zur Herstellung der Wasabi-Paste zum 
Einsatz. 

Das Gewürz ist mehr als kapriziös.  
Senföle sind oxidationsempfindlich, da-
her verlieren sie ihre Würzkraft bereits 
nach einer halben Stunde. Eine Lagerung 
in luftdichten Verpackungen ist daher 
empfehlenswert. Man verwendet ihn kalt, 
da sich sein Aroma beim Erhitzen ver-
flüchtigt. Echten Wasabi zeichnet eine 
kräuterfrische, angenehm grasige Note 
aus, sein ätherisches Öl enthält Duft- und 
Geschmacksstoffe, die ähnlich in Rucola 
vorkommen.

Laut dem US-Biochemiker Bharat Ag-
garwal, der seit Jahren am M.D. Ander-
son-Krebszentrum in Texas die Heilwir-

kung von Gewürzen erforscht, schützt 
Wasabi die Gesundheit auf vielerlei Wei-
se. Nicht grundlos nutzten Japaner dieses 
starke Gewürz als Beigabe zu ihren rohen 
Fischspeisen, denn Wasabi bildet einen 
natürlichen Schutzschild gegen E. coli 
und Staphylococcus aureus, Bakterien al-
so, die Lebensmittelvergiftungen auslö-
sen können. Wirksam ist es auch gegen 
Helicobacter pylori Bakterien, die oft die 
Ursache von Magengeschwüren sind.

Australische Forscher stellten fest, 
dass Wasabi sich positiv auf den Choles-
terinspiegel auswirken kann. Selbst der 
Osteoporose könnte Wasabi entgegenwir-
ken, da die Forscher Inhaltsstoffe im Ge-
würz entdeckten, die die Knochendichte 
erhöhen könnten.

Wegen der Schärfe ist Wasabi nicht für 
Kinder geeignet, da es Schleimhäute und 
Atemwege reizt. Vorsicht ist geboten für 
Menschen mit geschwächten Blutgefä-
ßen, nach einem Herzinfarkt oder Schlag-
anfall sowie bei Typ-2-Diabetes, hier  
kann der Verzehr größerer Mengen ein 
Risiko bilden. 

Wer beim Wasabi nicht spart, sondern 
sich die echte Gabe aus dem Land der auf-
gehenden Sonne gönnt, wird das Ge-
schmacks- und Gesundheitserlebnis si-
cher nicht bereuen. Silvia Friedrich

JAPANISCHE DELIKATESSE

Kapriziöses Gewürz
Megascharf und krebshemmend – Wasabi kommt auch in deutschen Küchen immer mehr in Mode, ist aber nicht immer echt

Begehrte Hülsenfrucht: Eine Schote Tamarinde Foto: Shutterstock

EXOTISCHE KÜCHE

Pralinen der Natur
Im Januar wird in Thailand die Tamarinde gefeiert – In Asien schwört man auf die Hülsenfrucht ebenso wie auf die Durian-Frucht
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Scharfes Grünzeug: Wasabi
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POPULÄRWISSENSCHAFT

Von der Antike bis zur Gegenwart Wa-
rum fühlen wir uns an einigen Orten 
wohl und an anderen nicht? Gibt es ei-
nen Zusammenhang zwischen Erkran-
kungen und dem Aufenthalt in Häusern 
oder häufigen Unfällen an bestimmten 
Straßenabschnitten? 

Wer mit Wünschelruten negativen 
Erdstrahlen auf die Spur geht, um das 
Phänomen zu klären, wird nicht selten 
belächelt oder in die Nähe von Ver-

schwörungstheorien gerückt. Und doch 
gibt es wissenschaftliche Studien, die 
den Einfluss etwa unterirdischer Was-
serquellen auf das Wohlbefinden der 
Menschen bestätigen. 

Die Historikerin Roberta Rio lehrt als 
Gastprofessorin an den Universitäten 
von Bologna, Wien und Berlin. 2011 stell-
te sie an der Universität von Glasgow 
erstmals ihre Methode vor, der Wirkung 
von Orten mithilfe der Erforschung ih-

rer Geschichte, auffälligen Anzeichen 
wie anormalen Pflanzenwuchsrichtun-
gen und ähnlichen Erscheinungen nach-
zugehen. Bei ihren Theorien hilft der 
gebürtigen Italienerin ihr Interesse für 
Geschichte. Ihre Erforschung des „ge-
nius loci“ führte sie bis in die Antike zu-
rück. 

In ihrem Buch „Der Topophilia Ef-
fekt“ berichtet sie unter anderem von 
einem Spaziergang mit einem Bekann-

Die Wirkung 
von Orten
Die seit Kindheitstagen  

am Mittelalter interessierte 
Historikerin Roberta Rio ist  
dem Phänomen des „genius 

loci“ nachgegangen

VON DIRK KLOSE

V or 101 Jahren wurde das Land 
Thüringen gegründet. In ei-
nem Kraftakt hatten sich sie-
ben Einzelstaaten aus freien 

Stücken zusammengeschlossen. Damit 
war diese Region, jahrhundertelang Inbe-
griff deutscher Kleinstaaterei, zu einem 
einheitlichen politischen Land geworden, 
allerdings noch ohne die Gebiete um die 
heutige Landeshauptstadt Erfurt, die erst 
1944 hinzukamen. Die acht Sterne im heu-
tigen Landeswappen symbolisieren Sach-
sen-Altenburg, Sachsen-Gotha, Sachsen-
Meiningen, Sachsen-Weimar-Eisenach, 
Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-
Sonderhausen, Reuß und Erfurt.

Aus Anlass dieses Jubiläums haben 
mehrere Landeshistoriker eine kritische 
Würdigung der damaligen Ereignisse vor-
genommen. Der Band „Engere Heimat“ be-
schreibt nicht nur detailliert die Politik in 
allen sieben Einzelstaaten, sondern geht 
auch auf die politische Zerklüftung der Re-
gion ein, die sich 1920 im Kapp-Lüttwitz-
Putsch in bürgerkriegsähnlichen Unruhen 
äußerte, ferner auf die für Thüringen prekä-
ren Vermögensstreitigkeiten mit den frühe-
ren Fürstenhäusern: Schließlich erläutert 
er, warum Preußen eisern an seinem gro-
ßen Regierungsbezirk Erfurt festhielt.

Es ist ein inhaltlich weit gefasster, un-
gemein materialreicher Band. Er gibt Zeug-
nis, wie sich die Region angesichts drohen-
der Bedeutungslosigkeit gewissermaßen 
selbst aus dem Sumpf zog. Der Preußen-
Historiker Heinrich von Treitschke hatte 

über die thüringischen Kleinstaaten geäu-
ßert: „Unsere Cultur verdankt ihnen un-
säglich viel, unser Staat gar nichts.“ Und im 
Jahr 1906 hatte der SPD-Politiker Arthur 
Hofmann mit dem Wort vom „Thüringer 
Kleinstaatenjammer“ dem allgemeinen 
Missvergnügen Ausdruck verliehen.

Die Fürsten hatten noch nicht abge-
dankt, als schon erste Gespräche über ei-
nen Zusammenschluss stattfanden. Im 
Mai 1919 war der „Gemeinschaftsvertrag 
über den Zusammenschluss der thüringi-
schen Staaten“ ausgehandelt. Er trat An-
fang 1920 in Kraft, ab dem 1. Mai 1920 stand 
Thüringen „reichsrechtlich“ neben den 
anderen Ländern. Ein Jahr später wurde 
die neue Landesverfassung verabschiedet, 
Weimar wurde Landeshauptstadt. 

Ein Land scherte damals aus: der süd-
lichste Staat Sachsen-Coburg. In einer 
Volksabstimmung entschied sich eine 
deutliche Mehrheit für den Anschluss an 
Bayern, mit der Folge, dass das Land 1945 
zur amerikanischen Besatzungszone und 
später zur Bundesrepublik gehörte. Alle 
anderen Thüringer mussten dagegen in 
den DDR-Bezirken Erfurt, Gera und Suhl 
leben. 

VON DAGMAR JESTRZEMSKI

M it ihrer Kamera hat sich die 
Fotografin Anja Putensen 
in Estland und Lettland 
auf eine „subjektive Spu-

rensuche“ um noch erhaltene, teilweise 
aber dem Verfall preisgegebene Gutshäu-
ser der deutschen Großgrundbesitzer be-
geben. Viele der Gutshäuser sind liebevoll 
restauriert worden. Umgewandelt in Mu-
seen oder Hotels, zählen sie zu den kultu-
rellen Attraktionen ihrer Region. 

In dem Band „Das Gut. The Manor. 
Muiža. Mõis. Auf den Spuren baltischer 
Gutshauskultur“ wird eine Auswahl von 
Fotografien an diesen historischen Orten 
präsentiert. Die Bildmotive entlang einer 
Ästhetik, die ins Ungefähre und Ungewis-
se verweist, werden durch eingestreute 
Textbausteine konkretisiert. Putensen 
wählte eine imaginative Ausdrucksweise, 
um mit Anspielungen bildliche Vorstel-
lungen zu wecken. Kostbar wie die bruch-
stückhaften Erinnerungen ist die Anmu-
tung des dunkelblauen Leineneinbands 
mit seiner goldfarbenen Prägung aus stili-
sierten Nadelbäumen. 

Klare Farbigkeit wechselt ab mit matten 
Farben, sanfte Grün- und Brauntöne legen 
den Schleier des Geheimnisvollen über die 
abfotografierten alten Gemälde, Tapeten, 
Ausschnitte von Interieurs. Alles bleibt an-
onym. Verdunkelt, halb verschattet oder 
extrem unscharf gehalten sind einige Foto-
grafien der typischen Landschaften: Bir-
ken- und Kiefernwälder, Strandszenen, ein 
altes Boot im Wald, Gutshäuser im Park. 

Was die Hinterlassenschaften der ehe-
maligen herrschaftlichen Bewohner be-
trifft, so wird dem Betrachter kaum ein 
Blick auf rekonstruierte Wohnensembles 
gestattet. Gezeigt werden vorwiegend 
Ausschnitte der früheren Häuslichkeit, sei 
es ein halbes Schaukelpferd oder eine ein-
zelne Jagdtrophäe. Die kurzen Texte in 
deutscher, englischer, estnischer und let-
tischer Sprache sind Auszüge aus Kind-
heitserinnerungen. Sie werfen Schlaglich-
ter auf die gesellschaftlichen Verhältnisse 
bis zu den politischen Umwälzungen nach 
dem Ersten Weltkrieg.

Am Ende bleiben zur Gestaltung des 
Fotobandes Fragen offen. Warum sind ei-
nige Seiten des Buches weiß geblieben? 
Warum wurden einige Fotos doppelt, und 
zwar gespiegelt, abgebildet, warum ein 
Motiv ganz unkenntlich gemacht? Wes-
halb werden die Ursprungsorte der Foto-
grafien auf einer Karte angezeigt, wenn 
die Angaben mangels Seitennummerie-
rung nicht nachvollziehbar sind? All das 
dürfte wohl in der ästhetischen Intention 
des Buchprojekts begründet liegen, beim 
Betrachter aber könnte schlussendlich 
das Gefühl überwiegen, als Rezipient 
überfordert zu sein.  

GESCHICHTE BALTIKUM

Die Gründung des 
Landes Thüringen

Gutshäuser in  
Dur und Moll

Anlässlich des 100. Jahrestags nahmen 
mehrere Landeshistoriker eine Würdigung 

der damaligen Ereignisse vor

Die Fotokünstlerin Anja Putensen hat neben 
liebevoll restaurierten teilweise verfallene 

Gutshäuser in ästhetischer Weise abgebildet

b FÜR SIE GELESEN

Christian Faludi/Marc 
Bartuschka (Hg.): „En-
gere Heimat. Die Grün-
dung des Landes Thü-
ringen 1920“, Weimarer 
Verlagsgesellschaft im 
Verlagshaus Römerweg, 
Wiesbaden 2020, gebun-
den, 408 Seiten, 18 Euro

Anja Putensen: „Das 
Gut. The Manor. 
Muiža. Mõis. Auf den 
Spuren baltischer 
Gutshauskultur“, 

Kerber Verlag, Bielefeld 2020, gebunden, 
92 Seiten, 24 Euro

Zwischen  
zwei Kulturen
Mittlerweile sind die in der Bundesre-
publik geborenen Kinder der soge-
nannten Gastarbeiter erwachsen. Und 
leiden unter Identitätskrisen. Davon 
zeugt nicht zuletzt das Buch „Das ist 
auch unser Land“ von Cigdem Toprak. 
Die Politikwissenschaftlerin türki-
scher Herkunft, die für mehrere große 
Zeitungen schreibt, offenbart darin 
ungewollt das psychische Elend, wel-
ches dadurch entsteht, dass Menschen 
versuchen, den Spagat zwischen zwei 
extrem unterschiedlichen oder sogar 
unvereinbaren Kulturen zu bewälti-
gen. Wobei sie aber nicht die Immigra-
tion als die wahre Wurzel des Übels 
sieht, sondern über die angeblich so 
bornierte und um Abkapselung be-
mühte Aufnahmegesellschaft hierzu-
lande philosophiert.

Als Kronzeugen für ihre Ausführun-
gen über „Rassismus“, „Ausgrenzung“, 
„Diskriminierung“, erzwungene „Ghet-
toisierung“ und so weiter benennt To-
prak Rapper, Hip-Hop-Produzenten, 
Models, Influencer, Martial-Arts-
Kämpfer, Sneaker-Designer und Ange-
hörige ähnlicher „Berufe“, welche na-
türlich allesamt auf ihre ganz spezielle 
Weise dazu beitragen, das bunte 
Deutschland voranzubringen. Aber 
vielleicht hätte sich Toprak auch ein-
mal in andere migrantische Milieus be-
geben sollen, wo es etwas „bürgerli-
cher“ zugeht und die Nachkommen der 
Einwanderer nicht permanent damit 
beschäftigt sind, Haare in der deut-
schen Suppe zu finden. W. Kaufmann

Sowjetische 
Schicksale
Ljudmila Ulitzkaja, eine der wichtigsten 
russischen Schriftstellerinnen, verbin-
det in ihrem Roman „Jakobsleiter“ die 
große Geschichte mit dem Schicksal 
einer einfachen Familie nach der Okto-
berrevolution. Die Bühnenbildnerin 
Nora findet im Nachlass ihrer Groß-
mutter Marussja deren Briefwechsel 
mit Jakob, ihrem Mann. Von dem Groß-
vater wusste Nora wenig. Neugierig ge-
worden, erfährt sie, dass er ein Wirt-
schaftswissenschaftler war, der, weil er 
auf Missstände hinwies, die längste Zeit 
seines Lebens in der Verbannung in Si-
birien verbracht hat. Seine Frau ließ ihn 
schließlich fallen.

Nora erlebt selbst Brüche und Ver-
werfungen. Sie bekommt einen Sohn 
von einem Mann, den sie nicht liebt, ist 
lange einem georgischen Theaterregis-
seur hörig, den sie zwar liebt, der aber 
verheiratet ist. Ihr Sohn droht in den 
USA, wo sein Vater lebt, auf die schiefe 
Bahn zu geraten, sodass die resolute 
Nora ihn wieder zurück nach Moskau 
holt.  MRK

Cigdem Toprak: 
„Das ist auch unser 
Land. Warum 
Deutschsein mehr 
als deutsch sein 
ist“, Christoph Links 
Verlag, Berlin 2020, 
broschiert, 253 Sei-
ten, 18 Euro

Ljudmila Ulitzkaja: 
„Jakobsleiter.  
Roman“, dtv, Mün-
chen 2020, Taschen-
buch, 608 Seiten, 
14,90 Euro

ten in einem Hohlgang der Etrusker im 
toskanischen Pitigliano (siehe Foto). 
Plötzlich  wurde das Display der mitge-
führten Kamera schwarz. Der Akku hatte 
sich vollständig entleert, obwohl er zuvor 
aufgeladen worden war. Rios Erforschung 
des Phänomens legt nahe, dass die Etrus-
ker das System der Hohlwege aus medizi-
nischen Gründen anlegten, um den Mag-
netismus der Gesteine zu nutzen. Auch 
heute wird in der alternativen Medizin die 
Magnetfeldtherapie angewandt. 

Unsere Vorfahren verfügten bereits 
über Wissen von radioaktiven Strahlen 
und deren Wirkung. Der griechische 
Schriftsteller Plutarch berichtete von 
Dämpfen im Apollon-Tempel, denen er 
die visionären Trancezustände der Ora-
kel-Priesterinnen von Delphi zuschrieb. 
Spätere Vulkanologen fanden heraus, 
dass der Tempel direkt über zwei Zonen 
der Erdkruste zu liegen scheint, sodass 
Gase aus dem Erdinneren in den Raum 
treten konnten.

Rio hat vielen hilfesuchenden Privat-
leuten geholfen, unerklärbare Vorgänge in 
ihren Wohnhäusern zu klären. Es handelt 
sich um eine äußerst interessante Lektüre. 

  Manuela Rosenthal-Kappi

Roberta Rio: „Der To-
pophilia Effekt. Wie 
Orte auf uns wirken“, 
edition a, Wien 2020, 
gebunden, 268 Seiten,  
22 Euro
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Porzellanminiatur Immanuel Kant                  
Porzellanminiatur des großen Philosophen Immanuel Kant. Der Rahmen 
aus Vogelaugenahorn hat eine Größe von 9,5 cm x 10,5 cm. Das Medail-
lon aus echtem Thüringer Porzellan hat eine Größe von 3,5 cm x 5 cm.
Nr.  P A1235                            Gebunden                             49,00 €

Porzellanminiatur Friedrich II.                  
Porzellanminiatur des großen Preußischen Königs. Der Rahmen aus 
Vogelaugenahorn hat eine Größe von 9,5 cm x 10,5 cm. Das Medaillon 
aus echtem Thüringer Porzellan hat eine Größe von 3,5 cm x 5 cm.
Nr.  P A1237                    Porzellanminiatur                         49,00 €

Carolin Philipps
Friederike von Preußen
Die leidenschaftliche Schwester der Königin Luise
„Galanteste Löwin des Jahrhunderts“ hat man sie genannt: Friederike 
von Preußen, geborene Prinzessin von Mecklenburg-Strelitz (1774–1841). 
Tatsächlich rankt sich um die „sündige“ Schwester der Königin Luise 
ein streng gehütetes Familiengeheimnis, das nach mehr als anderthalb 
Jahrhunderten aufgedeckt wurde. Carolin Philipps schreibt aus bis dahin 
unbekannten Quellen heraus die Biografi e einer außergewöhnlichen 
Frau, die entgegen allen Regeln ihre Sehnsucht nach Glück und Liebe 
lebte. 384 Seiten
Nr.  P A1539                        Taschenbuch                              14,00 €

Postkartenkalender
Nidden 2021
und die Kunst auf der Kurischen Nehrung
Format 16,6 x 17,4 cm
Nr.  P A1529                            Gebunden                               6,95 €

Historische Karte
Provinz Posen 1905
Das Großherzogtum Posen war eine der Provinzen des Königreichs 
Preußen, welche von 1815 bis 1920 bestand. Die vorliegende Karte zeigt 
die Provinz um 1905. Sie gehörte ab 1871 zum Deutschen Reich. Die 
Fläche der Provinz wird auf der Karte mit 28.958 qm² ausgewiesen, dabei 
beanspruchte der Regierungsbezirk Posen lediglich 17.508,9 qm².
Grenz-und fl ächenkolorierte Karte. Darstellung 10% vergrößert zum 
Original. Kartograph: Friedrich Handtke (1815 bis 1879).
Außenformat 64 x 86cm, Darstellungsgröße 62,2 x 83,1cm. 
Nr.  P A1472                         Historische Karte                       19,95 €

Kühlschrankmagnet und 
Flaschenöffner mit einer 
Abbildung des beliebten 
Königs Friedrich II. von 
Preußen
Größe: 4,5 cm Breite 
und 7 cm Höhe
Nr.  P A1377                   4,95 €

Immanuel Kant
Die drei Kritiken
Gebunden 
1.312 Seiten
Nr.  P A1142                 9,95 €

Kritik der reinen Vernunft * 
Kritik der praktischen Vernunft * 
Kritik der Urteilskraft 
Immanuel Kants „Kritiken“ gehö-
ren zu den weltweit meistbeach-
teten Werken der Philosophie. 
In der „Kritik der reinen Vernunft“ 
(1781/1787) widmet sich 
der Königsberger Denker der 
philosophischen Schlüsselfrage 
„Was kann ich wissen?“ Die 
„Kritik der praktischen Vernunft“ 
(1788) behandelt die allgemeinen 
Grundlagen der Ethik und die 
verbindlichen Voraussetzungen 
sittlichen Handelns. In der „Kritik 
der Urteilskraft“ (1790) vereint 
Immanuel Kant seine Ästhetik mit 
einer Theorie der organischen Na-
tur und vollendet seine kritische 
Philosophie. 

Schlüsselanhänger
mit Wappen Pommern
45 mm in der Diagonale
Nr. P A0259 (1 Expl.)   4,95 €
Nr. P A0260 (3 Expl.) 13,95 €

Schlüsselanhänger

Bildwandkarten – Gerollt je 8,90 €
Farbenprächtige Heimatbildwandkarten!
Im Format 57 x 49 cm mit Wappen der Städte 
und Provinzen, sowie der Abbildung markanter 
Bauwerke.

Bildwandkarte Ostpreußen, Westpreu-
ßen und Danzig – Gerollt 
Nr. P 9985         Bildwandkarte         8,90 €

Bildwandkarte Pommern – Gerollt 
Nr. P A0016       Bildwandkarte         8,90 €

Bildwandkarte Schlesien – Gerollt 
Nr. P A0017       Bildwandkarte         8,90 €

Früher   € 12,90
Jetzt        € 8,90

Flaggenpin mit Wappen
von Ostpreußen (ca. 20 mm)
Nr. P 9951               2,50 €

Flaggenpin mit Wappen
Pommern (ca. 20 mm)
Nr. P 9953               2,50 €

Flaggenpin
Königsberg (ca. 20 mm)
Nr. P 9949               2,50 €

Flaggenpin mit Wappen
Westpreußen (ca. 20 mm)
Nr. P 9952               2,50 €

 Fahne 
Pommern
Die Fahne ist bedingt wetterfest. 
Format 150 cm x 90 cm
Nr. P 9955                      Fahne                         12,50 €

 Fahne 
Königreich Preußen
Die Fahne ist bedingt wetterfest. 
Format 150 cm x 90 cm
Nr. P 9981                      Fahne                         12,50 €

Evamaria Moeke
Das Beste aus der 
Schlesischen Küche
Kochen mit Tradition
Mit vielen original schlesischen 
Rezepten.
96 Seiten/Gebunden
Nr. P A0314                  5,00 €

Dieses Buch präsentiert die 
schlesische Küche, in all ihrer 
Vielfältigkeit. Einige haben vielleicht 
noch die Eltern oder Großeltern von 
den Leckereien schwärmen hören, 
die sie aus ihrem „Schläsierland“ 
noch kannten: Das Schlesische 
Himmelreich, Häckerle, Mohnklöße 
und natürlich der weithin bekannte 
und gerühmte „Sträselkucha“. Hier 
kann man diese Gerichte wieder-
entdecken und ausprobieren. Aber 
auch „Neuentdecker“ sind herzlich 
willkommen diese traditionelle, aber 
noch lange nicht altmodische Küche 
kennenzulernen. Die schlesische Kü-
che hat einiges zu bieten, von ganz 
einfachen und schnellen Gerichten, 
über schmackhafte Festgerichte, 
zu den bekannten verführerischen 
Süßspeisen, für die die Schlesier 
bekannt waren.

Nur noch wenige
Exemplare

Nur noch wenige
Exemplare

RAUTENBERG
 B U C H H A N D L U N G

Bitte Bestellcoupon ausfüllen und 
absenden, faxen oder Bestellung 
einfach telefonisch durchgeben:  

RAUTENBERG Buchhandlung
in der Verlagshaus Würzburg 
GmbH & Co. KG
Beethovenstraße 5 B 
97080 Würzburg  

Telefon 09 31/ 46 58 89-12 
Telefax 09 31/ 46 58 89-29
Email info@rautenberg-buch.de
Internet www.rautenberg-buch.de

Lieferung erfolgt gegen Rechnung. Achtung, die Versandkostenpauschale beträgt nur € 4,50*, 
ab einem Bestellwert von 80,00 € ist die Lieferung versandkostenfrei* (*nur gültig bei Versand 
innerhalb Deutschlands). Auslandslieferung gegen Vorkasse. Dabei werden die tatsächlich 
entstehenden Portogebühren berechnet. DVDs und CDs sind vom Umtausch ausgeschlossen.

 BÜCHER • KARTEN • KALENDER • FAHNEN/PINS • DVD/CD • SPIRITUOSEN • MARZIPAN • BERNSTEIN 
Telefon 09 31/46 58 89 12 •  Telefax 09 31/46 58 89 29  • www.rautenberg-buch.de

Telefonische Erreichbarkeit: Montags bis Freitags von 9.00 Uhr – 12.00 Uhr und 13.00 – 17.00 Uhr

 Anzahl Bestell-Nr. Titel Preis €

Vorname  Name

Straße/Nr.                                Telefon

PLZ/Ort

Datum  Unterschrift

Porzellanrelief König Friedrich II. von Preußen                  
Hochwertiges Bisquitporzellanrelief des berühmten Preußischen Königs. 
Der Rahmen aus Vogelaugenahorn hat eine Größe von 9,5 x 10,5 cm. Das 
Medaillon aus echtem Thüringer Porzellan hat eine Größe von 3,5 x 5 cm.
Nr.  P A1239                         Porzellanrelief                          49,00 €

Porzellanrelief Königin Luise von Preußen                  
Hochwertiges Bisquitporzellanrelief von Königin Luise in Miniaturaus-
führung. Der Rahmen aus Vogelaugenahorn hat eine Größe von 9,5 cm x 
10,5 cm. Das Relief hat eine Größe von 3,5 cm x 5 cm.
Nr.  P A1238                           Porzellanrelief                        49,00 €

 Modischer ovaler 
Amethystanhänger mit
Silberfassung und Silber-
kette (ca. 50 cm. Länge)
Ein hochwertiges Schmuckstück 
für Jung und Alt. 
Nr. P A1550   59,90 €

Nur noch wenige
Exemplare

 Kalender Sudetenland in alten Ansichten 2021
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus dem Sudetenland. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1545                         Kalender                                14,90 €

 Kalender Danzig in alten Ansichten 2021
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Danzig. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1543                         Kalender                                14,90 €

 Kalender Berlin in alten Ansichten 2021
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Berlin. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1559                         Kalender                                14,90 €

Ewald Lindner
Ostpreußen
Unvergessene Heimat in 1.000 Bildern
Es liegt in der Natur des Menschen, dass er nach seinen Wurzeln sucht 
und wissen möchte, wo er herkommt. Dieser opulente Bildband versucht 
in über 1000 alten Fotos und Postkarten die Sehnsucht nach der alten 
Heimat zu stillen. Die Reise in die Vergangenheit führt in die einstigen 
Regierungsbezirke und Landkreise und zeigt das beschauliche Leben 
in den Städten und Dörfern Schlesiens. Zu jedem Gebiet gibt es eine 
kulturhistorische Einführung und Karten erleichtern sich zurechtzufi nden. 
336 Seiten im Großformat.
Nr.  P A1516                         Gebunden                              14,99 €



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

W as da passiert ist, bringt uns 
auf eine fabelhafte Idee! 
Was ist denn da passiert? 
Können Sie oben unter 

„Aufgeschnappt“ lesen. Kurz gesagt: Ein La-
denbesitzer wollte aus Protest gegen den 
Lockdown am 11. Januar einfach aufmachen, 
Verbot hin, Verbot her. Als aber auch die 
„Rechten“ dazu applaudierten, hat er sofort 
gekuscht – wegen „Beifalls von der falschen 
Seite“. Der Laden blieb zu.

Die fabelhafte Idee liegt auf der Hand. Wir 
müssen nur ein paar Beifallklatscher „von der 
falschen Seite“ engagieren, die alles, was die 
Regierung nicht mag, öffentlich toll finden. 
So können die Mächtigen jedweden Ungehor-
sam gewissermaßen niederklatschen lassen. 
Herrschen kann so einfach sein, wenn man 
die Sache propagandistisch hinreichend vor-
bereitet hat.

Und da hat man sich wirklich Mühe ge-
geben. Wer genau hinsieht (was zum Glück 
nur wenige tun), erkennt jetzt, worauf der 
„Kampf gegen Rechts“ wirklich gerichtet war. 
Natürlich nicht gegen echte Rechtsextremis-
ten mit Hitlerbild in der Gruselkammer, son-
dern auf die breite bürgerliche Mitte. Sie hat 
man mit diesem „Kampf“ derart perfekt dres-
siert, dass sie ganz ohne Befehl Männchen 
macht. Da reicht allein der erwähnte „Beifall“ 
als gebieterischer Schlüsselreiz und: Hopp!

Der Kampf gegen Extremismus erfordert 
kernige Typen, die vor harten Maßnahmen 
nicht zurückschrecken. Aber logischerweise 
benötigt ein Politiker, der sich in jahrelangem 
zähen Streben das Marken-Etikett „Kerniger 
Typ, der vor harten Maßnahmen nicht zu-
rückschreckt“ ersabbelt hat, auch Extremis-
ten, um seine Kernigkeit wahlkampfgerecht 
in Szene zu setzen. Sonst strahlt das Etikett 
ja gar nicht.

Markus Söder weiß das und warnt daher 
davor, dass sich aus den Lockdown-Kritikern 
eine „Corona-RAF“ herausschälen könnte. 
Wie bitte? Wir haben schon besser gelacht, 
amüsieren sich die Bürger auf der Straße über 
die skurrile Warnung, was Söder natürlich är-
gern muss. Der Franke ist ein Kämpfer, also 
verzagt er nicht, sondern legt sich ins Zeug: 
Auf Bayerns verschneiten Hügeln lässt er die 
Polizei aufmarschieren, um Rodlern nachzu-
stellen oder Wandergruppen auseinanderzu-
scheuchen. Die Reaktion der Betroffenen 
läuft ganz nach Plan, sie fühlen sich sinnlos 

schikaniert und einige werden richtig zornig. 
Wer weiß, vielleicht „radikalisieren“ sich ein 
paar von den wirklich Erzürnten, und viel-
leicht macht einer von denen dann später et-
was schrecklich Dummes. Schon hätte Söder 
seine „Corona-RAF“ und könnte richtig los-
legen mit seiner Kernigkeit und Härte! Man 
muss die Leute eben nur lange und gründlich 
genug triezen, irgendwann verliert einer von 
denen die Nerven und dreht durch. Fertig ist 
die „Radikalisierung“.

Zwar nahm die Zahl der Covid-Kranken 
auf den Intensivstationen zuletzt schon wie-
der ab. Doch das hindert lautstarke Politiker 
wie Söder nicht daran, dennoch eine ständig 
wachsende Verschärfung der Lage zu konsta-
tieren. Ein Widerspruch, klar, aber wir wollen 
gerecht bleiben: Denn wer sich das deutsche 
Impf-Desaster oder das vielfache Versagen 
beim Schutz der besonders gefährdeten 
Gruppen vor Augen führt, der kann unseren 
führenden Politikern keineswegs vorhalten, 
dass sie es beim Vorantreiben jener „Ver-
schärfung“ an der gebotenen Hingabe fehlen 
ließen.

Neben solchen Leistungen ist es für das 
Image eines Politikers ebenso wichtig, dass er 
nicht verantwortlich gemacht wird für unan-
genehme Sachen. Aber einer muss doch ver-
antwortlich sein, oder? Genau deshalb arbei-
tet die Propaganda-Maschine bereits seit 
Monaten am schlechten Gewissen der Bür-
ger, auf dass sie sich selbst oder besser noch 
dem blöden, bösen Nachbarn die Schuld ge-
ben statt der Politik. Weil viele von uns „im-
mer noch nicht verstanden haben, könnte 
Deutschland spätestens im Februar der totale 
Lockdown drohen“, droht uns ein großes 
Nachrichtenmagazin. Nein, nicht das aus 
Hamburg, das andere. 

Totaler Lockdown hieße ganztägige Aus-
gangssperren mit dem Verbot, haushalts-
fremde Personen überhaupt noch zu treffen 
oder die eigene Wohnung zu verlassen, es sei 
denn für Arztbesuche, zum Einkaufen oder in 
dringenden Fällen. Das wäre was, wie? Wir 
hören den Lauterbach förmlich vor Verzü-
ckung plätschern angesichts dieses Horrors. 
„Es liegt an jedem einzelnen“, reibt uns das 
Magazin vorsorglich die Schuld für diesen 
Albtraum rohrstockschwingend unter die 
Bürgernase.

Dass Verantwortung auf die erwünschte 
Weise zugeordnet wird, war in der gesamten 
Corona-Geschichte entscheidend. Als bei-
spielsweise in Trumps USA die täglichen To-

desraten viel höher ausfielen als in Merkels 
Deutschland, war beides zweifelsfrei auf den 
Erfolg beziehungsweise das Versagen der je-
weiligen politischen Führer zurückzuführen. 
Als nun im Januar die Todeszahlen pro Kopf 
in Deutschland jene in den (immer noch von 
Trump regierten) USA überholten, hatte dies 
dagegen nicht das Geringste mit den Regie-
rungsqualitäten von Kanzlerin oder Präsi-
dent zu tun. Die Amis hatten höchstens un-
verdientes Glück gehabt, und bei uns liegt es 
schließlich „an jedem einzelnen“.

Wer auf die krude Idee kommen sollte, 
weiterhin hohe Todesraten unter den beson-
ders gefährdeten Gruppen mit dem von Mer-
kel verschuldeten Impf-Desaster in Zusam-
menhang zu bringen, der betreibt nichts an-
deres als schäbigste „Instrumentalisierung 
der Opfer“, indem er die Tragödien skrupel-
los politisch ausschlachtet.

Auf diese Weise freigewaschen von aller 
Schuld oder Verantwortung für die eigenen 
Fehlleistungen, glänzt die politische Klasse 
der Bundesrepublik vollkommen fleckenlos 
in der Sonne, sodass es Zeit wurde, dem Rest 
der Welt goldene Lehren zu erteilen. Wobei 
Heiko Maas sich mal wieder in unübertreffli-
cher Manier hervorgetan hat, als er den USA 
einen „Marshallplan“ zum Wiederaufbau ih-
rer Demokratie nach den dunklen Trump-
Jahren angeboten hat. Deutsche Patrioten 
werden sich nach dieser diplomatischen 
Höchstleistung zum ersten Mal in ihrem Le-
ben darüber gefreut haben, dass unser Land 
im Laufe der Jahrhunderte so klitzeklein ge-
worden ist. Das erhöht die Chance, dass Ame-
rikaner, die erkunden wollen, wo diese Lach-
nummer herkam, uns auf der Weltkarte gar 
nicht finden.

Und wir können noch mehr: Während die 
Amis von uns lernen, wie Demokratie geht, 
bringen wir den Israelis gleich noch den 
Rechtsstaat bei. Den haben die nämlich nicht, 
weiß Reiner Haseloff, nur deshalb können die 
auch viel schneller impfen als wir. So was hat 
er wirklich gesagt. 

Während wir also die frohe Botschaft von 
Demokratie und Rechtsstaat in die bedürftige 
Welt posaunen, hebt bei uns die Debatte über 
eine (also doch?) „Impfpflicht“ und den „to-
talen Lockdown“ an. Gleichzeitig präsentiert 
uns die Regierung ein neues „Anti-Hass-Ge-
setz“ zur weiteren Einschränkung der Mei-
nungsfreiheit. Kein Fußbreit denen, die da 
ein bisschen „radikal“ werden! Aber ein klein 
wenig verstehen kann man sie doch.

Man muss die 
Bürger nur lange 

genug triezen. 
Irgendwann 
dreht einer 
durch und 

macht etwas 
schrecklich 
Dummes

DER WOCHENRÜCKBLICK

Selber schuld!
Wie man Bürger dressiert, Radikale produziert und die Verantwortung loswird

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Alexander Wendt beobachtet in seinem Blog 
„publicomag“ (6. Januar) als Reaktion des 
Impf-Desasters einen interessanten Wechsel 
in der Argumentation von Bundesregierung, 
EU und deren medialer Unterstützer:

„Alle bisherigen Corona-Maßnahmen 
wurden damit begründet, es ginge dar-
um, Menschenleben zu retten. Dieses 
Ziel könne und dürfe nicht mit materiel-
len Gütern aufgewogen werden. Wie sich 
jetzt herausstellt, sind Güter die höchs-
ten Güter nicht, das Leben aber irgend-
wie auch nicht. Sondern ... die Verhinde-
rung des sogenannten Impfnationalis-
mus und die strikte Bewahrung des EU-
Gleichschritts unter besonderer Beach-
tung der Sparsamkeit an einer völlig ab-
surden Stelle.“

Nachdem eine befreundete Schauspielerin 
wegen der Lockdown-Folgen für sie in den 
Freitod ging, denkt der Autor und Filmregis-
seur Tom Bohn in der „Welt“ (8. Januar) 
darüber nach, was die Politik Deutschland 
und unserem Kulturleben antut – und fragt 
sich, warum:

„Ein Kollege nannte es vor Kurzem: das 
leise Sterben. Unsere Gesellschaft verliert 
gerade ihre Seele – und merkt es noch 
nicht einmal. In der Politik zählt nur An-
deres: zielgerichtetes Durchgreifen, harte 
Maßnahmen, Zügel anziehen. Dass dies 
längst nicht nur zum Wohle der Allge-
meinheit, sondern auch im Hinblick auf 
eine mögliche Kanzlerkandidatur und die 
Bundestagswahlen geschieht, ahnen in-
zwischen nicht nur die Feinsinnigen.“

Roger Letsch sieht die Besetzung des US-Ka-
pitols als Folge eines Versagens der politi-
schen Klasse beider großen Lager, wie er in 
seinem Blog „Unbesorgt“ (7. Januar) 
schreibt:

„Die Unfähigkeit beider Seiten, in den 
vergangenen zwei Monaten den dringend 
nötigen Prozess der Vertrauensbildung 
einzuleiten, hat die Vereinigten Staaten in 
diese unmögliche Lage gebracht. Nach 
dem gewaltsamen Eindringen in den Kon-
gress deutet leider nichts darauf hin, dass 
sich das Karussell des Misstrauens bald 
langsamer drehen wird. Man hatte auf der 
einen Seite auf die „Kraft der Massen“ 
und auf der anderen Seite auf die „Heilig-
keit der Institutionen“ und die Legitimi-
tät jeder ihrer Handlungen vertraut. Bei-
des hat sich als Illusion erwiesen, die der 
ganzen Welt noch teuer zu stehen kom-
men wird.“

Im Unterschied zu vielen anderen sind 
Einzelhändler von den wirtschaftlichen 
Folgen der Corona-Politik bereits jetzt be-
troffen. Zum zweiten Mal innerhalb weni-
ger Monate wurden sie per Verordnung zur 
Schließung ihrer Geschäfte gezwungen, ein 
Ende ist nicht absehbar. Nachvollziehbar 
war daher das Vorhaben von Udo Sieb-
zehnrübl, der in Bayern mehrere „Inter-
sport“-Filialen betreibt, zumindest an zwei 
Standorten am 11. Januar einfach zu öff-
nen. Staatliche Hilfen habe er bislang kaum 
erhalten, zudem sei „das Lager voller Win-
terware“. Verbunden war damit der Ge-
danke, andere Händler würden sich an-
schließen. Viel positive Resonanz gab es 
auch. Das freute Siebzehnrübl allerdings 
nur bedingt, denn die „rechte Szene“ sei 
auf die Aktion aufmerksam geworden. 
„Querdenker“ warben dafür. Das scheint 
nun schwerer zu wiegen als das durch die 
Politik angerichtete wirtschaftliche Desas-
ter, da sei „eine Grenze“ erreicht. Der Fili-
albetreiber rückte aufgrund des Beifalls 
von der „falschen Seite“ von seinem Vor-
haben ab und blieb geschlossen.   E.L.

„Dass die Regierenden 
die Vorfälle im Kapitol 
zum Anlass nehmen, die 
Dringlichkeit ihrer 
Gesetzesverschärfung zu 
betonen, untermauert 
den Eindruck, ihnen 
gehe es in erster Linie 
darum, die Freiheit der 
Meinungsäußerung 
einseitig zu 
beschneiden.“
Ramin Peymani, in seinem Blog 
„Liberale Warte“ (11. Januar) zum 
geplanten, verfassungsrechtlich äußerst 
umstrittenen „Anti-Hass-Gesetz“
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Eine Reichsgründung  
und ihre Folgen

Vergöttlichung des Kaisertums:  
Von 1877 bis 1890 schuf Hermann  

Wislicenus in der Goslarer Kaiserpfalz 
ein imposantes Wandgemälde,  

in dem er den Hohenzollern-Kaiser  
Wilhelm I. und den Thronfolger  

Friedrich Wilhelm (später Friedrich III.) 
in die Tradtion der römisch-deutschen 

Kaiser stellte

Am 18. Januar 1871 wurde Wilhelm I. zum Deutschen Kaiser ausgerufen. Dieser Tag  
gilt als Geburtsstunde des modernen deutschen Nationalstaates.  

Betrachtungen über die damaligen Ereignisse und deren Bedeutung für unsere Gegenwart
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150 Jahre Reichsgründung

18. JANUAR 1871

HERFRIED MÜNKLER

D ie Ausrufung des preußischen Königs Wil-
helm zum deutschen Kaiser im Spiegelsaal 
von Versailles ist im Kollektivgedächtnis 
der Deutschen, wenn überhaupt, heute nur 

noch durch das monumentale Bild Anton von Werners 
präsent. Werner hat das Geschehen in drei Fassungen 
gemalt, der Schlossfassung, der Zeughausfassung und 
der Friedrichsruher Fassung, von denen nur letztere er-
halten ist. Die beiden anderen wurden im Krieg zer-
stört. Die Geschichte der drei Bilder kann als symbo-
lisch für die Geschichte des Reichs angesehen werden: 
Katastrophen, Untergänge und Vernichtung haben sei-
nen Weg begleitet. Immerhin: Die erhaltene Friedrichs-
ruher Fassung ist von Wilhelm I. als die „offizielle Fas-
sung“ der Kaiserproklamation bezeichnet worden. Sie 
zeigt auf der linken Seite den vom Kronprinzen und 
dem Großherzog von Baden und einer dicht gedräng-
ten Gruppe von Würdenträgern flankierten Wilhelm 
sowie rechts Bismarck und Moltke, den politischen 
Konstrukteur des Reiches und den militärischen Planer 
der „Reichseinigungskriege“, hinter ihnen Offiziere, die 
ihre Säbel und Tschakos zum Vivat nach oben gerissen 
haben. Zivilisten, Bürger und einfaches Volk sind nicht 
zu sehen. Sie hätten zu der Zeremonie auch keinen Zu-
tritt erhalten. Man hat das militärische Gepränge der 
Kaiserproklamation später als Symbol für den „milita-
ristischen Charakter“ des Reichs bezeichnet.

Geburtsstunde mit Komplikationen
Tatsächlich fand am 18. Januar 1871 in Versailles nur die 
Kaiserproklamation und nicht etwa die Reichsgrün-
dung statt. Die nämlich war bereits am 1. Januar als Ver-
waltungsakt erfolgt – ohne Zeremoniell und Feierlich-
keiten, denn fast alle, die dabei eine Rolle hätten spielen 
müssen, befanden sich bei den Truppen in Frankreich, 
wo der Krieg ja noch fortdauerte. Es war indes nicht nur 
die Abwesenheit der „Celebrities“ aus Berlin, die zur 
Reichsgründung als unspektakulärem Verwaltungsakt 
geführt hatte, sondern auch eine Reihe politischer Di-
lemmata standen einer großen Zeremonie entgegen: 
Wilhelm lehnte den vorgeschlagenen Titel „Deutscher 
Kaiser“ ab, und der von ihm präferierte Titel „Kaiser 
von Deutschland“ war staatsrechtlich problematisch. 
Die Lösung in Versailles bestand darin, dass der Groß-
herzog von Baden, der ranghöchste der anwesenden 
Herrscher, ein Hoch auf „Kaiser Wilhelm“ ausbrachte. 
Aber das war noch das geringste Problem der Reichs-
einigung: Man hat sie hernach gern als deutsche Natio-
nalstaatsgründung bezeichnet, aber formell handelte es 
sich dabei um einen Fürstenbund, den die regierenden 
Oberhäupter miteinander geschlossen hatten. 

Das Reich war ein materiell schwaches Gebilde, 
denn die Steuern blieben weiterhin Länderangelegen-
heit, und auch ein deutsches Militär gab es nicht. Es gab 
vielmehr ein preußisches, ein bayerisches, ein sächsi-
sches und ein württembergisches Heer, mit denen das 
Reich dann in den Ersten Weltkrieg zog. Nur die Kriegs-
marine war Reichsangelegenheit. Die politischen Klam-
mern dieses kuriosen Konstrukts waren der Kaiser, der 
Kanzler und der Reichstag. Regiert wurde das Reich 

Kaum noch im Kollektivgedächtnis der Deutschen vorhanden: Die Ausrufung Wilhelms I. zum Deutschen Kaiser 
am 18. Januar 1871. Im Bild die erhaltene Friedrichsruher Fassung des Gemäldes von Anton von Werner

Ein deutscher Mythos

Eine Sonderveröffentlichung der  
Preußischen Allgemeinen Zeitung 

IMPRESSUM
Redaktion: René Nehring (Chefredakteur  
und V.i.S.d.P.) Bildredaktion: Manuela  
Rosenthal-Kappi, Harald Tews
Verlag und Herausgeber:  
Landsmannschaft Ostpreußen e.V.,  
Geschäftsführer: Dr. Sebastian Husen  
Anschrift von Verlag und Redaktion: 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg. 
Druck: Schleswig-Holsteinischer Zeitungs-
verlag GmbH & Co.KG, Fehmarnstr. 1,  
24782 Büdelsdorf. 
Die Preußische Allgemeine Zeitung ist das  
Organ der Landsmannschaft Ostpreußen (LO) 
und erscheint wöchentlich zur Information der 
Mitglieder des Förderkreises der LO. 
Internet: www.paz.de
E-Mail: redaktion@preussische-allgemeine.de 

Landsmannschaft Ostpreußen: 
www.ostpreussen.de 
Bundesgeschäftsstelle: lo@ostpreussen.de

PAZ-SPEZIAL

IN DIESER BEILAGE

Ein deutscher 
Mythos

Herfried Münkler über  
die Bedeutung des  

18. Januar 1871 in der 
deutschen Geschichte 

Seite 2

Das Kaiserreich 
und wir

Christoph Nonn fragt nach 
den Parallelen zwischen  

dem Staat Otto v. Bismarcks 
und der Bundesrepublik

Seite 3

Bismarcks  
ewiger Bund

Oliver F. R. Haardt widmet 
sich in einer neuen Studie 

dem Verfassungsaufbau des 
Kaiserreichs

Seite 4

Der vergessene 
Monarch

René Nehring erinnert an 
König und Kaiser Wilhelm I. 
sowie dessen Bedeutung für 

die Ereignisse um 1871
Seite 6

durch den Kanzler mit Hilfe von Staatssekretären. Mi-
nister und Ministerpräsidenten gab es nur auf Länder-
ebene. Ein solches Gebilde war auf Symbolik und me-
diale Präsenz angewiesen; die Herrschaft Wilhelms II., 
des Enkels, wurde dem entsprechend zu einer großen 
Selbstinszenierung. Aus heutiger Sicht war das modern. 
Das politische Problem war, dass Viele den Schein für 
die Wirklichkeit nahmen. Staatsrechtlich ein Scheinrie-
se, bezog das Reich seine Macht aus ökonomischer 
Potenz und militärischer Kompetenz. Selbstsicher ist 
es auf dieser Grundlage nie geworden.

Moderner Nationalstaat versus altes Reich
Mindestens zwei konkurrierende Mythen kämpften 
um die Identitätsmarkierung des Reichs: Auf der einen 
Seite standen die bürgerlich-liberalen Kreise, von de-
nen die Reichsgründung als nachholende National-
staatsbildung der Deutschen beschrieben wurde, und 
auf der anderen Seite jene, die das neue Reich in die 
Tradition des alten Reichs stellten und dabei vor allem 
die sächsischen, salischen und staufischen Kaiser her-
ausstellten, wobei die Idee eines fiktiven Legitimitäts-
transfers von den Hohenstaufen zu den Hohenzollern 
eine zentrale Rolle spielte. Die Idee des Nationalstaats 
kam nicht ohne demokratische Partizipation aus, wes-
wegen hier der Reichstag, immerhin auf der Grundlage 
eines allgemeinen und gleichen (Männer-)Wahlrechts 
zusammengesetzt, die zentrale Rolle spielte, wohinge-
gen im Mythos des Legitimitätstransfers das Haus Ho-
henzollern im Mittelpunkt stand und die Geschichte 
Preußens vom Großen Kurfürst über Friedrich den 
Großen bis zur angeheirateten Königin Luise das Cha-
risma bereitstellte, das den Vorrang der Hohenzollern 
gegenüber den Wittelsbachern, Wettinern, Welfen und 
allen anderen deutschen Herrscherhäusern begründe-
te. Unter günstigen Umständen konnten beide Mythen 
sich gegenseitig verstärken, was die meiste Zeit ja auch 
der Fall war. Aber in schwierigen Lagen standen sie zu-
meist gegeneinander, wie im Spätherbst 1918, als der 
Kaiser ging und die Nation blieb.

Im Rückblick kann man das als das Wunder des Ho-
henzollernreichs beschreiben, das ja nicht einmal ein 
halbes Jahrhundert Bestand gehabt hatte: Es zerfiel 
nicht in die Teile, aus denen es in der staatsrechtlichen 
Konstruktion eines Fürstenbundes zusammengesetzt 
worden war, und auch die Rivalitäten zwischen Süd- 
und Norddeutschen oder Rheinländern und Altpreu-

ßen, die vor der Reichsgründung immer wieder eine 
Rolle gespielt hatten, konnten nicht die Zentrifugal-
kräfte entfalten, die das Nationalprojekt auch hätten 
beenden können. Der Zerfall Jugoslawiens zu Beginn 
der 1990er-Jahre hat gezeigt, wie prekär National-
staatsbildungen auf bundesstaatlicher Grundlage sind. 

Das Erstaunliche an der Bismarckschen Reichs-
gründung ist, dass dieses Reich 1918 das Verschwinden 
des Kaisers und die klägliche Rolle des Reichskanzlers, 
also Wegfall oder Versagen von zwei der drei Klam-
mern, überstanden hat. Die Erfahrung des Weltkriegs, 
die Erinnerung an den industriellen Aufstieg und die 
kulturelle Zusammengehörigkeit dürften für den Zu-
sammenhalt eine wichtige Rolle gespielt haben. Den-
noch war keineswegs sicher, dass das auf so vielen 
Kompromissen begründete Reich den Zerfall seiner 
institutionellen Struktur überleben würde. Zumindest 
in dieser Hinsicht erwies sich Bismarcks Konstruktion 
als Erfolgsprojekt.

Demokratische Vorgeschichte
Es gab freilich auch eine politische Vorgeschichte zur 
Reichsgründung, die bei der Abdankung des Kaisers 
viel zum nationalen Zusammenhalt beigetragen hat – 
und das waren die Revolution von 1848, die National-
versammlung in der Frankfurter Paulskirche, die dort 
ausgearbeitete Verfassung und die Entscheidung des 
Paulskirchenparlaments, den Hohenzollern in Berlin 
und nicht den Habsburgern in Wien die Kaiserkrone 
anzutragen – also die Entscheidung für die kleindeut-
sche Lösung. Das war eine Entscheidung für die Nation 
und gegen ein Vielvölkerreich mit deutschsprachiger 
Mehrheit. Friedrich Wilhelm IV. hat die ihm von den 
Abgeordneten der Paulskirchenversammlung angetra-
gene Kaiserkrone jedoch abgelehnt, weil sie ihn an die 
demokratische Legitimation gefesselt hätte. Sein Bru-
der Wilhelm I. hat die Krone, wenn auch zögerlich, an-
genommen, weil sie ihm, was Bismarck fein eingefädelt 
hatte, von den deutschen Fürsten und namentlich von 
deren vornehmstem, vom bayerischen König Lud- 
wig II., angetragen wurde. So glaubte er, der demokra-
tischen Legitimation entkommen zu sein. Tatsächlich 
folgte Bismarcks Projekt den von der Paulskirchenver-
sammlung vorgezeichneten Spuren. Eigentlich tausch-
te er nur die Überbringer der Nachricht aus. Und er 
vertraute darauf, dass das in den Kriegen gegen Däne-
mark, Österreich und Frankreich vergossene Blut Wil-
helm verpflichtete, die Krone anzunehmen.

Das ist die tiefere Wahrheit des Umstands, dass von 
den drei Fassungen der Kaiserproklamation, die Anton 
von Werner gemalt hat, nur die von Friedrichsruh über-
lebt hat: Auf ihr steht Bismarck im Zentrum, und alle 
anderen sind um ihn herum gruppiert. Was geschieht, 
ist letzten Endes sein Werk. Er hat die Fäden des Ge-
schehens in der Hand behalten, und seine Pläne sind 
aufgegangen – auch und gerade in machtpolitischer 
Hinsicht. Der in der Literatur gern als „Urpreuße“ be-
zeichnete Bismarck hatte begriffen, dass das durch den 
glücklichen Ausgang von Kriegen zur europäischen 
Großmacht aufgestiegene Preußen auf Dauer die ihm 
zugefallene Rolle nicht würde spielen können, sondern 
dass es dazu „eingedeutscht“ werden musste. In der 
Vergangenheit ist viel darüber debattiert worden, ob 
mit der Reichsgründung von 1871 nun Deutschland „bo-
russifiziert“ worden oder aber Preußen in Deutschland 
aufgegangen sei. Diese Frage ist kaum – oder nur von 
Fall zu Fall – zu entscheiden, denn das Preußen nach 
dem Wiener Kongress, zu dem auch das Rheinland und 
ehemalige Teile Sachsens gehörten, war ein anderes als 
das seines Aufstiegs vom Großen Kurfürsten bis Fried-
rich dem Großen. Es war selbst bereits erheblich „ein-
gedeutscht“. Karl Marx und Friedrich Nietzsche waren 
preußische Staatsbürger – bis sie es vorzogen, als Staa-
tenlose zu leben. Wie viele andere hatten sie nichts ge-
mein mit dem Ideal bzw. Klischee des preußischen Jun-
kers, der als Offizier seinem König diente. 

Preußen ist bereits vor dem 18. Januar 1871 in 
Deutschland aufgegangen. Und auch davor schon hat 
es Deutschland seinen Stempel aufgedrückt. In dieser 
Hinsicht war der 18. Januar 1871 nur der Stichtag in 
einer lange währenden Entwicklung.

b Prof. Dr. Herfried Münkler war bis 2018 Inhaber 
des Lehrstuhls für Theorie der Politik an der Humboldt-
Universität zu Berlin. Zu seinen Büchern gehören u.a. 
„Die Deutschen und ihre Mythen“ (2008) und „Der Gro-
ße Krieg. Die Welt 1914 bis 1918“ (2013, beide Rowohlt). 
www.rowohlt.de
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VON CHRISTOPH NONN

V or 150 Jahren wurde das 
deutsche Kaiserreich ge-
gründet. Seit seinem En-
de in der Revolution von 
1918 schwankt seine Be-
urteilung von einem Ex-

trem ins andere. Während der vier Jahrzehn-
te, die auf seinen Untergang folgten, galt das 
Kaiserreich vielen als „gute alte Zeit“. Schließ-
lich hatten die Deutschen zwischen 1871 und 
1914 eine bis dahin beispiellos lange Zeit ohne 
kriegerische Verwicklungen genossen, in der 
es wirtschaftlich beständig bergauf gegangen 
war. Wer das miterlebt hatte, der dachte in 
einer Ära der Weltkriege und Wirtschaftskri-
sen wehmütig daran zurück. 

Erst mit dem Ende des Wiederaufbaus 
und dem Durchbruch des „Wirtschaftswun-
ders“ Ende der 1950er Jahre überstieg der 
Wohlstand wieder den, der am Vorabend des 
Ersten Weltkriegs erreicht gewesen war. Et-
wa gleichzeitig stellte sich die zweite deut-
sche Demokratie, die Bundesrepublik, im 
Gegensatz zum Weimarer Experiment als 
dauerhaft stabil heraus. Jetzt rückte die auto-
ritäre politische Struktur des Kaiserreichs, 
sein Mangel an Parlamentarismus, seine 
Klassengesellschaft in den Mittelpunkt der 
Aufmerksamkeit. Aus der „guten“ wurde eine 
„schlechte alte Zeit“. Zudem fragten die 
Deutschen nun verstärkt nach den histori-
schen Wurzeln des Nationalsozialismus und 
fanden sie nicht zuletzt im Kaiserreich.

Heute lebt niemand mehr, der die Zeit vor 
1914 noch bewusst miterlebt hat. Selbst die 
Zahl der Zeitzeugen des Nationalsozialismus 
schrumpft rapide. Mehr als hundert Jahre 
nach dem Ende des Ersten und fünfundsieb-
zig Jahre nach dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs ist das historische Urteil über das Kai-
serreich differenzierter geworden. Die Be-
schäftigung mit ihm taugt kaum noch als Posi-
tiv- oder Negativfolie, die dem Heute vorge-
halten wird, sie eignet sich wenig zur Diskre-
ditierung der Gegenwart oder zur Legitima-
tion von Zukunftsentwürfen. Ein entspannte-
rer Umgang mit der Zeit von 1871 bis 1918 er-
möglicht es aber mittlerweile, jenseits von 
solcher Geschichtspolitik aus Parallelen zwi-
schen damals und heute Schlüsse zu ziehen.

Außenpolitische Parallelen
Auf den ersten Blick hat zwar die heutige 
Bundesrepublik mit dem Kaiserreich wenig 
gemeinsam. Es lassen sich aber durchaus ei-
nige Parallelen zwischen der damaligen Zeit 
und der Gegenwart ausmachen. Die wohl of-
fensichtlichste dieser Parallelen ist eine au-
ßenpolitische. Sie ergibt sich aus der Rolle, 
die Deutschland nach 1871 in Europa spielte. 
Mit dem Deutschen Reich entstand damals 
eine hegemoniale Macht in der Mitte des 
Kontinents. 1990 hat sich die Geschichte 
wiederholt. Durch die Wiedervereinigung 
wurde die Bundesrepublik das Schwerge-
wicht der Europäischen Union und ist es bis 
heute noch mehr geworden. Deutschland 
rückte damit, ob man das nun begrüßt oder 
nicht, zu einem Global Player nicht allein in 
wirtschaftlicher, sondern gleichermaßen in 
politischer Hinsicht auf. Auch das geschah 
nach 1871 schon einmal.

Sogar die Umstände, die diese Konstella-
tion entstehen ließen, waren ähnlich. Die 
Reichsgründung von 1871 war keine aus-
schließlich deutsche Angelegenheit. Andere 
Europäer in anderen Ländern haben dazu, 
dass sie möglich wurde, ebenfalls ganz we-
sentlich beigetragen – durch das, was sie ta-
ten, oder auch durch das, was sie unterließen. 
In dieser Hinsicht gibt es ebenfalls Parallelen 
zwischen 1871 und der Vereinigung von 1990. 
In beiden Fällen stand eine angelsächsische 
Weltmacht dem Einigungsprozess wohlwol-
lend gegenüber. In beiden Fällen war die öst-
liche Flügelmacht Europas, Russland, ander-
weitig und vor allem mit sich selbst beschäf-
tigt. Die zwei wichtigsten anderen europäi-
schen Mächte – Frankreich und Österreich 
1871, Frankreich und Großbritannien 1990 – 
lehnten die deutsche Einigung zumindest an-
fangs eher ab, ohne sie freilich verhindern zu 
können. Sie arrangierten sich dann aber we-
nigstens teilweise – wie Österreich nach 1871 

Symbol der staatlichen Kontinuität zwischen dem Kaiserreich und der Bundesrepublik: Der von Paul Wallot erbaute Reichstag in Berlin    Foto: bpk images

die Begünstigung der heute zentralen export-
industriellen Interessen.

Innenpolitische Versuchungen
In der Innenpolitik sind die Parallelen weni-
ger offensichtlich. Anders als in der parla-
mentarischen Demokratie der Bundesrepub-
lik lag das Machtzentrum im Kaiserreich beim 
Monarchen und dem von ihm ernannten 
Kanzler. Der demokratisch gewählte Reichs-
tag war zwar ein zunehmend populäres Fo-
rum der Nation, aber nur mit beschränkten, 
vor allem negativen Kompetenzen ausgestat-
tet. So konnte er der Regierung das Geld ver-
weigern. Das nutzten die Parlamentarier, um 
die Interessen ihrer Klientel zu befriedigen 
und selbst Einfluss auszuüben. Politische Ver-
antwortung übernehmen mussten sie nicht. 
Auch die Wähler gewöhnten sich daran, letz-
ten Endes die Regierung für alles verantwort-
lich zu machen. Das Kaiserreich wurde des-
halb zu einer Schönwetterautokratie: Als 
Frieden, Wohlstand und Wirtschaftswachs-
tum im Ersten Weltkrieg endeten, waren auch 
die Tage seiner politischen Existenz gezählt.

Die Bundesrepublik hat eine andere Ver-
fassungsstruktur. Doch weil parlamentari-
sche Demokratie eine Dauerbaustelle ist, ist 
auch in ihr die Versuchung für Parteien und 
Wähler groß, statt der Übernahme von Ver-
antwortung in Politik und Zivilgesellschaft 
allein mit anklagendem Finger auf „die da 
oben“ zu deuten. Wenn eine solche Mentali-
tät die Überhand gewinnt, kann das gegen-
wärtige System sich leicht als Schönwetter-
demokratie entpuppen – und in einer krisen-
haften Situation ein vergleichbares Ende wie 
das Kaiserreich finden. 

b Prof. Dr. Christoph Nonn ist Professor 
für Neueste Geschichte an der Heinrich- 
Heine-Universität Düsseldorf. Zu seinen  
Büchern gehören u.a. „Bismarck. Ein Preuße 
und sein Jahrhundert“ (2015) sowie zuletzt  
„12 Tage und ein halbes Jahrhundert. Eine  
Geschichte des deutschen Kaiserreichs 1871 
bis 1918 “ (2020, beide C.H. Beck). 
www.geschichte.hhu.de
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der Zeit zwischen 1871 und 1918 entspannter geworden. Das eröffnet die Möglichkeit für eine 
Betrachtung der erstaunlichen Parallelen zwischen dem Reich und der Bundesrepublik 
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und Frankreich nach 1990 – mit dem neuen 
deutschen Nationalstaat in der unmittelba-
ren Nachbarschaft, sodass aus argwöhni-
schen Nachbarn bald enge Freunde wurden.

Noch in einer anderen Hinsicht waren 
Reichsgründung wie Wiedervereinigung kei-
ne spezifisch deutsche Sache. Sie waren viel-
mehr Teil eines Prozesses der Bildung von 
Nationalstaaten, die ganz Europa erfassten. 
Während des 19. Jahrhunderts veränderte 
der Kontinent durch die Gründung von ins-
gesamt elf neuen Staaten grundlegend sein 
Gesicht. Mehr als die Hälfte dieser Gründun-
gen fand in den 1860er und 1870er Jahren 
statt. Die Entstehung des Deutschen Reiches 
lag chronologisch wie geographisch dabei im 
Zentrum, und es war der größte der neuen 
Nationalstaaten – aber beileibe nicht der ein-
zige. Auch die zweite deutsche Einigung An-
fang der 1990er Jahre war wieder Teil eines 
europäischen Prozesses: Abermals bildeten 
sich in einem Schub ein Dutzend National-
staaten neu, als der Ostblock und mit ihm 
einige seiner Mitgliedsländer zerfielen.

Internationale Verflechtungen
Modellcharakter für die deutsche Politik 
nach 1990 hatte das Konzept der außenpoli-
tischen „Saturiertheit“ des Reiches, die Bis-
marck seit 1871 verkündete. Nach dem Vor-
bild des ersten Reichskanzlers damals schloss 
auch die politische Führung des wiederver-
einigten Deutschland ausdrücklich und de-
monstrativ jede weitere territoriale Expan-
sion aus. Nach 1871 wie 1990 wurde auf diese 
Weise den Nachbarn die Angst vor dem neu-
en politischen und wirtschaftlichen Schwer-
gewicht in der Mitte Europas genommen. 
Der Verzicht des neuen Kolosses im Zentrum 
des Kontinents auf aggressive Machtpolitik 
wirkte jeweils international entkrampfend. 
In der Folgezeit trug noch weiter zur Ent-
spannung bei, wie bereitwillig sich Deutsch-
land nach 1871 wie nach 1990 in wachsende 
politische und wirtschaftliche Verflechtun-
gen einbinden ließ, ja diese selbst anregte.

Auf längere Sicht wurden die grenzüber-
schreitenden wirtschaftlichen Verflechtun-

gen allerdings teilweise auch zur Belastung 
für die internationalen politischen Bindun-
gen. Denn Deutschland, zum wichtigsten 
Umschlagplatz für den Warenaustausch auf 
dem europäischen Kontinent geworden, 
nutzte diese Schlüsselstellung auf Kosten sei-
ner Nachbarn aus. Unter Bismarck ging das 
Deutsche Reich 1879 zu einer Politik hoher 
Schutzzölle über. Diese Politik war in vielfa-
cher Hinsicht fragwürdig. Sie trübte die Be-
ziehungen zu anderen europäischen Staaten, 
vor allem zu Russland, das auf Agrarexporte 
nach Deutschland angewiesen war. Sie ver-
hinderte eine wirtschaftliche Arbeitsteilung 
auf dem Kontinent, die letztlich allen zugute-
kam. Und sie behinderte sogar die Weiterent-
wicklung der deutschen Industrie. Mit ratio-
naler Wirtschaftspolitik hatte das alles nichts 
zu tun. Bismarcks Motiv war vielmehr, den 
landwirtschaftlichen Interessen durch Zoll-
schutz einen Dienst zu erweisen und sich so 
ihrer Unterstützung zu versichern.

Auch darin kann man manche Parallelen 
zur heutigen Situation erkennen. Das deut-
sche Kaiserreich betrieb eine nationalegoisti-
sche Wirtschaftspolitik zum einseitigen 
Schutz der deutschen Landwirtschaft vor 
Agrarimporten. Das erwies sich für die inter-
nationalen Beziehungen des Deutschen Rei-
ches zu seinen europäischen Nachbarn als 
nachteilig. Heute betreibt die Bundesrepub-
lik Deutschland eine nationalegoistische 
Wirtschaftspolitik zur einseitigen Förderung 
der deutschen Exporte. Bei der Lohn- und 
Arbeitsmarktpolitik, bei der Finanzierung 
der Energiewende und in vielen anderen Be-
reichen wird die deutsche Exportwirtschaft 
auf Kosten der Verbraucher und des Binnen-
markts bevorzugt. Das hat zwar die Zahl der 
Arbeitsplätze erhöht. Die soziale Ungleich-
heit in der Bundesrepublik ist dadurch aller-
dings beträchtlich angewachsen. Vor allem 
aber führt es zu gewaltigen Außenhandels-
überschüssen. Damit hat Deutschland sich 
nicht eben Freunde in Europa gemacht – 
ähnlich wie durch die Hochschutzzollpolitik 
in der Zeit Bismarcks. Ökonomisch war das 
ein zweischneidiges Schwert. Genauso wie 
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Ein Kaisertum ohne  
starkes Monarchenamt

Über die verfassungsmäßige Stellung des Kaisers im Deutschen Reich von 1871 und seine Abhängigkeit  
von der Macht Preußens sowie dessen Ministerien, Streitkräften und sonstigen Behörden

VON OLIVER F.R. HAARDT

A ls das Deutsche 
Reich 1871 ins Leben 
trat, umgab den neu-
en Nationalstaat der 
Anschein eines Fürs-
tenbundes. Dieser 

Eindruck entstand ganz wesentlich durch 
die besondere Stellung, die die Reichsver-
fassung dem Kaiser gab. Die Verhandlun-
gen zur Vereinigung der deutschen Ein-
zelstaaten hatten auf Drängen Bismarcks 
darauf verzichtet, den Kaiser zu einem 
Reichsmonarchen zu machen. Stattdes-
sen war der preußische König in der Pro-
klamationszeremonie von Versailles zu 
einem primus inter pares des Bundes der 
regierenden Fürsten erklärt worden. Was 
genau hieß das aber? Welche Rechte und 
Pflichten waren mit dieser Stellung ver-
bunden? Und wie unterschieden sie sich 
von denen eines echten Monarchen? 

In der Exekutive gewährte die Verfas-
sung dem Kaiser äußerst weitgehende Be-
fugnisse. So unterstand ihm die gesamte 
auswärtige Gewalt. Er vertrat das Reich 
völkerrechtlich, konnte Verträge mit an-
deren Staaten eingehen, Gesandte be-
glaubigen und empfangen und im Namen 
des Reiches Frieden schließen und Krieg 
erklären. Um Letzteres zu tun, brauchte 
er allerdings die Zustimmung des Bun-
desrates, außer im Falle eines direkten 
Angriffs auf das Bundesgebiet oder des-
sen Küsten. Auch die Personalgewalt lag 
ganz in seinen Händen. Er ernannte, ver-
eidigte und entließ alle Reichsbeamten, 
inklusive des Kanzlers. Laut Verfassung 
war er somit Kopf der nationalen Verwal-
tung und Chef des einzigen Amtsträgers, 
den sie zur Übernahme von Regierungs-
aufgaben vorsah. Das gab dem Kaiser die 
Möglichkeit, durch die Besetzung der je-
weiligen Schlüsselpositionen den Kurs 
der Exekutive in allen Bereichen maßgeb-
lich mitzubestimmen. Im Rahmen der so-
genannten Reichsaufsicht überwachte er 
außerdem die Ausführung der Bundesge-
setze durch die Länder, informierte den 
Bundesrat gegebenenfalls über Unregel-
mäßigkeiten und setzte von diesem be-
schlossene Gegenmaßnahmen um. Ver-
letzte ein Einzelstaat seine verfassungs-
mäßigen Pflichten schwer und verhängte 
der Bundesrat deshalb eine Reichsexeku-
tion, durfte der Kaiser Strafmaßnahmen 
bis hin zu einer militärischen Interventi-
on durchführen. In der Legislative waren 
seine Rechte dagegen sehr viel begrenz-
ter. Alles, was ihm hier zustand, war, den 
Bundesrat und den Reichstag zu berufen, 
zu eröffnen, zu vertagen und zu schließen 
sowie Gesetze auszufertigen und zu ver-
künden. Die Verfassung beschränkte sei-
ne Rolle in der Gesetzgebung also auf 
rein formale Funktionen.

Vollzugsgewalt beim Bundesrat 
Dieses Set an exekutiven und legislativen 
Rechten machte den Kaiser zwar zu einer 
wichtigen Figur innerhalb des Regie-
rungssystems, aber nicht zu einem Mon-
archen des Reiches. Während es in der 
politischen und rechtlichen Diskussion 
der Zeit durchaus umstritten war, was ge-
nau eine konstitutionelle Monarchie aus-

machte, „so gilt doch von allen Monar-
chien“, wie der deutsch-österreichische 
Rechtswissenschaftler Georg Jellinek in 
seiner Allgemeinen Staatslehre zur Jahr-
hundertwende resümierte, „dass alle 
staatlichen Funktionen ihren Ausgangs-
punkt und daher auch ihren Einigungs-
punkt im Monarchen haben“. Für den 
Kaiser galt das weder in der Exekutive 
noch in der Legislative. Trotz seiner Do-
minanz in allen auswärtigen und Perso-
nalangelegenheiten ruhte die Vollzugsge-
walt grundsätzlich beim Bundesrat. Das 
machte die Verfassung zum Beispiel da-
durch deutlich, dass sie das klassische 
Regierungsvorrecht, das Parlament auf-

zulösen, der Länderkammer übertrug. 
Dem Kaiser gab sie lediglich ein Zustim-
mungsrecht. An der Gesetzgebung betei-
ligte sie ihn überhaupt nicht gestalte-
risch. Reichsgesetze kamen allein durch 
die übereinstimmenden Mehrheitsbe-
schlüsse von Bundesrat und Reichstag 
zustande. Für den Kaiser war keine 
gleichwertige Rolle im legislativen Pro-
zess vorgesehen. 

Wie limitiert die Stellung war, die die 
Verfassung ihm gab, wird deutlich, wenn 
wir bedenken, welche Rechte ihm im Ver-
gleich zu einem monarchischen Souverän 
fehlten. Als Referenzpunkte bieten sich 
die beiden Institutionen an, die aufs Engs-
te mit seinem Amt beziehungsweise des-
sen Entstehungsgeschichte verflochten 
waren: das Königtum in Preußen, mit dem 
der Kaiser in Personalunion verbunden 
war, und das Kaisertum der Frankfurter 
Paulskirche, das gewissermaßen als sein 
historischer Vorgänger allen Parteien bei 
den Verhandlungen über seine verfas-
sungsrechtliche Position vor Augen stand. 
Die preußische Verfassung von 1850 er-
klärte unmissverständlich, dass „dem Kö-
nige allein […] die vollziehende Gewalt“ 
zustehe. Der Verfassungsentwurf der 
Frankfurter Nationalversammlung ging 
sogar noch einen Schritt weiter. Er be-
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Architekt des Kaiserreichs und Konstrukteur eines Monarchenamts, das ganz auf Preußen zugeschnitten war: Der preußische  
Ministerpräsident und erste Reichskanzler Otto v. Bismarck. Im Bild das Gemälde „Fürst Bismarck am Bundesratstisch, eine Rede 
haltend“ von Anton von Werner (um 1888) Foto: bpk images
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stimmte, dass „ueberhaupt […] der Kaiser 
die Regierungsgewalt in allen Angelegen-
heiten des Reiches nach Maaßgabe der 
Reichsverfassung“ habe und „ihm als Trä-
ger dieser Gewalt […] diejenigen Rechte 
und Befugnisse [zustünden], welche in 
der Reichsverfassung der Reichsgewalt 
beigelegt und dem Reichstage nicht zuge-
wiesen“ seien. Eine solche Generaler-
mächtigung, die den Kaiser zum Kristalli-
sationspunkt der Exekutive erklärt hätte, 
kannte die neue Reichsverfassung nicht. 
Außerdem stand sowohl dem preußischen 
König als auch dem Kaiser der Paulskirche 
das allgemeine Verordnungsrecht zu, also 
die Befugnis, in allen Regierungsfeldern 
Dekrete zur Ausführung der Gesetze zu 

erlassen. Genau wie das Recht, den 
Reichstag zu eröffnen, legte die Verfas-
sung von 1871 dieses klassische Vorrecht 
eines konstitutionellen Monarchen nicht 
dem Kaiser, sondern dem Bundesrat bei.

In der Legislative war der Unterschied 
noch deutlicher. Die preußische Verfas-
sung bestimmte, dass „die gesetzgebende 
Gewalt […] gemeinschaftlich durch den 
König und durch zwei Kammern ausge-
übt“ werden und die „Uebereinstim-
mung“ aller drei Organe „zu jedem Ge-
setze erforderlich“ sein solle. Dement-
sprechend konnte der König jeden ihm 
missliebigen Gesetzesbeschluss blockie-
ren. Er hatte also ein absolutes Veto. Die 
Frankfurter Reichsverfassung machte 
den Kaiser im Gesetzgebungsverfahren 
zwar nicht ganz so stark, gab ihm aber zu-
mindest das Recht, legislative Beschlüsse 
zu verzögern und so eine abermalige Ver-
handlung zu erwirken. Erst wenn der 
Reichstag ein Gesetz „in drei unmittelbar 
folgenden ordentlichen Sitzungsperio-
den unverändert gefaßt“ hatte, konnte 
der Kaiser ein solch suspensives Veto 
nicht mehr einlegen. Unter der Verfas-
sung von 1871 stand dem Kaiser weder ein 
Veto der einen noch der anderen Sorte 
zu. Es gab keine Vorschrift, die es ihm 
ausdrücklich erlaubt hätte, einmal vom 

Bundesrat und Reichstag beschlossene 
Gesetze zu obstruieren. Darüber hinaus 
hatte er anders als sein Frankfurter Vor-
läufer oder sein preußischer Alias auch 
nicht das Recht, Gesetzesentwürfe in den 
legislativen Prozess einzubringen. 

Kein Würdenträger aus  
eigenem Recht
Der wichtigste „Gegensatz […] gegen das 
Monarchenrecht“ bestand aber gar „nicht 
in dem verschiedenen Maße der Macht-
befugnisse“, wie Paul Laband in der fünf-
ten Auflage seines Staatsrechts nach Jah-
ren der Beobachtung unterstrich, sondern 
„in der Verschiedenheit des Rechtsgrun-
des“, auf dem das Kaiseramt beruhte. Der 

Kaiser war kein Würdenträger eigenen 
Rechts. Anders als der Entwurf der Pauls-
kirche definierte die Verfassung von 1871 
kein eigenständiges Amt eines „Reichs-
oberhauptes“, das sie dem König von 
Preußen übertragen hätte. Vielmehr stand 
diesem das Präsidium des Bundes unter 
dem Titel eines „Deutschen Kaisers“ au-
tomatisch zu. Eine Kaiserwürde, die an 
ein unabhängiges nationales Amt gebun-
den war, gab es somit gar nicht. Der preu-
ßische König trug in seinen föderalen 
Funktionen kraft seines eigenen und 
nicht kraft eines gesonderten Amtes die 
Ehrenbezeichnung eines Kaisers. Es han-
delte sich dabei folglich nur um eine 
„Quasi-Amtswürde“, wie der Bonner 
Staatsrechtler und überzeugte Monar-
chist Philipp Zorn in Holtzendorffs 
Rechtslexikon kritisch anmerkte. Anders 
ausgedrückt: Als Teil des bündischen 
Scheins, in den Bismarck den neuen Na-
tionalstaat hüllte, war das Amt des Kai-
sers eine bloße Verkleidung. Unter dem 
nationalen Gewand des Staatsoberhaup-
tes steckte der König von Preußen. Um 
ein Monarch zu sein, fehlte dem Kaiser 
also nicht nur die eigene Krone, sondern 
auch die autonome Substanz.

Indem die Verfassung den Kaiser der-
art eng an den preußischen Thron band, 

machte sie es allen anderen regierenden 
Fürsten des Reiches unmöglich, jemals 
dessen Amt zu beanspruchen. Dadurch 
sicherte das Kaisertum die Hegemonie, 
die die preußische Monarchie über 
Deutschland auf dem Schlachtfeld ge-
wonnen hatte, staatsrechtlich ab. Die Un-
trennbarkeit des Kaiseramtes und der 
preußischen Krone ergab sich dabei nicht 
nur aus dem, was die Verfassung festlegte, 
sondern auch aus dem, was sie nicht re-
gelte. Im Gegensatz zur Frankfurter 
Reichsverfassung verlor sie kein einziges 
Wort über die Modalitäten der Erbfolge 
und die Regeln für eine mögliche Abdan-
kung oder Regentschaft. Es galten daher 
die jeweiligen Bestimmungen, die das 

preußische Staatsrecht und die Hausge-
setze der Hohenzollern für die Krone von 
Preußen festlegten. Nicht als Deutscher, 
sondern als Preuße bestieg der Kaiser den 
Thron, übergab er seine Amtsgeschäfte im 
Krankheitsfall einem Stellvertreter und 
reichte er seine Würde im Moment seines 
Todes an einen Nachfolger weiter. Sein 
Amt war demzufolge nicht viel mehr als 
ein „Akzessorium der preußischen Kro-
ne“, wie Laband auf den Punkt brachte. 

Monarch ohne eigene Institutionen
Dieser Zubehörcharakter äußerte sich be-
sonders deutlich darin, dass dem Kaiser 
bis auf seinen Titel keinerlei monarchi-
sche Ehren aus eigenem Recht zustan-
den. Im Gegensatz zu ihrem Pendant von 
1849 richtete die Reichsverfassung weder 
eine kaiserliche Residenz noch eine Zivil-
liste ein. Auch einen eigenen kaiserlichen 
Hof gab es nicht. Für alle seine Aufgaben 
musste der Kaiser die entsprechenden 
preußischen Einrichtungen nutzen. Die 
im Zusammenhang mit seiner Amtsfüh-
rung anfallenden Ausgaben übernahm die 
preußische Zivilliste, die deshalb im Lau-
fe der Jahre mehrmals erhöht wurde. 
Noch nicht einmal eigene Orden oder 
Adelstitel konnte der Kaiser verleihen. Da 
die Stiftung und Zuerkennung solcher 

Auszeichnungen monarchischen Landes-
herren vorbehalten waren, konnte er sie 
nur als König von Preußen vornehmen. 
Um ausdrücklich auf die ganze Nation 
bezogene Ehrungen durchführen zu kön-
nen, schuf Wilhelm I. deshalb wenige Mo-
nate nach der Reichsgründung in Erinne-
rung an die Einigungskriege per Aller-
höchster Ordre eine neue Version der III. 
und IV. Klasse des Königlichen Kronen-
Ordens. Dieses kreuzförmige Abzeichen 
verlieh der König von Preußen an einem 
weißen, sechs Mal schwarz gestreiften 
Ehrenband, das durch seine roten Seiten-
ränder an die Reichsflagge erinnerte. Ein 
besseres Sinnbild für die doppelte Identi-
tät des Kaisers hätte es kaum geben kön-

nen. Genau wie der Orden war das Kai-
seramt mit den deutschen Farben deko-
riert, aber preußisch im Kern. Das Staats-
oberhaupt des Reiches war kein Kaiser, 
sondern ein Kaiser-König.

b Dr. Oliver F. R. Haardt ist Lumley  
Research Fellow in Geschichte am Magda-
lene College der Universität Cambridge. 
Zuvor studierte er ebenfalls in Cambridge 
am Trinity College Geschichte und promo-
vierte 2017 unter Christopher Clark.    
www.hist.cam.ac.uk
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Als Teil des 
bündischen Scheins, 
in den Bismarck den 
neuen Nationalstaat 
hüllte, war das Amt 

des Kaisers eine 
bloße Verkleidung. 

Unter dem 
nationalen Gewand 

des Staatsober- 
hauptes steckte der 
König von Preußen.  

Um ein Monarch  
zu sein, fehlte  

dem Kaiser also 
nicht nur die eigene 

Krone, sondern  
auch die autonome 

Substanz

Auch in den Jahrzehnten nach der Reichsgründung hatte das Amt des Deutschen Kaisers im Vergleich zu anderen Monarchien weniger Kompetenzen. Das Bild zeigt die „Reichstagseröffnung im Weißen Saal des Berliner 
Schlosses durch Wilhelm II., 25. Juni 1888“ (Gemälde von Anton von Werner, Öl auf Leinwand, 1893)  Foto: bpk images
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VON RENÉ NEHRING

W ilhelm I. ist 
ein histori-
sches Phä-
nomen. Ob-
wohl das 
Leben des 

Monarchen – geboren 1797, gestorben 
1888 – weitestgehend parallel zu dem er-
eignisreichen 19. Jahrhundert verläuft 
und in enger wechselseitiger Beziehung 
zu den Zeitläuften steht, und obwohl Wil-
helm als König von Preußen der erste Kai-
ser des zweiten Reichs wird, umgibt ihn 
kein besonderer historischer Nimbus. 
Tragen andere Herrscher aus seinem 
Hause Beinamen wie der „Große Kur-
fürst“ Friedrich Wilhelm von Branden-
burg oder wie der „Soldatenkönig“ Fried-
rich Wilhelm I. oder wie Friedrich II. „der 
Große“ oder auch nur der „Romantiker 
auf dem Throne“ wie Wilhelms I. älterer 
Bruder Friedrich Wilhelm IV., so ist in der 
historischen Überlieferung selbst bei in-
teressierten Laien kaum eine Vorstellung 
vom Wirken dieses Monarchen bekannt. 
Auch das größte politische Ereignis in sei-
nem Leben, die Kaiserkrönung in Ver-
sailles am 18. Januar 1871 – und damit der 
endgültige Aufstieg der Hohenzollern an 
die Spitze der deutschen Fürsten – wird 
gemeinhin nicht mit Wilhelm, sondern 
mit Otto v. Bismarck verbunden. 

Wenn überhaupt, dann haben sich 
eher negative Wilhelm-Überlieferungen 
erhalten. Für die politische Linke ist er vor 
allem der „Kartätschenprinz“, der 1848 der 
Revolution den Garaus macht; und Kon-
servative wie Liberale nehmen in der für 
sie maßgeblichen Einigungsfrage den Kö-
nig neben dem zupackenden Bismarck 
eher als wankelmütig wahr. Beides emp-
fiehlt ihn nicht als Idol für politische La-
ger. Selbst die Geschichtsschreibung weiß 
wenig mit Wilhelm anzufangen; wenn er 
überhaupt auftaucht, dann zumeist als ein 
historiographischer Mitläufer zwischen 
Friedrich Wilhelm IV. und Bismarck. Be-
zeichnend ist das Urteil Jürgen Angelows, 
dass Wilhelm „mehr Zuschauer als Ak-
teur“ war und dass seine Leistung allen-
falls darin bestanden habe, „in entschei-
denden Momenten der Geschichte passiv 
geblieben zu sein und begabteren Köpfen 
den Vortritt gelassen zu haben“.

Ein Prinz mit konkretem Programm
Dabei zeigen seine Denkschriften und 
Korrespondenzen, dass Wilhelm alles an-
dere als ein unpolitischer Kopf ist. Schon 
im Vormärz beteiligt sich der – seit dem 
Tode seines Vaters Friedrich Wilhelm III. 
und der Amtsübernahme seines kinderlo-
sen Bruders Friedrich Wilhelm IV. im Juni 
1840 zum Thronfolger und Prinz von 
Preußen ernannte – Wilhelm regelmäßig 
an den Debatten zum Tagesgeschehen. 
Konsequent verteidigt er dabei nach innen 
die Vorrechte der Krone und fordert nach 
außen einen Machtgewinn Preußens. 

Zu einem Schlüsselerlebnis wird die 
Märzrevolution 1848. Obwohl Wilhelm 
wenige Tage vor deren Ausbruch in Berlin 
von seinen militärischen Aufgaben ent-
bunden wird, um ins Rheinland zu wech-
seln, und somit keine Befehlsgewalt über 
irgendwelche preußische Truppen hat, gilt 
er für die Revolutionäre schnell als Hass-
figur, die für die Niederschlagung der Re-
volution verantwortlich gemacht wird. Bei 
Nacht und Nebel muss Wilhelm fliehen – 
und weiß von nun an, auf welch wackeli-
gen Fundamenten die Monarchie ruht. 

Interessanterweise flieht der ver-
meintlich reaktionäre Prinz von Preußen 
nicht an den Hof eines Verteidigers der 
alten Zeiten – etwa nach Petersburg, wo 
seine Schwester Charlotte als Kaiserin 
Alexandra Fjodorowna Gemahlin des Za-
ren Nikolaus ist –, sondern in die liberale 
Hochburg der damaligen Zeit – nach Lon-
don. Dort trifft er regelmäßig den Gemahl 
der Queen Victoria, Prinz Albert von 
Sachsen-Coburg und Gotha, und bahnt 
die freundschaftlichen Beziehungen an, 

die später das Kaiserreich offiziell mit 
dem Vereinten Königreich unterhält. 
Schon in England fügt sich Wilhelm in die 
neuen Verhältnisse und fordert, jegliche 
Versuche zur Wiederherstellung der alten 
Ordnung zu unterlassen. 

Liberaler Aufbruch
Zurück in Berlin empfängt der Prinz von 
Preußen – nicht zuletzt unter dem Ein-
fluss seiner Gemahlin Augusta, die zu 
Goethes Zeiten am Weimarer Hof aufge-
wachsen war – eine Abordnung der Frank-
furter Paulskirche, während sein Bruder 
Friedrich Wilhelm die Repräsentanten des 
ersten gesamtdeutschen Parlaments brüsk 
zurückweist. In der folgenden Reaktions-
zeit unter Ministerpräsident Otto Theo-
dor v. Manteuffel steht er auf der Seite der 
Liberalen und wird trotz seiner Stellung 
als Thronfolger politisch kaltgestellt.

Als sich 1858 der Gesundheitszustand 
Friedrich Wilhelms IV. zunehmend ver-
schlechtert und der Bruder letztlich auf 
seine Regierungsgewalt verzichten muss, 
wird Wilhelm zum Prinzregenten ernannt 
und leistet, obwohl formal nur Stellvertre-
ter des Königs, einen Eid auf die Verfas-

sung, was Friedrich Wilhelm stets vermie-
den hat. Damit erkennt Wilhelm die Ver-
fassung als für das Geschlecht der Hohen-
zollern verbindlich an. 

Konsequent läutet der Prinz von Preu-
ßen die Neue Ära ein mit dem Ziel, die 
bürgerlichen Freiheiten wieder stärker zu 
ermöglichen. Diese Ära ist jedoch vorbei, 
als Wilhelm glaubt, dass die Liberalisie-
rung zulasten der überlieferten Rechte 
der Krone geht. Zur schicksalhaften 
Streitfrage wird die Heeresreform, in der 
der Prinz unter anderem eine Anhebung 
des Wehretats und der Wehrdienstzeit 
fordert. Wilhelm sieht die Weigerung des 
Parlaments, ihm die dafür erforderlichen 
Mittel zu bewilligen, als Angriff auf seine 
Rechte als Monarch. Entschieden lehnt er 
jeden Kompromissvorschlag ab und ver-
schleißt darüber mehrere Minister, die 
zum Teil langjährige Weggefährten sind. 

König von Preußen
Mit dem Tode Friedrich Wilhelms IV. 1861 
wird Wilhelm König. Zum Zeichen der Be-
kräftigung der tief in einer Krise stecken-
den Monarchie krönt er sich im Oktober 
des Jahres in Königsberg als zweiter Ho-

henzollern-Monarch – nach Friedrich I. 
1701 – selbst zum König von Preußen. Als 
sich die innenpolitischen Verhältnisse 
1862 weiter festfahren, beruft er im Sep-
tember den Landtagsabgeordneten Otto 
v. Bismarck zum Ministerpräsidenten. 

Bismarck gilt heute als derjenige, der 
von nun an in der preußischen Politik die 
Führung übernimmt. In einer Rede vor 
dem Abgeordnetenhaus erklärt er am 30. 
September 1862 unter anderem: „… nicht 
durch Reden oder Majoritätsbeschlüsse 
werden die großen Fragen der Zeit ent-
schieden – das ist der große Fehler von 
1848 und 1849 gewesen – sondern durch 
Eisen und Blut“. Im sich verschärfenden 
Verfassungskonflikt vertritt er im Januar 
1863 die „Lückentheorie“, derzufolge die 
Verfassung keine Vorkehrung dafür treffe, 
dass die Parlamentarier unterschiedliche 
Auffassungen in der Budgetfrage hätten 
als der Monarch. 

Schaut man sich jedoch die Äußerun-
gen Wilhelms in jener Zeit an, stellt sich 
die Frage, wer hier wem folgt. So erklärt 
der König zur „Lückentheorie“ in einem 
Brief an den liberalen Oberstleutnant v. 
Vincke zu Olbendorf-Schlesien bereits am 

2. Januar 1863, also gut vier Wochen vor 
Bismarck: „Wo steht es in der Verfassung, 
daß nur die Regierung Konzessionen ma-
chen soll und die Abgeordneten nie-
mals??? (…) Das Abgeordnetenhaus hat 
von seinem Rechte Gebrauch gemacht 
und das Budget reduziert. Das Herren-
haus hat von seinem Rechte Gebrauch ge-
macht und das reduzierte Budget en bloc 
verworfen. Was schreibt die Verfassung in 
einem solchen Falle vor? Nichts!“

Und bereits im Mai 1849 schrieb Wil-
helm an seinen alten Erzieher Oldwig v. 
Natzmer: „Wer Deutschland regieren will, 
muß es sich erobern; à la Gagern geht es 
nun einmal nicht. Ob die Zeit zu dieser 
Einheit schon gekommen ist, weiß Gott 
allein! Aber daß Preußen bestimmt ist, an 

die Spitze Deutschlands zu kommen, liegt 
in unserer ganzen Geschichte, – aber das 
Wann und Wie darauf kommt es an.“ 
Klingt dies nicht ganz so wie Bismarcks 
Rede von „Eisen und Blut“? Auf jeden Fall 
verdeutlichen diese – und unzählige wei-
tere – Zitate, dass Wilhelm lange bevor 
Bismarck die Verantwortung für die Ge-
schicke Preußens übertragen bekommt, 
deutlich Ziele formuliert, die in den fol-
genden Jahren umgesetzt werden. 

Dies gilt vor allem für Wilhelms Auf-
fassung von der Rolle Preußens in 
Deutschland. Die Forderung, dass die Ho-
henzollern an die Spitze der deutschen 
Fürsten treten müssten, zieht sich durch 
unzählige Briefe, Denkschriften und Re-
den des Monarchen seit seiner Kronprin-
zenzeit. Insofern kann davon, dass dieser 
König gegen seinen Willen Kaiser wurde, 
nicht die Rede sein. Zwar kritisiert Wil-
helm noch am Abend vor seiner Ausru-
fung 1871, dass ihm das Kaiseramt kaum 
mehr erscheine als das eines „Charakter-
majors“, doch meint dies eher die damit 
verbundenen geringen Kompetenzen und 
weniger das Amt an sich. 

Das Verhältnis zu Bismarck
An der herausragenden Bedeutung Otto v. 
Bismarcks ändern derlei Erkenntnisse 
nichts. Der Ministerpräsident und spätere 
Reichskanzler bleibt der große Gestalter 
jener innen- und außenpolitischen Revo-
lution, die die Gründung des Deutschen 
Reiches letztlich ist. Und doch muss ange-
sichts der Aussagen Wilhelms und seiner 
– am Beispiel des Verfassungskonflikts ge-
zeigten – Bereitschaft, in grundlegenden, 
seine Rechte als Monarch betreffenden 
Fragen nicht nachzugeben, bezweifelt 
werden, dass er all die politischen Umwäl-
zungen der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts nur klagend ertragen hat. 

Vielmehr spricht vieles dafür, dass Bis-
marck im Wesentlichen die grundlegen-
den politischen Vorstellungen seines Kö-
nigs umsetzt und nicht zuletzt deshalb so 
viele Gestaltungsfreiräume erhält, weil 
der Monarch in ihm endlich jenen „Ma-
cher“ gefunden hat, der in der Tagespoli-
tik das umsetzt, was er selbst seit Jahr-
zehnten an Zielen verfolgt.

Von der Geschichtswissenschaft bislang kaum gewürdigt: Der preußische König und spätere deutsche Kaiser Wilhelm I., hier in  
einem Porträt von Paul Bülow um 1880  Foto: bpk images
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VON EBERHARD STRAUB

A m 20. Januar 1871 
dankte Franz Grill-
parzer der Königin 
Augusta von Preu-
ßen, indessen deut-
sche Kaiserin, für 

deren Glückwünsche zu seinem 80. Ge-
burtstag. „Also zuerst die Ehrfurcht vor 
der Kaiserin und Königin. Dann ist aber 
noch etwas, was hundertfältig in meinem 
Herzen widerklingt: die Tochter Weimars! 
Ja, Majestät! Dort ist trotz Main und 
Rheinlinien das wahre Vaterland jedes ge-
bildeten Deutschen.“ Als solchen begriff 
sich der österreichische Schriftsteller 
weiterhin. Die „Reichsdeutschen“ konn-
ten neue Grenzen ziehen und mit ihnen 
einen neuen politischen Raum einhegen. 
Das war betrüblich und bedenklich genug. 
Aber das wahre Vaterland, der deutsche 
Kulturraum, entzog sich solchen Eingrif-
fen, wie er hoffte. Weimar lebte fort in der 
Sprache, im Wort, das Geist und Leben 
beisammenhält. Weimar war aber nicht 
nur ein heiliger Ort für Grillparzer. Be-
reits Goethe hatte aufmerksam und mit 
Sympathie das Wiedererwachen der 
Tschechen, der Kroaten, Serben und Un-
garn beobachtet.  

Vielfältige Zentren des Kulturlebens
Diese, im k.u.k.-Reich groß geworden, 
verehrten Goethe als Freund und Befrei-
er. Den meisten Dichtern und Gelehrten, 
die sich darum bemühten, einen jeweili-
gen Volksgeist zu erwecken – übrigens 
meist mit Hilfe enthusiastischer Deut-
scher, die gerne auch Böhmen, Slowaken 
oder Ungarn wurden –, war gar nicht an 
einem vollständigen Bruch mit den Deut-
schen gelegen. Sie sahen die Vorteile, die 
ihnen die übernationale Monarchie im 
Einverständnis mit den deutschen Staa-
ten bot – nämlich nur in dieser Kombina-
tion eine gewisse Weltgeltung zu gewin-
nen. Daran änderte sich auch nach 1871 
nichts. Denn das Deutsche Reich blieb ja 
ein Verein deutscher Staaten, die ihre 
Verluste politischer Selbstständigkeit 
durch moralische Eroberungen, also kul-
turelle Eigenwilligkeit kompensieren 
wollten. Diese Absicht erleichterte es den 
„Reichsdeutschen“, die ja gar keine deut-
sche Staatsangehörigkeit besaßen, son-
dern Bayern, Hessen, Sachsen oder Preu-
ßen blieben, sich in das Reich als einem 

Verband zu fügen, der in Vielfalt geeint 
weit davon entfernt war, in der Gleichheit 
der Lebensverhältnisse und des Denkens 
ein wünschenswertes Ideal zu vermuten.

Um 1900 unterschieden sich die Resi-
denzstädte, aber auch die großen Han-
delsplätze wie Frankfurt, Leipzig oder 
Breslau erheblich voneinander, die alle-
samt eifersüchtig beobachteten, was sich 
in Berlin regte. Mochte das Reich von 
1870/ 71 auch politisch geeint sein, kultu-
rell glich es eher dem Italien der Stadt-
staaten während der Renaissance. Dieses 
Deutschland der Städte und ungemein 
verschiedener kultureller Bestrebungen 
und Lebensformen zwischen Köln und 
Königsberg zog Europäer aus allen Him-
melsrichtungen wegen seiner ungewöhn-
licher Freiheiten an. 

Vor allem aber entsprach die aufre-
gende Unübersichtlichkeit im Deutschen 
Reich den Temperamenten in Österreich-
Ungarn. Wien war die deutsche Welt-
stadt, doch im Laufe des 19. Jahrhunderts 
hatten sich Prag und Budapest ebenfalls 
zu europäischen Metropolen entwickelt, 
Graz und Innsbruck betonten eine be-
wusste Unabhängigkeit, Lemberg und 
Agram traten hinzu, und Triest blieb als 
Erbe Venedigs der wichtigste Hafen im 
Mittelmeer.

Diese Städte schauten nach Wien und 
Berlin, suchten jedoch zugleich engen An-
schluss an die vielen kulturellen Zentren 
im deutschen Reich, die wie sie stolz auf 
ihre Eigenart waren. Was alle verband, das 
war die deutsche Sprache, eine Art Latein 
des 19. Jahrhunderts, eine Reichssprache  
für die Monarchie und die übrigen Deut-
schen, wo immer sie lebten. Sie war ein 
notwendiges Verkehrsmittel wie die Ei-
senbahn. Während der langen Epoche des 
Kaisers  Franz-Joseph lernten sich die ein-
zelnen Völker und die Deutschen insge-
samt erst richtig kennen. Das führte zu 
Reibereien, die von Politikern betont und 
oft übertrieben wurden, aber auch zu ei-
ner bislang ungewohnten Nähe. 

Die Bedeutung der Sprache
Denn die meisten Ungarn, Böhmen, Kro-
aten und so weiter lernten die Vorteile 
schätzen, die mit dem Gebrauch der 
deutschen Sprache und der Kenntnis an-
derer Umgangssprachen in Österreich-
Ungarn verknüpft waren. Die „Reichs-
deutschen“ sahen es nicht anders. 
Schließlich war die Donau-Monarchie ihr 

zuverlässigster Verbündeter und Han-
delspartner. Das setzte damals noch vor-
aus, Sprachen zu lernen, um sich mit ei-
nem potentiellen Geschäftspartner bes-
ser verständlich machen zu können. 

Die Deutschen waren noch polyglott, 
wirkliche Europäer, und hatten eine Freu-
de daran, in dem weiten Hinterland ihres 
Reiches keine Fremden zu sein. Diese 
Weitläufigkeit bewahrte sie vor Provinzia-
lismus, und alsbald erkannten Skandina-
vier wie Russen, dass über deutsche Über-
setzungen der Weg in die Weltliteratur 
führte.  Die Deutschen in Österreich und 
Ungarn waren darauf bedacht, ihre Vor-
stellungen von der Aufgabe Österreichs 
den neuen Verhältnissen anzupassen, da-
mit Deutschland in Europa und Mittel-
europa zusammen mit Österreich weiter-
hin als eine kulturelle Macht zu wirken 
vermochte. Die Nation konnte sich nicht 
auf einen politischen Staat beschränken, 
sondern sie blieb auf die Kulturnation an-
gewiesen, die als solche andere Völker 
und Sprachen umfasste; jedoch nicht, um 
diese zu erdrücken, vielmehr um sie als 
regionale Sonderformen in größere Zu-
sammenhänge zu rücken. 

Franz Molnárs Komödien wurden über 
Wien und Berlin und die übrigen deut-
schen Theater zu Welterfolgen wie die 
Operetten seines Landsmanns Franz Le-
hár. Die Direktoren des Burgtheaters wa-
ren meist Reichsdeutsche, während in 
Berlin der Österreicher Max Reinhardt 
sein Bühnenimperium aufbaute. Der 
Münchner Richard Strauss, Generalmu-
sikdirektor des preußischen Königs und 
deutschen Kaisers, ließ seine Opern mit-
samt den Libretti des Wieners Hugo von 
Hofmannsthal zuerst in Dresden auffüh-
ren. Eine kleinere Stadt biete ein aufmerk-
sameres Publikum als in Wien oder Berlin, 
wo eine Sensation der nächsten folge und 
deshalb jede Konzentration verhindere, 
sich ernsthaft auf ein Werk zu einlassen.

Wegen des ungemeinen Erfolgs des 
„Rosenkavalier“ 1911 wurden erstmals 
Sonderzüge eingesetzt, um es sensations-
lüsternen Berlinern zu ermöglichen, in 
Dresden diese Wiener Farce schon zu se-
hen, bevor sie in Berlin ihre Premiere hat-
te. Hofmannsthal und Strauss veranschau-

lichten die ungebrochene deutsch-öster-
reichische Einigkeit. Hofmannsthal, des-
sen Dramen zuerst in Berlin gespielt wur-
den, scharte um sich einen Kreis von 
Norddeutschen, den Bremer Rudolf Alex-
ander Schröder, den Königsberger Rudolf 
Borchardt, den in Wiesbaden geborenen 
Eberhard von Bodenhausen oder den Ber-
liner Harry Graf Kessler, mit dem zusam-
men er in Weimar die Dichtung des „Ro-
senkavaliers“ entworfen hatte. 1927 wür-
digte er in einer großen Rede in München 
das Schrifttum als geistigen Raum der 
Nation, den eigentlichen Lebensraum 
nicht allein der Deutschen, sondern aller 
gebildeten Mitteleuropäer, die als solche 
Anteil an der deutschen Kultur und Kul-
turnation hatten. Richard Strauss verließ 
1919 Berlin und ging nach Wien. Der baye-
rische Preuße wurde zum bayerischen Ös-
terreicher und blieb doch, was er immer 
war – ein deutscher Meister.

Vielfältige Zentren des Kulturlebens
Zum geistigen Raum gehörte unbedingt 
die Wissenschaft. Es war im preußischen 
Kultusministerium Friedrich Althoff, den 
Wilhelm II. seinen „Napoleon der Hoch-
schulpolitik“ nannte, der ab 1898 gemein-
same Konferenzen der deutschen Kultus-
ministerien mit den entsprechenden ös-
terreichischen Beamten organisierte, um 
Österreich und das Reich als gemeinsa-
mes Reservoir für die „deutsche Wissen-
schaft“ als Inbegriff der Freiheit und erns-
ter Wissenschaftlichkeit zu nutzen und 
die weitere Entwicklung der Universitä-
ten zu koordinieren. Österreich bis hinab 
nach Siebenbürgen und hinüber nach 

Czernowitz sowie das Deutsche Reich  
waren sich nie so nahe gewesen wie nach 
1871. Zwar dienten die Reichsdeutschen 
von nun an nur noch selten in der k.u.k. 
Armee und waren kaum noch Hofräte. 
Aber sie reisten kreuz und quer durch „die 
Monarchie“, und Österreicher wie Un-
garn tummelten sich überall „im Reich“ 
als Maler, Musiker, Studenten, Schauspie-
ler, Professoren oder undefinierbare Ge-
nies. Das hatte Folgen bis in die 50er Jahre 
des 20. Jahrhunderts.

Der Kult um Rilke und Kafka erreichte 
erst nach dem Zweiten Weltkrieg seinen 
Höhepunkt. Wer nach und nach Thomas 
Manns Lübecker Bildungsbürgerromane 
nicht mehr gar so exquisit fand, hielt sich 
an Robert Musil und Hermann Broch oder 
schloss sich den „Heimitisten“ an, die 
sich mit Heimito von Doderers Romanen 
einem langwierigen Prozess der Austrifi-
zierung unterzogen, den der Schriftstel-
ler, dessen Vorfahren aus dem protestan-
tischen Württemberg und aus Bayern ka-
men, selbst durchlaufen musste. Das un-
tergegangene Österreich-Ungarn über-
lebte im deutschen Heimatfilm und in 
Schlagern. In der Operette „Im weißen 
Rössl am Wolfgangsee“, 1930 in Berlin ur-
aufgeführt, sind noch einmal sämtliche 
Klischees aus der Welt von gestern ver-
sammelt: die Alpenkulisse, resolute Ma-
deln, prächtige Mundwerkburschen, Ber-
liner Anwälte mit Gemüt, ein verträumter 
deutscher Professor und nicht zuletzt der 
Kaiser, der weise und gütig alles Ungeord-
nete wieder ins Lot bringt. 

Heute ist in Deutschland und in Ös-
terreich die Welt von gestern vollständig 
vergessen. Mitten in Europa sind Deut-
sche und Österreicher Provinzler gewor-
den, die behaupten, Europäer zu sein, oh-
ne über ihre deutschen und mitteleuro-
päischen Wurzeln Bescheid zu wissen. 
Doch wie kann einer Europäer sein, der 
nicht einmal sich selber kennt? 

b Dr. Eberhard Straub ist Historiker 
und Publizist. Zu seinen Werken  
gehört unter anderem „Der Wiener  
Kongress. Das große Fest und die Neu-
ordnung Europas“ (Klett-Cotta 2014).  
www.eberhard-straub.de

Der geistige Raum der Nation
Nach der Reichseinigung von 1871 waren die politischen Grenzen Deutschlands andere als  

diejenigen des deutschen Kulturraums. Und doch rückte die Kulturnation enger zusammen als jemals zuvor

Österreich bis hinab 
nach Siebenbürgen 
und hinüber nach 
Czernowitz sowie 

das Deutsche Reich  
waren sich nie so 

nahe wie nach 1871
Auch Rainer Maria Rilke gehörte – wie viele andere Prager Autoren – zu den führenden 
deutschen Intellektuellen im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert Foto: bpk images

In Wien geboren, in Berlin und Dresden uraufgeführt: Wie viele österreichische Intellektuelle überquerte auch der Schriftsteller  
Hugo von Hofmannsthal die nach 1871 entstandenen politischen Grenzen mühelos     Foto: bpk images
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Geschichte  
eines Reiches 
Versailles, 18. Januar 1871: Im Spiegelsaal 
des berühmten Schlosses der französi-
schen Könige wird das deutsche Kaiser-
reich ausgerufen. Seine folgende Entwick-
lung war geprägt von immenser wirt-
schaftlicher Dynamik bei weitgehendem 
politischem Stillstand, demokratischen 
Lernprozessen und autoritärer Verkrus-
tung, bahnbrechenden Sozialreformen 
und heftigsten sozialen Konflikten. 

In zwölf Kapiteln, die jeweils von den 
Ereignissen eines bestimmten Tages aus-
gehen, beleuchtet Christoph Nonn diese 
faszinierend bunte Epoche und lässt die 
Menschen lebendig werden, die sie gestal-
teten und durchlebten. So etwa der Künst-
ler Anton von Werner, der die Kaiserpro-
klamation gleich mehrfach malte, Julie 
Bebel, die selbstbewusst in der Politik wie 
in der gemeinsamen Drechslerwerkstatt 
an die Stelle ihres Manns August trat, 
wenn der wieder einmal im Gefängnis 
saß, oder der Schuster Wilhelm Voigt, der 
als „Hauptmann von Köpenick“ eine Stadt 
zum Narren hielt und damit eine Nation 
zum Lachen brachte.

Christoph Nonn  
12 Tage und ein halbes Jahrhundert.  
Eine Geschichte des deutschen  
Kaiserreichs 1871 bis 1918 
C.H.Beck 2020, gebunden,  
687 Seiten mit 16 Abbildungen  
ISBN: 978-3-406-75569-9,  
34,- Euro

Ein Feldzug und 
seine Folgen  
Dieses Buch widmet sich dem Deutsch-
Französischen Krieg und seinen Folgen 
für beide Seiten. Ebnete die Schlacht von 
Sedan im Spätsommer 1871 den Weg zur 
deutschen Kaiserproklamation, so mar-
kiert die Gefangennahme des Kaisers Na-
poleon III.  nicht nur das Ende der franzö-
sischen Monarchie, sondern auch den 
Niedergang der einstigen Grande Nation. 

Klaus-Jürgen Bremm legt mit dieser 
Arbeit eine umfassende Gesamtdarstel-
lung und teilweise Neubewertung jener 
historischen Ereignisse vor. Ein Schwer-
punkt ist dabei das militärische Gesche-
hen – so werden die entscheidenden 
Schlachten wie Weißenburg, Wörth und 
Spichern, Metz und Sedan detailliert ana-
lysiert –, doch auch die Bedeutung der 
Propaganda und das Schicksal der Zivilis-
ten werden in den Blick genommen. 

Obwohl beide damals entstandenen 
Staaten – das deutsche Kaiserreich und 
die französische Dritte Republik – längst 
wieder aus der Geschichte verschwunden 
sind, sollte nach Meinung des Autors die 
Bedeutung des sogenannten „Einigungs-
krieges“ nicht unterschätzt werden. 

Klaus-Jürgen Bremm 
70/71. Preußens Triumph über  
Frankreich und die Folgen 
wbg Theiss 2020, Hardcover mit Schutz-
umschlag, 336 Seiten mit 27 s/w Abb. und 
Karten, ISBN:  978-3-8062-4019-1 
28 Euro

Würdigung  
eines Königs 
Rund 30 Jahre herrschte Wilhelm I. 
(1797–1888) über Preußen, davon 17 Jahre 
über ganz Deutschland – und hinterließ in 
der Geschichte tiefere Fußspuren als 
weithin angenommen. Der Monarch, des-
sen Popularität im Lauf seines Lebens 
heftig schwankte, bewirkte einen tiefgrei-
fenden politischen Umbruch in Preußen. 
Er stürzte sein Land in den Heeres- und 
Verfassungskonflikt und machte mit sei-
nen Armeereformen Preußens Siege in 
den deutschen Einigungskriegen über-
haupt erst möglich. Bislang kaum bekannt 
ist, wie Wilhelm I. zunächst als Oberster 
Kriegsherr und dann als Deutscher Kaiser 
beträchtliche Wirkungsmacht entfaltete. 
Ohne sein Agieren wäre die preußisch-
deutsche Geschichte in mancherlei Hin-
sicht anders verlaufen. 

Robert-Tarek Fischer beschreibt in 
dieser Arbeit das bewegte Leben Wil-
helms I. im Stil einer modernen, chrono-
logisch strukturierten Biographie und fo-
kussiert dabei auf jene Initiativen und 
Entscheidungen, mit denen Wilhelm I. 
Einfluss auf die Geschichte nahm. Das 
Buch zeichnet ein neues Bild des bislang 
unterschätzten ersten Deutschen Kaisers.

Robert-Tarek Fischer
Wilhelm I. Vom preußischen König 
zum ersten Deutschen Kaiser
Böhlau 2020, gebunden, 404 Seiten 
mit 12 farbigen und 13 s/w Abbildungen, 
ISBN: 978-3-412-51926-1, 27,99 Euro

Wege in die 
Moderne 
Als der deutsche Nationalstaat 1871 die 
politische Bühne betrat, hatte das junge 
Kaiserreich gegenüber anderen Ländern 
einiges aufzuholen: Die einzelnen Regio-
nen des Reichs mussten zusammenwach-
sen und eine gemeinsame Identität ent-
wickeln. Auch unter den europäischen 
Großmächten wollte sich Deutschland 
behaupten – nicht zuletzt, indem es sich 
Kolonien in Afrika und Asien verschaffte.

Jens Jäger zeigt in seiner Arbeit, dass 
das Kaiserreich weit moderner war als 
heute gemeinhin angenommen: ein Nati-
onalstaat, der an der Spitze des techni-
schen Fortschritts stand und aktiv an der 
um 1880 beginnenden Globalisierung teil-
nahm. Schnelle Eisenbahn- und Schiffs-
verbindungen entstanden, die Kommuni-
kationsnetze wurden ausgebaut – und die 
einstigen Kleinstaaten wuchsen rasch zu 
einer Nation mit gemeinsamem Selbst-
verständnis zusammen. Auch nach außen 
vernetzte sich das Kaiserreich. So bilde-
ten sich in der Zeit zwischen 1871 und 1914 
gesellschaftliche Strukturen heraus, die 
für die deutsche Geschichte im 20. Jahr-
hundert entscheidend sein sollten. 

Jens Jäger 
Das vernetzte Kaiserreich.  
Die Anfänge von Modernisierung und 
Globalisierung in Deutschland  
Reclam 2020, gebunden mit Schutz- 
umschlag, 259 Seiten mit 13 Abbildungen, 
ISBN: 978-3-15-011304-2, 22,- Euro

Szenen einer 
Ausstellung 
Drei Kriege, drei Siege, eine Nation? In sei-
ner Sonderausstellung „Krieg Macht Na-
tion“ widmete sich das Militärhistorische 
Museum der Bundeswehr in Dresden im 
vergangenen Jahr der 150. Wiederkehr der 
Gründung des Kaiserreichs.

Der Begleitband zeigt die Exponate der 
Ausstellung und beschreibt in begleiten-
den Essays, welche Ziele und Hoffnungen 
die Menschen von damals mit der Idee der 
Nation verbanden und welche Rolle Krie-
ge dabei spielten. Ausgehend von den eu-
ropäischen Revolutionen 1848/49 wird ei-
ne Epoche von ungeheurer Dynamik ge-
zeigt, in denen Fabriken, Eisenbahnen, 
Telegraphen, Massenpresse und das Stre-
ben nach gesellschaftlicher Teilhabe den 
Alltag der Menschen verwandeln. 

Dabei wird die Reichsgründung als er-
gebnisoffener Prozess erkennbar, den vie-
le Menschen miteinander ausgehandelt 
und gegeneinander erkämpft haben. Über 
deutsche Perspektiven hinaus öffnet die 
Publikation den Blick für die Auswirkun-
gen der Einigungskriege auf die damals 
unterlegenen Mächte Dänemark, Öster-
reich und Frankreich.

Gerhard Bauer et. al. / Militärhistorisches 
Museum der Bundeswehr  
Krieg Macht Nation. Wie das deutsche 
Kaiserreich entstand  
Sandstein Verlag 2020, 432 Seiten  
mit 474 meist farbigen Abbildungen,  
ISBN: 978-3-95498-545-6, 48,- Euro

NACHLESE

Ein Reich und seine Geschichte(n)
Zum 150. Jahrestag der Reichsgründung erscheinen zahlreiche Bücher, die sowohl die damaligen Ereignisse als auch die  

folgenden Jahrzehnte in einem neuen Licht erscheinen lassen. Eine – keineswegs vollständige – kleine Übersicht
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